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Beginn: 10:07 Uhr

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 58. Ta-
gung des Schleswig-Holsteinischen Landtags. Das
Haus ist ordnungsgemäß einberufen und beschluss-
fähig.

Erkrankt sind die Abgeordneten Klaus Schlie, Hart-
mut Hamerich, Tobias von der Heide, Kerstin Metz-
ner, Aminata Touré und Anita Klahn. Wir wün-
schen von hier aus gute Besserung.

(Beifall)

Die Abgeordneten Dr. Andreas Tietze und Claus
Schaffer haben nach § 47 Absatz 2 der Geschäfts-
ordnung mitgeteilt, dass sie an der Teilnahme an
der heutigen Sitzung verhindert sind. Der Abgeord-
nete Wolfgang Baasch hat nach § 47 Absatz 2 der
Geschäftsordnung mitgeteilt, dass er an der Teil-
nahme an der heutigen Sitzung bis 15 Uhr verhin-
dert ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und
Herren, ich bitte Sie, sich von den Plätzen zu erhe-
ben. 

(Die Abgeordneten erheben sich)

Das dominierende Thema dieser Tagung werden
der Krieg Russlands gegen die Ukraine und dessen
Auswirkungen auch auf uns in Schleswig-Holstein
sein. Angesichts des Grauens, das sich im Osten
Europas ereignet, verbietet es sich, einfach zur Ta-
gesordnung überzugehen. Bitte gestatten Sie mir
deshalb zu Beginn unserer heutigen Sitzung einige
Worte.

Mit wachsendem Entsetzen verfolgen wir Tag für
Tag das Geschehen in der Ukraine, die am 24. Fe-
bruar, vor knapp einem Monat also, von Russland
überfallen wurde. Wir sehen die Verbrechen, die
russische Truppen gegen die Zivilbevölkerung ver-
üben. Wir sehen die rücksichtslosen Angriffe auf
unschuldige Frauen und Kinder, auf alte Menschen
und auf die überlebenswichtige zivile Infrastruktur.
Wir alle sind Zeugen eines Zivilisationsbruchs, der
sich vor den Augen der Weltöffentlichkeit mitten
im Herzen unseres Kontinents ereignet und den sich
nach den Schrecken des Zweiten Weltkrieges nie-
mand von uns hätte vorstellen können. 

Sinnbildlich für diesen brutalen Angriffskrieg, der
auf ewig mit dem Namen Wladimir Putin verbun-
den sein wird, steht der Tod von Boris Romant-
schenko. Der langjährige Vizepräsident des Interna-
tionalen Komitees Buchenwald-Dora, der vier deut-
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sche Konzentrationslager überlebt hatte, wurde am
vergangenen Freitag durch einen russischen Rake-
tenangriff auf Charkiw getötet. Dessen Tod, aber
auch die Lehren aus unserer eigenen Geschichte
mahnen uns, das Morden in der Ukraine nicht hin-
zunehmen, sondern alles uns Mögliche zu tun, da-
mit dieser verbrecherische Krieg beendet wird. 

Wichtig ist, dass wir Zeichen der Verbundenheit
setzen mit den Opfern dieses russischen Angriffs-
krieges: den Ukrainerinnen und Ukrainern. Aus die-
sem Grund haben wir vor zwei Wochen eine Soli-
daritätsadresse an den ukrainischen Botschafter ge-
richtet. Deshalb weht während dieser Plenartagung
über dem Landeshaus die Flagge der Ukraine.

Doch es kommt gerade jetzt nicht nur auf Symbolik
an, sondern vor allem auf das praktische Tun, dar-
auf, dass wir den vor Putins Krieg Geflüchteten bei
uns Schutz, Geborgenheit und Nächstenliebe schen-
ken und mit Entschiedenheit eintreten für die Frei-
heit, für die Demokratie und die Grundwerte eines
Europas, in dem die Völker friedlich und selbstbe-
stimmt zusammenleben.

Meine Damen und Herren, das Sterben und Leiden
in der Ukraine, das von Russland heraufbeschworen
wurde, muss ein Ende finden. Es gibt keine Recht-
fertigung dafür, dass Russland alle Brücken hinter
sich abbricht und die Welt an den Abgrund drängt.
In Trauer und Solidarität stehen wir an der Seite der
Menschen in der Ukraine, denen schweres Unrecht
widerfährt.

Ich bitte Sie, einen Moment innezuhalten. - Sie ha-
ben sich erhoben. Ich danke Ihnen.

Meine Damen und Herren, wie Ihnen vielleicht
noch erinnerlich ist, waren am Ende der letzten Ta-
gung im Zusammenhang mit der Abstimmung über
den Tagesordnungspunkt „Organstreitverfahren des
Zusammenschlusses der Abgeordneten der AfD ge-
gen den Schleswig-Holsteinischen Landtag vor dem
Schleswig-Holsteinischen Landesverfassungsge-
richt“ Irritationen entstanden. Der Abgeordnete No-
bis hatte eine Erklärung zur Abstimmung nach § 64
Absatz 2 unserer Geschäftsordnung angemeldet.
Danach können Abgeordnete ihre Entscheidung in
der Sache kurz begründen. Nicht zulässig sind da-
nach allerdings allgemeine Diskussionsbeiträge
oder Polemik gegen andere Teile des Hauses. 

Es war mein Bemühen, diesen Unterschied in der
Sitzungsleitung deutlich zu machen. In der Rück-
schau erscheint es mir jedoch, dass ich dem Abge-
ordneten Nobis seine Begründung über das Maß ab-
geschnitten habe. Darum möchte ich Ihnen, Herr

Nobis, anbieten, dass Sie Ihre Erklärung noch zu
Protokoll geben können, wenn Sie dies möchten. 

Meine Damen und Herren, ich möchte daran erin-
nern, dass im Rahmen der Plenartagung auch an
den Sitzplätzen eine Maske getragen werden muss.
Wie Ihnen bekannt ist, bieten FFP2-Masken hier ei-
nen besseren Schutz als einfache medizinische
Masken.

Die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP haben im Wege der Dringlich-
keit mit der Drucksache 19/3755 einen Dringlich-
keitsantrag vorgelegt.

Välkommen northvolt - Schleswig-Holsteins
Westküste wird zum Vorzeigestandort für nach-
haltige Industrieansiedlungen

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3755

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich lasse somit über die Dringlich-
keit, Drucksache 19/3755, abstimmen. Es gilt das
Erfordernis der Zweidrittelmehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Wer die Dringlichkeit bejaht, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen und
Enthaltungen sehe ich nicht. Dann ist die Dringlich-
keit mit der erforderlichen Mehrheit von zwei Drit-
teln bejaht.

Ich schlage Ihnen vor, den Antrag als Punkt 48 A in
die Tagesordnung einzureihen. Die Parlamentari-
schen Geschäftsführer mögen sich über die Rede-
zeit verständigen und mir einen Vorschlag für den
Zeitpunkt des Aufrufs machen.

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen eine
Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Rede-
zeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich verstän-
digt, die Tagesordnung in der ausgedruckten Rei-
henfolge mit folgenden Maßgaben zu behandeln: 

Zu den Tagesordnungspunkten 3 bis 5, 11 bis 15,
17 bis 19, 21, 22, 28, 50, 52 bis 58, 61, 64 und 68
ist eine Aussprache nicht geplant.

Von der Tagesordnung abgesetzt werden sollen die
Tagesordnungspunkte 6, 30, 33, 49 und 63.

Zur gemeinsamen Beratung vorgesehen sind die Ta-
gesordnungspunkte: 1 und 40 - Regierungserklä-
rung zu Auswirkungen des Krieges in der Ukraine
auf Schleswig-Holstein sowie Antrag „Der Bundes-
wehr den Rücken stärken“ -, 7 und 8 - Entwurf ei-
nes Gesetzes der Alimentation von Beamtinnen und
Beamten sowie Entwurf eines Gesetzes zur Besol-
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dungs- und Versorgungsanpassung in Schleswig-
Holstein -, 9 und 10 - Entwurf eines Gesetzes zur
Gleichstellung von Menschen mit Behinderung in
Schleswig-Holstein sowie Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Selbstbestimmungsstärkungsge-
setzes -, 16, 59 und 66 - Entwurf eines Opferunter-
stützungsgesetzes mit Tätigkeitsbericht 2020/2021
der Opferschutzbeauftragten des Landes Schleswig-
Holstein sowie 5. Opferschutzbericht der Landesre-
gierung -, 20, 25, 36 und 41 - Entwurf eines Nach-
tragshaushaltsgesetzes für das Haushaltsjahr 2022,
Haushaltsabschluss 2021 und weitere Anträge zu
Steuern und Abgaben -, 23 und 67 - Anträge „End-
lich ökonomische Gleichstellung von Frauen und
Männern schaffen“ sowie „Strategie für das Land
Schleswig-Holstein zur Gleichstellung von Frauen
und Männern“ -, 26 und 39 - Anträge „Küsten-
schutz in Schleswig-Holstein - eine Generationen-
aufgabe“ sowie „Langfristiges Sedimentmanage-
ment schaffen - Weltnaturerbe Wattenmeer schüt-
zen“ -, 27, 38, 42 bis 44 und 48 - Anträge zu Aus-
wirkungen des Krieges in der Ukraine auf Wirt-
schaft, Landwirtschaft und Energie in Schleswig-
Holstein -, 32 und 34 - „Schleswig-Holstein bereitet
sich auf die Aufnahme von Geflüchteten in Folge
des Ukrainekriegs vor“ sowie „Digitale Bedro-
hungssituation braucht eine leistungsfähige Cyber-
abwehr“ -, 45 und 47 - Bericht der Landesregierung
zur Situation der Geflüchteten aus der Ukraine in
Schleswig-Holstein sowie Antrag „Geflüchtete Kin-
der besser unterstützen“.

Ein Antrag zu einer Fragestunde oder einer Aktuel-
len Stunde liegt nicht vor.

Wann die weiteren Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ih-
nen vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge
der Beratung der 58. Tagung.

Wir werden heute und morgen unter Einschluss ei-
ner zweistündigen Mittagspause voraussichtlich bis
18 Uhr und Freitag mit einer einstündigen Mittags-
pause bis circa 16 Uhr tagen. - Ich höre keinen Wi-
derspruch; dann werden wir so verfahren.

Begrüßen Sie mit mir auf der Besuchertribüne des
Schleswig-Holsteinischen Landtags Besucherinnen
und Besucher. - Schön, dass Sie da sind!

(Beifall)

Ganz besonders begrüßen wir Laura Pooth vom
DGB. - Herzlich willkommen hier bei uns!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 1 und 40 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf
Schleswig-Holstein

Regierungserklärung
Drucksache 19/3740

b) Der Bundeswehr den Rücken stärken

Antrag des Zusammenschlusses der Abgeordne-
ten der AfD
Drucksache 19/3730

Das Wort hat der Ministerpräsident Daniel Günther.

Daniel Günther [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ein Krieg in Europa, das war für uns
alle bis vor wenigen Wochen völlig undenkbar. Wir
sehen unermessliches Leid und furchtbare Zerstö-
rungen. Es tut weh, mit ansehen zu müssen, wie in
der Ukraine gelitten und gestorben wird. Mit unse-
ren Gedanken und Gebeten sind wir bei den Ukrai-
nerinnen und Ukrainern. Wir stehen solidarisch an
der Seite der Ukraine.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Meine Damen und Herren, die Bedrohung des Krie-
ges ist zurück. Wir sind zurückgeworfen in eine
Zeit, von der wir gedacht hätten, sie läge hinter uns.
Mit dieser bitteren Gewissheit müssen wir fortan
wieder leben, und wir müssen aus ihr weitreichende
Konsequenzen ziehen, in vielen Bereichen umden-
ken und umsteuern.

Das betrifft nicht nur die europäische und nationale
Ebene, das betrifft auch uns in Schleswig-Holstein.
Die Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Hol-
steiner bekommen die Folgen des Ukrainekrieges
direkt zu spüren: in der Hilfe für Kriegsflüchtlinge,
weil Unterkünfte händeringend gesucht sind, in den
Kasernen, wo zur NATO-Verstärkung ausgerückt
wird, bei den Speditionen, in denen ukrainische
Lkw-Fahrer fehlen, in den Schulen, wo neue Mit-
schülerinnen und Mitschüler aus der Ukraine kom-
men, auf den Feldern, weil es schwieriger wird,
Dünger zu bekommen, beim Heizen, weil die Gas-
preise in die Höhe schießen, an der Tankstelle, weil
der Liter über 2 € kostet. Überall sind Menschen
auch bei uns in Schleswig-Holstein mit den Aus-
wirkungen dieses Krieges konfrontiert. Weitere
Kriegsfolgen können kommen, die wir aktuell noch
gar nicht absehen können.
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An dieser Stelle will ich im Namen der Landesre-
gierung und ganz sicher auch in Ihrem Namen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, allen Schleswig-Hol-
steinerinnen und Schleswig-Holsteinern danken, die
sich für die Menschen aus der Ukraine einsetzen.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Diese Menschen organisieren Hilfstransporte, um
Medikamente, Lebensmittel, Spielzeug und Klei-
dung ins Krisengebiet zu fahren. Sie räumen Gäste-
zimmer frei, damit geflohene Mütter mit ihren Kin-
dern dort unterkommen können. Sie gehen in unse-
re Erstaufnahmeeinrichtungen, um zu helfen. So
viele Menschen im Land begegnen den geflüchteten
Menschen mit Großherzigkeit. Das bewegt mich
sehr. Ich bin stolz, wie Schleswig-Holstein in die-
sen Wochen zusammenhält, wie alle mit anpacken.
Dafür sage ich ganz, ganz herzlich: Danke schön!

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Meine Damen und Herren, wir können in dieser dy-
namischen Lage keine abschließenden Antworten
geben. Aber ich werde beschreiben, was das Land
unternimmt, um auf die derzeitigen Herausforde-
rungen zu reagieren und wo wir erste Lehren für die
Zukunft ziehen. Ich werde auch sagen, was wir der-
zeit leisten können und wo wir die Hilfe vom Bund
brauchen.

Vielleicht fange ich mit Letzterem an. Die Zahl der
Geflüchteten wird immer größer. Eine Schwierig-
keit ist, dass wir wegen der 90-tägigen Freizügig-
keit momentan nicht genau wissen, wie viele Men-
schen aus der Ukraine in Schleswig-Holstein an-
kommen. Wir haben natürlich den Überblick über
jene, die uns zugeteilt werden oder die sich in den
Erstaufnahmeeinrichtungen registrieren, aber damit
wir in Schleswig-Holstein zusammen mit den Kom-
munen planen und abschätzen können, muss der
Bund dafür sorgen, dass wir so bald wie möglich ei-
nen Gesamtüberblick haben. Wir müssen wissen,
wer sich bei uns aufhält, wer unsere Hilfe benötigt
und benötigen wird. Jedes weitere Glied in der
Hilfskette hängt davon ab. 

Außerdem muss der Bund konkreter werden, wie er
Ländern und Kommunen bei der Versorgung der
Geflüchteten helfen wird. Wir erwarten klare Zusa-
gen des Bundes für eine faire Kostenteilung. 

Natürlich steht für uns Humanität an erster Stelle.
Unsere Finanzministerin Monika Heinold schichtet
Mittel in Millionenhöhe im Haushalt um, damit die
Unterstützung sichergestellt werden kann. Es wird

einen Nachtragshaushalt geben, um Mehrausgaben
im Zusammenhang mit der Versorgung, dem
Schutz, der Aufnahme und der Integration von
Flüchtlingen aus der Ukraine finanzieren zu kön-
nen. Wir springen als Land unbürokratisch in die
Bresche und zahlen den Kommunen für registrierte
Schutzsuchende aus der Ukraine die Aufnahmepau-
schale in Höhe von 500 € pro Person.

Aber wir brauchen - wie in der Flüchtlingslage
2015 - sehr schnell gesamtstaatlich tragfähige Fi-
nanzlösungen. Hier erwarten wir vom Bund unver-
züglich Klarheit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Derweil wird in unseren Kreisen, Städten und Ge-
meinden sowie in unseren Erstaufnahmeeinrich-
tungen auf Hochtouren an der Unterbringung und
Versorgung der Geflüchteten gearbeitet. Viele
Kriegsflüchtlinge kommen in unseren Landesunter-
künften unter, deren Kapazität wir täglich ausbau-
en. Das Finanzministerium und das Innenministeri-
um haben weitere Wohncontainer geordert. Weil
sich die Lage dynamisch entwickelt, erfolgen Auf-
nahmen inzwischen auch direkt in den hauptsäch-
lich ehrenamtlich hergerichteten Unterkünften auf
kommunaler Ebene. Auch hier sehen wir täglich
steigende Aufnahmezahlen. 

Unsere Kommunen gehen mit der Situation hervor-
ragend um. Hier wird Großartiges geleistet, das will
ich ganz deutlich hervorheben. Deshalb an dieser
Stelle auch in diese Richtung ein ganz herzliches
Dankeschön für die großartige Arbeit, die in unse-
ren Kommunen geleistet wird.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP, SSW und Volker Schnurr-
busch [AfD])

Wichtig zu wissen ist: Der Bund verteilt nicht mehr
nach freien Kapazitäten in den Ländern, sondern
nach Königsteiner Schlüssel. Das bringt eine besse-
re Planbarkeit, allerdings nur dann, wenn die ange-
kündigten Menschen auch tatsächlich mit den Bus-
sen ankommen. Wir erleben es häufig, dass Kriegs-
flüchtlinge zum Beispiel Hamburg als größere Stadt
dem Namen nach kennen und daraufhin ihre Pläne
ändern und dort aus den Bussen steigen. Wir müs-
sen versuchen, das noch verlässlicher zu koordinie-
ren. Das ist keine einfache Aufgabe, die hier im
Moment ansteht.

Was erfreulicherweise bereits gelöst ist, sind die
Weiterreiseprobleme an der dänischen Grenze. Dort
können jetzt auch Personen ohne biometrischen
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Pass weiterreisen und werden nicht nach Flensburg
zurückgeschickt. Hier haben unsere Kontakte zum
dänischen Außenminister Jeppe Kofod sowie die
gute Zusammenarbeit zwischen Land, Bund und
Dänemark für eine schnelle Lösung gesorgt. Am
vergangenen Montag habe ich die Situation mit
dem dänischen Integrationsminister Mattias Tesfaye
besprochen.

Ebenfalls sehr pragmatisch ist dafür gesorgt, dass in
unseren Landesunterkünften in Bad Segeberg, Neu-
münster, Boostedt und Rendsburg ein Impfangebot
gemacht wird. Dort wird nicht nur gegen Corona
geimpft, sondern auch gegen Masern, Mumps und
Röteln. Für die mobilen Impfteams des Landes hat
unser Sozialminister Heiner Garg gesorgt. Dafür an
dieser Stelle ein ganz, ganz herzliches Dankeschön
an ihn und sein Team.

(Vereinzelter Beifall CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW)

Festzuhalten bleibt: Die momentan größte Heraus-
forderung für Schleswig-Holstein ist das Unterbrin-
gen und Versorgen der Geflüchteten. Wir wissen
nicht, wie viele ankommen werden. Gingen erste
Schätzungen für Deutschland von 400.000 Kriegs-
flüchtlingen aus, sind wir aktuell bei einer Prognose
von einer Million Schutzsuchenden in Deutschland.

In unseren Landesunterkünften sind bereits über
2.600 Menschen aufgenommen worden, und 3.000
wurden den Kreisen direkt zugewiesen. In Boostedt
schaffen wir mit einer Zeltstadt gerade Raum für
weitere 600 Menschen, sodass allein dort 2.000
Plätze zur Verfügung stehen. Anfang des Monats
waren es in Boostedt noch 500 Plätze. In den ande-
ren Unterkünften erhöhen wir ebenfalls so schnell
wie möglich die Aufnahmekapazitäten, sodass für
Menschen aus der Ukraine binnen einen Monats
insgesamt 5.500 Unterkunftsplätze zusätzlich ge-
schaffen werden. In den Kommunen gibt es das
gleiche Bild. Unermüdlich arbeitet unsere Innen-
ministerin Sabine Sütterlin-Waack mit ihrem Team
daran. Dafür bedanke ich mich an dieser Stelle aus-
drücklich.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, SSW, vereinzelt SPD und Beifall Doris
Fürstin von Sayn-Wittgenstein [fraktionslos])

Dennoch bleibt in den Kommunen jeder Wohnraum
willkommen, damit wir diese Herausforderung er-
folgreich bestehen. Daraus folgen weitere Aufga-
ben, die wir parallel angehen. Jedes ukrainische
Schulkind soll unsere Schulen besuchen können.
Das ist ein ganz wichtiger stabilisierender Faktor
für die Kinderseele. Ich bin der Bildungsministerin

Karin Prien dankbar dafür, dass sie sich dafür nicht
nur in Schleswig-Holstein starkmacht, sondern
auch als Präsidentin der Kultusministerkonferenz.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die Schulen sind informiert und bereit. Ebenso
wird in den Erstaufnahmen geschult. Mein Dank
gilt allen Schulleitungen, Lehrkräften sowie den eh-
renamtlich Engagierten in diesem Bereich.

Was mich zuversichtlich stimmt, ist, dass diese Si-
tuation für unsere Schulen und Schulträger nicht
neu ist. Sie haben in den vergangenen Jahren große
Erfahrung im Umgang mit Geflüchteten gesammelt.

Die Landesregierung arbeitet außerdem an der un-
komplizierten Sicherstellung der Betreuung von ge-
flüchteten Kindern in Kindertageseinrichtungen.
Begleitend arbeitet das Land mit den Kommunen an
Maßnahmen zur Entlastung der Personalsituation
bei erweiterten Gruppen durch „helfende Hände“
sowie gegebenenfalls für ergänzende, niederschwel-
lige Betreuungsangebote.

Unsere Unis reagieren ebenfalls unbürokratisch auf
Anfragen junger Menschen aus der Ukraine, die
während ihres Aufenthalts ihr Studium fortsetzen
oder beginnen wollen. Auch dafür bin ich den Ver-
antwortlichen sehr dankbar.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Als Land werden wir ein Soforthilfeprogramm des
Studentenwerks Schleswig-Holstein ermöglichen,
um zunächst die Existenzsicherung der ukraini-
schen Studierenden zu gewährleisten. Währenddes-
sen wird in der KMK an einem einheitlichen Rah-
men gearbeitet. Am Ende stehen bei allen Bil-
dungsfragen Bund, Land und Kommunen in der ge-
meinschaftlichen Verantwortung, und wir werden
gemeinsame Lösungen finden.

Meine Damen und Herren, mit dem Ukrainekrieg
hat sich auch unsere Sicherheitslage verändert. Ver-
meintliche Gewissheiten haben sich als falsch er-
wiesen. Darauf müssen wir reagieren. Wir tun das
als Land in zahlreichen Bereichen, etwa beim Zivil-
schutz.

Wir haben unter anderem den Weg für den sehr
schnellen Aufbau eines Katastrophenschutzlagers
freigemacht. Unser Zehn-Punkte-Plan sieht vor,
dass wir ein Lage- und Krisenzentrum mit dem
THW errichten, dass wir das Sirenenförderpro-
gramm auch über 2023 hinaus fortführen und ver-
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stärkt in die Modernisierung von Fahrzeugen und
Gerät investieren.

Hier werden wir sogar noch schneller vorgehen.
Ganz aktuell prüfen wir, wie die Beschaffung einer
einheitlichen Leitstellensoftware für die Rettungs-
dienste, die Polizei, die Feuerwehr und den Kata-
strophenschutz durch Land und Kommunen gelin-
gen kann.

Vor allem das Thema Cybersicherheit spielt derzeit
eine große Rolle. Die Sicherheitsbehörden des Bun-
des und des Landes bereiten sich auf Hackerangrif-
fe vor, die unsere kritische Infrastruktur zum Ziel
haben.

Das Informations- und Cybersicherheitsmanage-
ment im ZIT SH analysiert die Situation laufend
und tauscht sich mit Dataport, dem Computer
Emergency Response Team Nord und den Sicher-
heitsbehörden des Bundes und der Länder aus. Ich
danke Jan Philipp Albrecht und dem Team im
MELUND ausdrücklich dafür, dass sie unsere Sys-
teme im Blick haben und jederzeit schnell reagieren
können.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, SSW und Doris Fürstin von Sayn-Witt-
genstein [fraktionslos])

Eine akute Gefährdung ist derzeit nicht erkennbar.
Dennoch werden die relevanten Akteure innerhalb
und außerhalb der Landesverwaltung sensibilisiert
und informiert, da für die Zukunft von einer sich
weiter verschärfenden Gefährdungslage ausgegan-
gen wird. Deshalb müssen und werden wir den
übergreifenden Bereich Informations- und Cybersi-
cherheitsmanagement weiter ausbauen.

Deutlich bemerkbar machen werden sich in Schles-
wig-Holstein die geplanten Investitionen in die
Bundeswehr. Wir haben mit Hohn und Jagel zwei
Flugplätze, die für die NATO von Bedeutung sind
und die möglicherweise für die geplanten neuen
Maschinen vom Typ F-35 infrage kommen. Am ge-
planten 100-Milliarden-€-Sondervermögen des
Bundes könnten Schleswig-Holsteins marine Indus-
trie und deren Zuliefererbetriebe sowie die wehr-
technische Industrie enorm partizipieren. Es geht
unter anderem um zwei weitere U-Boote der Klasse
212 CD sowie die vorzeitige Beschaffung der Fre-
gatten der Klasse F-127. Die Marine braucht außer-
dem weitere Korvetten und moderne Seefernaufklä-
rer. Das ist eine Chance auch für unsere Werften in
Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU)

So oder so braucht die Bundeswehr diese Investitio-
nen dringend. Denn Deutschland muss wieder über
einsatzstarke und leistungsfähige Streitkräfte verfü-
gen. Das Vorgehen Putins zeigt, dass wir unsere Si-
cherheitsinteressen im Ernstfall nur verteidigen
können, wenn die Bundeswehr unser Land und die
Bevölkerung wirksam beschützen kann. Eine er-
tüchtigte Bundeswehr führt zu mehr Sicherheit,
nicht zu weniger Sicherheit. Es ist unsere Verpflich-
tung, dass wir den Menschen, die für unser aller Si-
cherheit sorgen, die bestmögliche Unterstützung ge-
ben. Ja, das hätte früher erfolgen müssen; jetzt ist es
umso notwendiger. Deswegen ist es richtig, dass
das auf Bundesebene jetzt gemacht wird.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP, SSW und Doris Fürstin von
Sayn-Wittgenstein [fraktionslos])

Hier hat der Bundeskanzler unsere volle Rückende-
ckung, und ich erwarte, dass die Regierungskoaliti-
on nicht hinter ihre klare Ankündigung zurückfällt
und in Deutschland nun Jahr für Jahr das Zweipro-
zentziel der NATO tatsächlich erfüllt. Dafür braucht
es eine Anpassungsstrategie auf Bundesebene, die
jetzt schnell entwickelt werden muss.

Zu unseren Sicherheitsinteressen zählt auch die En-
ergiesicherheit. Der Ukrainekrieg zeigt, dass wir
noch schneller von fossilen Energieträgern unab-
hängig werden müssen. Zumindest müssen wir in
einem ersten Schritt die Abhängigkeit von russi-
schem Öl und Gas reduzieren.

Ich freue mich daher ausdrücklich über die Unter-
stützung des Bundeswirtschaftsministers Robert
Habeck für das geplante LNG-Terminal in Bruns-
büttel. Der Bund will es beschleunigen und geht da
mit einer riesigen Investition rein. Wir werden das
Terminal so ausrichten, dass es in der Region in die
Wasserstoffwirtschaft eingebunden wird. Hinzu
kommen die neuesten Pläne von RWE für ein Am-
moniak-Terminal. Das sind aus meiner Sicht sehr
gute Nachrichten für uns in Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Doris Fürstin von Sayn-Wittgen-
stein [fraktionslos])

Neben dem LNG-Terminal haben wir an der West-
küste ein weiteres Großprojekt in der Pipeline: Das
schwedische Unternehmen Northvolt will bei Heide
eine Batteriefabrik bauen, um für die Produktion
unseren Windstrom zu nutzen. Ziel ist es, die sau-
bersten Autobatterien der Welt zu produzieren. Die
größte Industrieansiedlung seit Jahrzehnten in unse-
rem Land könnte Tausende Arbeitsplätze bringen
und einen enormen Schub in der Region auslösen.
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Mit Wasserstoff und grünen Batterien reduzieren
wir unsere Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen
und beschleunigen die Mobilitätswende. LNG hilft
uns, den CO2-Ausstoß drastisch zu reduzieren. Das
ist gut fürs Klima und schlecht für die Kriegskassen
der Despoten dieser Welt. Deswegen ist dieser Weg
richtig, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Es ist gut, dass Schleswig-Holstein zunehmend an
Gewicht und Bedeutung für Deutschlands Klima-
und Energiepläne gewinnt. Davon profitieren die
Unternehmen und Menschen in unserem Land.
Gleichwohl stehen gegenwärtig einige Unterneh-
men im Land vor Schwierigkeiten, weil die Sank-
tionen ihre Transportwege und Logistikketten un-
terbrochen haben. Fehlende Lkw-Fahrer aus Osteu-
ropa und stark gestiegene Dieselpreise verschärfen
das Problem weiter. Ich bin unserem Wirtschafts-
minister Bernd Buchholz sehr dankbar, dass er hier-
zu im ständigen Austausch mit der Wirtschaft und
den Gewerkschaften steht und sich dafür einsetzt,
dass für diese Betriebe und Menschen in unserem
Land Hilfe geleistet wird. Vielen Dank dafür.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

In der volkswirtschaftlichen Gesamtschau mag der
Ausfall des Russlandgeschäfts für die Wirtschaft in
Schleswig-Holstein verkraftbar sein; da sind andere
Länder weit mehr betroffen als Schleswig-Holstein.
Wer betroffen ist, wünscht sich verständlicherweise
dennoch Planungssicherheit. Hierzu gibt es die An-
kündigung des Bundes, ein Kreditsofortprogramm
für betroffene deutsche Firmen aufzulegen. Bei der
Ministerpräsidentenkonferenz haben wir den Bund
außerdem gebeten, denjenigen Unternehmen zur
Seite zu stehen, die von Lieferengpässen, Arbeits-
ausfällen und gestiegenen Rohstoff- oder Energie-
preisen betroffen sind.

Die hohen Energie- und Kraftstoffpreise sind akut
belastend für Unternehmen und Menschen, die we-
niger verdienen und auf ihr Auto angewiesen sind.
Ich weiß, dass der Bund bereits einige Maßnahmen
diskutiert und erste Entlastungen auf den Weg ge-
bracht hat, aber das wird aus meiner Sicht nicht rei-
chen. Es muss mehr Entlastung kommen, und das
schnell. Deshalb erwarten wir von der Bundesregie-
rung eine schnelle Einigung auf weitere Maßnah-
men zur Entlastung der Menschen in unserem
Land.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Zum Thema Versorgungssicherheit gehört auch das
Thema Nahrungsmittelproduktion. Wir müssen
überdenken, ob der Weg richtig beschrieben ist, den
wir im Moment auf europäischer Ebene gehen.
Wenn man wie Robert Habeck zu Recht sagt, dass
Versorgungssicherheit im Energiebereich das wich-
tigste Thema ist, dann gilt das nicht nur für uns in
Schleswig-Holstein. Gucken wir uns einmal an,
wenn die Ukraine und Russland als Lebensmittel-
produzenten wegfallen sollten, was das auf der Welt
und insbesondere in Afrika machen wird.

Daher sage ich an dieser Stelle: Ich halte es für
ethisch nicht verantwortbar, wenn wir zwar aus gu-
ten und wichtigen Gründen - wir sind uns alle einig,
wie wichtig Umweltschutz ist, und das wollen wir
auch nicht schleifen - in diesen Zeiten Flächen aus
der Produktion nehmen, die wir für die Lebensmit-
telproduktion brauchen, Fruchtfolgen einschränken
und damit Landwirte nicht in die Lage versetzen,
umzusteuern und mehr Getreide zu produzieren. Ich
glaube, dass wir in diesem Bereich eine Verände-
rung brauchen, und dafür werde ich mich auf jeden
Fall einsetzen.

(Beifall CDU und FDP)

Frieden in Europa wird es dauerhaft nur geben,
wenn wir miteinander sprechen. Wir müssen dafür
unsere Kontakte zu den vielen vernünftigen Men-
schen in Russland aufrechterhalten. Wir dürfen
nicht alle Brücken einreißen. Wir brauchen die
friedlichen Kanäle und Netzwerke in Wissenschaft,
Wirtschaft und relevanten gesellschaftlichen Berei-
chen, um die Menschen in Russland in ihrer Ableh-
nung gegen den Krieg zu bestärken.

Friedliches Miteinander lebt vom Gespräch, lebt
von der Begegnung. Wir haben gelernt, dass sich
Menschen aus verschiedenen Kulturen nur auf diese
Weise verstehen und annähern und aussöhnen kön-
nen, um sich dann gemeinsam für Frieden und Ver-
ständigung in der Welt einsetzen zu können.

In Schleswig-Holstein leben viele Deutsche mit
russischen Wurzeln und russische Staatsbürgerin-
nen und Staatsbürger. Sie gilt es vor Anfeindungen
zu schützen. Es ist wichtig, dass wir den Austausch
auf persönlicher und kultureller Ebene fortsetzen.
Putins Krieg darf nicht dazu führen, dass wir uns
von den Nachbarn und Freunden hier in Schleswig-
Holstein entfremden.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und vereinzelt SPD)

Meine Damen und Herren, in diesen Zeiten gehört
unsere volle Unterstützung und Solidarität den
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Menschen in der Ukraine. Deshalb ist es für uns in
Schleswig-Holstein eine Selbstverständlichkeit,
dass wir die erforderlichen Mittel zur Verfügung
stellen, um gemeinsam mit den Kommunen den
Schutzsuchenden zu helfen. Unsere humanitäre Hil-
fe wird nicht am Geld scheitern, und, was mich be-
sonders freut und dankbar macht, sie wird niemals
an den Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-
Holsteinern scheitern. Die packen auch jetzt wieder
mit an, spenden, machen mit und tun, obwohl - das
dürfen wir nicht vergessen - uns allen zwei Jahre
Pandemie in den Knochen stecken. Was für ein Zu-
sammenhalt in unserem Land! Dafür bin ich unfass-
bar dankbar.

Auch wenn die Folgen des Ukrainekrieges für unser
Land wegen der dynamischen Lage nicht umfas-
send abzuschätzen sind - gemeinsam werden wir
die derzeitigen Herausforderungen meistern und
auch alle, die noch kommen mögen, denn Schles-
wig-Holstein hält zusammen.

(Anhaltender Beifall CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und Beifall Lars
Harms [SSW])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:
Der Ministerpräsident hat die verabredete Redezeit
um etwas mehr als 2 Minuten überzogen. Diese
Zeit steht jetzt selbstverständlich auch allen Frak-
tionen zur Verfügung. Ich eröffne die Aussprache.

Das Wort hat die Frau Oppositionsführerin, die Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Abgeordnete Serpil
Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Russlands Präsident Putin über-
fällt seit knapp vier Wochen mit unfassbarer Bruta-
lität sein Nachbarland. Dieser völkerrechtswidrige
Angriffskrieg gegen die Ukraine ist verabscheu-
ungswürdig, und er ist furchtbar sinnlos. Sein einzi-
ger Zweck ist die Stabilisierung des russischen Re-
gimes um Putin herum, das Angst vor der jungen
Demokratie in seiner Nachbarschaft hat.

Vieles spricht aber dafür, dass dieser skrupellose
Plan nicht aufgeht. Putin hat den Durchhaltewillen
des ukrainischen Volkes massiv unterschätzt. Es ist
das Verdienst der Menschen, dass trotz der russi-
schen Übermacht heute niemand weiß, wie dieser
Krieg enden wird. Mein Respekt vor diesem Durch-
haltewillen ist grenzenlos.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt CDU)

Die Menschen in der Ukraine verteidigen nicht nur
ihr eigenes Land, sie verteidigen auch unsere ge-
meinsamen Werte. Sie verdienen unsere Unterstüt-
zung. Wenn man in dieser furchtbaren Zeit einen
kleinen Lichtblick sucht, ist es, dass dieser Krieg
Europa eint. Lange haben die Staaten der EU nicht
mehr so schnell, so entschlossen reagiert. Es ist das
richtige Zeichen an diejenigen, die unsere Vielfalt
immer für eine Schwäche hielten.

Die EU hat geschlossen harte Sanktionen auf den
Weg gebracht, die ihre Wirkung schon jetzt zeigen.
Auch die Aktivierung der EU-Richtlinie zum vor-
übergehenden Schutz für Kriegsflüchtlinge war mit
Blick auf die Situation konsequent. Ich kann aller-
dings den Frust einiger nachvollziehen, die kritisie-
ren, dass das nicht bereits 2015 passiert ist. Aber
ich sage ganz deutlich, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, dass diese Entscheidung dennoch richtig
war. Vor allem können diejenigen, die jetzt kom-
men, die Ukrainerinnen und Ukrainer, am allerwe-
nigsten dafür. Lassen Sie uns diesen Schritt lieber
dafür nutzen, um unsere EU-Asylgesetzgebung
weiterzuentwickeln!

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die EU war, ist und bleibt der Garant für Demokra-
tie, Freiheit, freie Meinungsäußerung, Humanität,
Wohlstand und Sicherheit. Wer diese Werte der
Union teilt, ist in unserer Union herzlich willkom-
men. Darum ist die Beitrittsperspektive für die
Ukraine das richtige Zeichen, auch wenn diese Din-
ge natürlich nicht von heute auf morgen gehen wer-
den.

Bundeskanzler Olaf Scholz hat den russischen
Überfall eine Zeitenwende genannt. Nichts wäre
zutreffender. Wir erleben den krassen Bruch mit der
Friedensordnung der 1990er- und 2000er-Jahre.
Unsere Strategie von Verflechtung, Handel und ge-
genseitiger Abhängigkeit ist vorläufig gescheitert,
weil Russland sie hat scheitern lassen. Das ändert
aber nichts daran, dass es Frieden in Europa lang-
und mittelfristig mit Russland geben muss.

Der Kalte Krieg mit einer Logik von Aufrüstung,
Abschreckung und Unfreiheit der Staaten in Mittel-
und Osteuropa war eben kein Frieden, wie wir ihn
uns für die Zukunft wünschen. Deswegen bleibt Di-
plomatie selbstverständlich immer das Mittel der
Wahl. Aber es wäre naiv, die Augen vor der neuen
Realität zu verschließen.

Die Bundesregierung hat ein beispielloses Investiti-
onspaket für die Bundeswehr angekündigt, um zu
kitten, was in den vergangenen 16 Jahren schieflief.
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Wir wissen, dass es bei den Defiziten der Bundes-
wehr nicht nur um Geld geht, sondern vor allem um
marode Strukturen und verkorkste Beschaffung.
Beides ist nicht die Verantwortung der Truppe vor
Ort - das sage ich ausdrücklich -, aber beides muss
jetzt in Rekordzeit angepackt werden; da sind wir
uns einig. Ich bin mir sicher - darauf können Sie
sich verlassen, Daniel Günther -, der Ampel wird
das auch gelingen.

(Beifall SPD, Lasse Petersdotter [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Christopher Vogt
[FDP])

Noch größer ist die Herausforderung, unsere Ener-
gieversorgung auf eigene Beine zu stellen. Gas aus
Katar statt aus Russland mag für die Übergangszeit
das kleinere Übel sein. Jedem muss aber klar sein:
Eine tragfähige Lösung ist das nicht. Fossile Ener-
gien machen uns abhängig von Ländern, die unsere
Werte nicht teilen und die Menschenrechte mit Fü-
ßen treten. Sie tragen zur Klimakatastrophe bei, de-
ren Bekämpfung durch die Ereignisse der letzten
Wochen nicht weniger dringlich geworden ist. Die
Lösung können darum nur erneuerbare Energien
sein. Sie sind die saubere Alternative, sie machen
uns unabhängig.

Schleswig-Holstein wird dabei eine Schlüsselrolle
einnehmen. Ich weiß, dass einige darüber bis zum
8. Mai 2022 am liebsten gar nicht sprächen, aber
der Ausbau der erneuerbaren Energien muss schnel-
ler gehen, und er muss in anderen Dimensionen er-
folgen, als die Landesregierung es bisher geplant
hat.

(Beifall SPD)

Für uns als SPD-Fraktion gehören natürlich auch
die Brückentechnologien dazu. Ich freue mich, dass
Jamaika mittlerweile endlich eine gemeinsame Li-
nie zum LNG-Terminal hat. Die Bundesregierung
von Olaf Scholz hat ihren Teil dazu beigetragen,
dass wir nun Klarheit haben. Wir brauchen dieses
Terminal in Brunsbüttel, aber natürlich müssen wir
auch sehr stark darauf achten, dass diese Technolo-
gie mit Blick auf Wasserstoff fit gemacht wird,
denn grüner Wasserstoff ist die Zukunft für Schles-
wig-Holstein und für Deutschland.

(Beifall SPD, SSW und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die vielen Zeichen der Solidarität in ganz Schles-
wig-Holstein sind großartig. Das teilen wir, glaube
ich, alle hier im Haus. Die Demonstrationen und
die Mahnwachen, die Spendensammlungen, die
Hilfstransporte, die Aufnahme von Geflüchteten in

Ferienwohnungen und Gästezimmern - so ist
Schleswig-Holstein, so kennen wir Schleswig-Hol-
stein. Auch mein ganz persönlicher Dank und der
Dank der SPD-Fraktion gehen an alle Schleswig-
Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner, die auch
in dieser Krise gerade Großartiges leisten.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Ich teile ausdrücklich die Ansicht, dass es eine gro-
ße Herausforderung ist, die wir alle gemeinsam nur
schwer planen können. Weder kurzfristig noch
langfristig wissen wir, wie viele Menschen zu uns
kommen werden. Wir wissen noch nicht einmal si-
cher, wie viele bereits da sind, weil der erste Weg
oft zu Verwandten und Freunden führt. Wir wissen
nicht genau, wie viele Menschen durch den russi-
schen Überfall tatsächlich in den nächsten Wochen
und Monaten kommen werden. Die wenigsten sind
auf der Suche nach einer neuen Heimat. Zumindest
sind das die mir vorliegenden ersten Rückmeldun-
gen. Aber wir wissen, wie schwierig es ist, vor al-
lem wenn wir auf 2015 schauen. Da war den Men-
schen klar, dass sie für sehr lange Zeit bleiben wer-
den. Diese Gewissheit haben wir bei den jetzt ge-
flüchteten Ukrainerinnen und Ukrainern noch nicht.
Vor allem können wir nicht genau abschätzen, wie
lange sie bleiben wollen oder bleiben müssen.

Das ist allerdings für die Situation, in der wir uns
jetzt befinden, unerheblich. Denn es geht darum,
die Aufnahme, Betreuung und Versorgung best-
möglich zu organisieren. Die Rückmeldung in den
ersten Wochen war: Die Landesregierung war nicht
optimal aufgestellt. Vieles hat nicht so geklappt,
wie man es sich wünschen würde. Das mache ich
zunächst einmal niemandem zum Vorwurf; denn die
schnelle Eskalation hat niemand so kommen sehen.
Unabhängig von der weiteren Entwicklung wäre es
falsch, die Weichen nicht bereits jetzt in Richtung
Integration zu stellen. Ich sage das mit Blick auf die
Kinder, die selbstverständlich ein Recht auf Bil-
dung haben. Insbesondere die Inobhutnahme der
unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten wird -
das wissen wir aus Erfahrung - eine große Heraus-
forderung sein. 

Aber auch mit Blick auf die Erwachsenen, die
glücklicherweise beim Einstieg in den Arbeitsmarkt
eine kleinere Hürde vorfinden werden als in der
Vergangenheit, müssen wir sehr schnell für Sprach-
kurse sorgen; denn ohne Sprachkenntnisse wird es
keine Integration in den Arbeitsmarkt geben. Das
ist keine neue Erkenntnis. Daniel Günther, wenn
Sie eines vom Bund verlangen sollten, dann ist es,
den Umfang der Sprach- und Integrationskurse, die
in der Verantwortung des Bundes sind, so schnell
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wie möglich hochzufahren. Ich werde das fordern.
Ich weiß, dass das der richtige und vor allem der
erste Schritt ist, um Menschen in Schleswig-Hol-
stein zu integrieren.

(Beifall SPD, SSW und Barbara Ostmeier
[CDU])

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, der Paritätische
beschreibt es richtig: Die Geflüchteten treffen auf
ein komplett überlastetes System, auf Fachkräfte-
mangel in allen Bereichen der sozialen Arbeit, auf
knappen Wohnraum und auf Migrationsfachdienste,
die alles allein über Projektfinanzierung stemmen
müssen, und - das füge ich noch hinzu - auf Men-
schen im sozialen Bereich, die nach zwei Jahren
Corona bereits weit über ihr eigenes Limit hinaus-
gegangen sind. Der Wille ist da. Meine Rückmel-
dungen aber sind: Die Kraft fehlt an sehr vielen
Stellen; sie ist aufgebraucht.

Wir haben daher keinerlei Spielraum für handwerk-
liche politische Fehler. Ich sage das bewusst in
Richtung Landesregierung vor dem Hintergrund der
Rückmeldungen, die ich insbesondere in den letzten
Tagen aus den Kommunen erhalten habe. Mein
dringender Appell ist: Kümmern Sie sich darum,
dass die Dinge vor Ort tatsächlich funktionieren!
Sie sind mitverantwortlich dafür. Vor allem glaube
ich, dass es zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht nö-
tig ist, Nebelkerzen zu zünden; denn wir alle wissen
- das ist unsere Erfahrung aus den Jahren 2015 und
2016 -, dass es am Ende selbstverständlich Unter-
stützung aus Berlin geben wird.

(Beifall SPD)

Ich kann Ihnen versichern: Sie haben uns dabei an
Ihrer Seite. Wir werden auch angesichts dieser gro-
ßen Herausforderung zu unserer Verantwortung ste-
hen und alles tun, damit wir Parlamentarierinnen
und Parlamentarier diese Herausforderung gemein-
sam meistern werden. Das haben wir in der Corona-
pandemie auch getan. Im Umkehrschluss aber er-
warten wir auch vernünftige und zeitnahe Informa-
tionen. Dann, liebe Frau Finanzministerin, müsste
man sich auch nicht ärgern, wenn die SPD die Plä-
ne der Landesregierung als nicht ausreichend kriti-
siert.

(Beifall SPD)

Wir wissen, dass manches der knappen Zeit ge-
schuldet ist. Aber so wie die Bildungsministerin es
macht, sollte man es trotzdem nicht tun. Um 16 Uhr
sollte auf unseren Antrag hin im Bildungsausschuss
berichtet werden. Die Bildungsministerin entschei-
det sich, um 15 Uhr direkt vor dem Raum erst ein-

mal die Medien und die Presse zu informieren, ob-
wohl es eher darum geht, die Parlamentarierinnen
und Parlamentarier auf diesem Weg mitzunehmen;
denn, wie gesagt, diese Herausforderung werden
wir nur gemeinsam meistern können. Ein entspre-
chendes Vorgehen erwarten wir auch von Ihnen.
Was ich geschildert habe, ist kein guter Umgang
mit dem Parlament. Er hat in diesem Hause nichts
zu suchen. Ich hoffe, dass dies auch von den Koali-
tionsfraktionen zumindest hinter verschlossenen
Türen zurückgewiesen wird.

(Beifall SPD)

Schon zu Beginn des Jahres sind die Energiepreise
auf ein Rekordhoch geklettert. Der weitere Anstieg
stellt viele Menschen vor enorme Schwierigkeiten.
Darum ist die Verdopplung des Heizkostenzuschus-
ses richtig. Aber wir müssen gerade in einem Flä-
chenland wie Schleswig-Holstein die Mobilität fest
im Blick behalten. Ich halte den Vorschlag für eine
Mobilitätsprämie beziehungsweise ein Mobilitäts-
geld, das sich am Einkommen orientiert, für eine
richtig gute Lösung. Ich gehe davon aus, dass es da-
zu morgen und übermorgen ganz konkrete Vor-
schläge geben wird, und zwar insbesondere vor
dem Hintergrund, dass wir alle kein Interesse daran
haben können, die Gewinne der Mineralölkonzerne
weiter in die Höhe zu treiben, wenn es uns eigent-
lich um die Entlastung der Menschen geht.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich wundere
mich trotzdem über einige Äußerungen der CDU-
Wahlkämpfer. Da stellt man sich einerseits mit dem
Handy vor eine Tankstelle und fordert voller Empö-
rung eine Spritpreisbremse, selbstverständlich mit
dem Verweis auf den Staat, der sich angeblich die
Taschen vollstopft. Das ist wirklich unglaublicher
Populismus und Wahlkampfgetöse. Ich erwarte von
einem Ministerpräsidenten hier konkrete Lösungen
und nicht ein: „Ich bewundere mal wie alle anderen
das Problem“. Das kann es nicht sein.

(Beifall SPD und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Besonders absurd wird es, wenn gleichzeitig aus
der CDU vehement der sofortige Importstopp in
Bezug auf russisches Gas und Öl gefordert wird.
Mit dieser Forderung klettert der Ölpreis nämlich
direkt weiter in die Höhe, und das ist keine verant-
wortungsvolle Politik.

(Beifall SPD)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte am
Schluss meiner Rede noch auf eines eingehen. In
den vergangenen Tagen erreichten mich auch Be-
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richte, dass der Krieg von Putin Putins Krieg ist. Es
ist nicht der Krieg der mutigen Russinnen und Rus-
sen, die in Russland mit einem hohen persönlichen
Risiko auf die Straße gehen und sich dagegen zur
Wehr setzen. Es ist auch nicht der Krieg der vielen
Menschen mit russischen Wurzeln, die schon sehr
lange in Schleswig-Holstein beziehungsweise
Deutschland leben und sich als Schleswig-Holstei-
nerinnen und Schleswig-Holsteiner oder Deutsche
fühlen.

Ich appelliere an Sie - das hat auch ein bisschen et-
was mit meinem Hintergrund zu tun -: Lassen Sie
uns nicht auf die Strategie Putins hereinfallen!
Denn Ziel der Strategie Putins ist es, die russisch-
sprachige Community zu instrumentalisieren und
unsere Gesellschaft zu spalten. Lassen Sie uns die-
ser Strategie entschlossen entgegentreten! Wir tre-
ten entschlossen für die Ukrainer ein. Wir nehmen
Menschen auf, die unsere Hilfe brauchen. Aber wir
werden uns dagegenstellen, wenn Menschen diskri-
miniert oder angegangenen werden. Lassen Sie uns
das in diesen Tagen gemeinsam nicht vergessen!

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, SSW und vereinzelt CDU)

Vor uns liegen in den kommenden Wochen und
Monaten wirklich große Herausforderungen. Das
gilt für die Aufnahme von Flüchtlingen genauso
wie für den Ausbau der erneuerbaren Energien oder
aber auch die Dämpfung des Preisanstiegs. Aber
wie klein werden diese Herausforderungen im Ver-
gleich zur Situation in der Ukraine? Wir haben be-
reits in der Vergangenheit bewiesen: Schleswig-
Holstein lebt Solidarität. Schleswig-Holstein kann
Integration. Schleswig-Holstein ist bereit, auch die-
se Herausforderung gemeinsam zu stemmen. Ich
bin fest davon überzeugt, dass es uns allen, wenn
wir es wollen, gemeinsam gelingen wird.

(Beifall SPD, SSW und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat jetzt deren Vor-
sitzender, Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Seit Beginn des russischen Angriffs auf die
Ukraine erleben wir in Deutschland eine Welle der
Solidarität mit der Ukraine. Hunderttausende Men-
schen gehen bundesweit auf die Straßen und de-
monstrieren gegen Putins Krieg. Schülerinnen und
Schüler, die erstmals in ihrem Leben mit einer sol-

chen Kriegssituation konfrontiert sind, genauso wie
ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger, die den Zwei-
ten Weltkrieg noch selbst miterlebt haben und nie-
mals gedacht hätten, dass sich so etwas in Europa
wiederholen könnte.

Bei diesen Demonstrationen, in den Medien, den
sozialen Netzwerken und einer Fülle von Veranstal-
tungen wird mit Farben blau und gelb, mit ukraini-
schen Flaggen und Symbolen unsere Unterstützung
für den ukrainischen Freiheitskampf zum Ausdruck
gebracht. Als Politik und Gesellschaft zeigen wir
damit eine beeindruckende Geschlossenheit gegen
die russische Aggression. Darauf, finde ich, können
wir stolz sein.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Auch wir Abgeordneten haben dies mit unserer So-
lidaritätsadresse an die ukrainische Botschaft getan.
Vielen Dank, Frau Präsidentin, für die Organisation
dieses gemeinsamen Schreibens! Und noch viel
mehr Dank für die Einladung von Iris Laufer, der
Vorsitzenden der Deutsch-Ukrainischen Gesell-
schaft in Kiel, zu dieser Unterzeichnung!

Meine Damen und Herren, neben den Solidaritäts-
bekundungen erleben wir gleichzeitig eine Hilfs-
und Unterstützungsbereitschaft von noch nie da ge-
wesenem Ausmaß. Innerhalb kürzester Zeit sind
bundesweit Hunderttausende private Unterkünfte
gemeldet worden, um die ukrainischen Flüchtlinge
unterzubringen. Hilfsgüter und Spenden werden in
großer Zahl gesammelt. Helfer machen sich aus ei-
gener Initiative auf den Weg nach Polen, um den
dort ankommenden Ukrainerinnen und ihren Kin-
dern die lebensnotwendige Versorgung zukommen
zu lassen. Andere organisieren privaten Bustransfer
von Berlin oder sogar von Warschau aus, um die
Kriegsflüchtlinge in Sicherheit zu bringen.

All diesen Initiativen, Spendern und ehrenamtlichen
Helfern gilt mein ganz, ganz großes Dankeschön.
Deutschlands Zivilgesellschaft beweist einmal
mehr, zu welch großartigen Leistungen wir in der
Lage sind. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Mein Dank gilt genauso allen offiziellen Stellen in
den Gemeinden, den Kreisen und beim Land für die
schnelle Organisation von Tausenden Unterkünften
für die Erstversorgung bis hin zur Corona-Schutz-
impfung. Stellvertretend für alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, für alle dort tätigen Ehrenamtler
gilt mein Dank unserer Innenministerin. Liebe Sa-
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bine Sütterlin-Waack, auch ihr leistet großartige Ar-
beit. Unser Dank ist euch gewiss!

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Dieser Dank gilt auch dafür, dass wir als Land fi-
nanzielle Verantwortung übernehmen und die Lan-
desregierung den Kommunen die Zahlung einer
Aufnahmepauschale von 500 € pro Kopf zugesagt
hat.

Die gleiche Klarheit würde ich mir allerdings auch
vom Bund gegenüber den Ländern wünschen. Es ist
nicht zu verstehen, weshalb die Bundesregierung
dazu bislang nicht in der Lage ist und erst eine Ar-
beitsgruppe eingesetzt werden muss. Schließlich
sind diese Mechanismen seit der Flüchtlingskrise
2015 alle vorhanden, erprobt und müssten einfach
nur wieder aktiviert werden.

Meine Damen und Herren, alle Solidarität mit der
Ukraine und auch eine noch so große Hilfsbereit-
schaft den Millionen Flüchtlingen gegenüber wird
aber diesen Krieg nicht beenden. Putin stoppen wir
allein damit noch nicht.

Ich fürchte, das gilt auch ein Stück weit für die ver-
hängten Sanktionen. Sie treffen Russland hart und
schaden der russischen Wirtschaft massiv. Aber
auch ein Staatsbankrott und leere Kaufhausregale
bedeuten noch nicht automatisch ein schnelles Ende
des Krieges. Ein Staatsbankrott bezieht sich immer
nur auf die Auslandsverbindlichkeiten, nicht aber
auf den innerrussischen Zahlungsverkehr. Wie
schnell sich Regale leeren können, wenn schlagar-
tig Hamsterkäufe einsetzen, haben wir zu Beginn
der Coronapandemie selbst erlebt.

Das bedeutet noch lange nicht, dass damit die Ver-
sorgung der Bevölkerung dauerhaft gefährdet wäre.
Auch die russischen Oligarchen werden den Verlust
ihrer Jachten und Sommerresidenzen in Europa ver-
schmerzen können, zumal, glaube ich, in Deutsch-
land noch keine einzige Jacht und keine Villa be-
schlagnahmt worden ist. Sie werden es vor allen
Dingen dann verschmerzen können, wenn sie
gleichzeitig zu Spottpreisen die Betriebsstätten
westlicher Firmen in Russland erwerben können,
die jetzt vom russischen Staat konfisziert werden,
weil diese Firmen ihre Tätigkeit in Russland einge-
stellt haben.

Damit hier kein Missverständnis entsteht: Die
Sanktionen sind dennoch richtig und notwendig,
damit Russland einen hohen Preis für seinen völ-
kerrechtswidrigen Angriffskrieg bezahlt. Kurzfris-
tig, wie gesagt, können sie den Krieg gleichwohl

nicht beenden; darüber sollten wir uns keine fal-
schen Vorstellungen machen.

An den Verhandlungstisch wird Putin erst dann zu-
rückkehren, wenn er eine militärische Niederlage
fürchten muss. Deshalb waren die Warenlieferun-
gen an die Ukraine so wichtig. Sie kamen zwar
spät, aber Gott sei Dank nicht zu spät; denn nur so
können die Ukrainer jetzt der russischen Luft- und
Bodenüberlegenheit trotzen.

Deshalb ist es gut, dass die Europäische Union ihre
Unterstützung für Waffenankäufe auf 1 Milliarde €
verdoppelt hat. Die Amerikaner helfen mit einem
Vielfachen davon. Selbst das neutrale Schweden hat
mehr Waffen geliefert als die Bundesrepublik.

Auch von deutscher Seite müssen wir deshalb unse-
re Unterstützung fortsetzen. Es braucht weitere
Ausrüstung, Waffen und Munition, damit die Ukrai-
ner ihren Kampf für Freiheit und Demokratie, ge-
gen die russische Aggression gewinnen können. Da
dürfen wir jetzt nicht nachlassen, meine Damen und
Herren!

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Da ich bei den militärischen Aspekten bin, lassen
Sie mich ein paar Worte zur Stärkung der Bundes-
wehr verlieren. Diese ist dringend notwendig, um
das Abschreckungspotenzial der NATO zu erhöhen
und Putin davon abzuhalten, den Krieg auf weitere
Staaten Osteuropas auszuweiten. Unsere Zusage,
jeden Angriff auf einen NATO-Partner gemeinsam
abzuwehren, ist doch nur dann glaubwürdig, wenn
wir dazu auch militärisch in der Lage sind. Insoweit
haben wir gerade in Deutschland erheblichen Nach-
holbedarf. Die Ankündigung des Bundeskanzlers
von 100 Milliarden € zusätzlich für die Bundeswehr
und eines jährlichen Verteidigungsetats von min-
destens 2 % des BIP begrüßen wir als CDU-Land-
tagsfraktion deshalb ganz ausdrücklich.

(Beifall Tim Brockmann [CDU])

Anfangs konnte man ja sogar hoffen, dass beides
additiv gemeint sei und die Bundesregierung es
nicht bei einmalig 100 Milliarden € belassen würde.
Aber auch das ist schon um Längen mehr als das,
was in den vergangenen vier Jahren in der Großen
Koalition möglich war. Deshalb tragen wir als Uni-
on diese Entscheidung mit. Wir sind bereit, mit den
Stimmen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und
mit den Stimmen Schleswig-Holsteins im Bundes-
rat für die notwendige Zweidrittelmehrheit zu sor-
gen, um dieses Sondervermögen einzurichten.
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(Vereinzelter Beifall CDU - Wortmeldung
Martin Habersaat [SPD])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter - -

Tobias Koch [CDU]:

Für uns als Union sind dabei allerdings drei Dinge
von entscheidender Bedeutung: Erstens müssen die
Mittel vollständig der Bundeswehr zugutekommen
- so, wie es angekündigt wurde. Zweitens muss es
sich um zusätzliche Mittel handeln, die den Vertei-
digungsetat entsprechend erhöhen. Drittens darf das
Sondervermögen ausschließlich für zusätzliche
Ausrüstung verwendet werden, aber nicht, um Lü-
cken im laufenden Betrieb der Bundeswehr zu
schließen.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Habersaat?

Tobias Koch [CDU]:

Ich denke, es ist der Lage angemessen, wenn wir
erst einmal unsere Generaldebatte führen und die
Diskussion anschließend fortsetzen.

Meine Damen und Herren, wenn wir über die Bun-
deswehr sprechen, dann geht es aber nicht nur um
zusätzliches Geld, sondern wir müssen unseren Sol-
datinnen und Soldaten auch wieder die Wertschät-
zung entgegenbringen, die sie verdient haben. Öf-
fentliche Gelöbnisse, Jugendoffiziere an Schulen,
Bundeswehrangehörige in Uniform im öffentlichen
Straßenbild - all das muss ganz selbstverständlich
möglich sein; denn von ihrem Dienst hängt unsere
Freiheit, hängt unsere Sicherheit und hängt unsere
Demokratie ab.

(Beifall CDU, FDP und SSW)

Die Stärkung der Bundeswehr ist notwendig, um
der russischen Aggression Grenzen aufzuzeigen
und den nächsten Krieg zu verhindern. Im gegen-
wärtigen russisch-ukrainischen Krieg ist es dagegen
vollkommen richtig, dass die NATO nicht militä-
risch eingreift, um keinen Dritten Weltkrieg zu pro-
vozieren. Jede militärische Intervention verbietet
sich angesichts der davon ausgehenden unkalkulier-
baren Folgen.

(Beifall Jörg Nobis [AfD])

Dennoch müssen wir uns fragen, was wir noch tun
können, um die Ukraine zu unterstützen und diesen

Krieg so schnell wie möglich zu beenden. Jeden
Tag, den dieser Krieg länger dauert, fordert er Men-
schenleben. Die Brutalität des russischen Vorgehens
bringt unsägliches Leid über die ukrainische Zivil-
bevölkerung. Durch die Kampfhandlungen wird die
Heimat von Millionen Menschen zerstört.

Deshalb müssen wir uns fragen: Tun wir wirklich
genug? Tun wirklich alles Mögliche, was in unserer
Kraft steht, um Putin zu stoppen und zurück an den
Verhandlungstisch zu bringen? - Ich denke nicht,
meine Damen und Herren. Noch immer fahren rus-
sische Schiffe durch den Nord-Ostsee-Kanal. War-
um? Weil sich die Sanktionen nur gegen einzelne
Banken oder Personen richten und nicht gegen die
russische Wirtschaft insgesamt.

Damit sind wir beim Thema Energie; denn es ist die
Abhängigkeit von russischen Energielieferungen,
die uns daran hindert, solche weitergehenden Maß-
nahmen zu ergreifen. Mir ist dabei vollkommen be-
wusst, dass ein Einfuhrstopp für russische Energie-
lieferungen schwerwiegende Folgen auch für uns
selbst bedeuten würde. Nicht nur, dass im nächsten
Winter die Heizung kalt bliebe; nein, schon viel frü-
her würden sich gravierende Auswirkungen auf un-
sere Industrieproduktion ergeben.

(Jörg Nobis [AfD]: Dann können wir das
doch nicht wollen, oder?)

Wir müssen uns allerdings auch fragen, ob nicht ein
Rückgang der Wirtschaftsleistung um 3 %, viel-
leicht sogar um 5 %, der Preis ist, den wir bezahlen
müssen, um unseren Beitrag zum ukrainischen Frei-
heitskampf zu leisten. Schließlich verteidigt die
Ukraine nicht nur sich selbst, sondern auch unsere
Freiheit.

Moralisch ist die Antwort auf diese Frage eindeu-
tig. Aber auch praktisch scheint mir viel mehr mög-
lich zu sein, als bislang getan wurde. Bei Kohle und
Erdöl existiert ein funktionierender Weltmarkt. Zu-
mindest in diesen Bereichen muss es doch möglich
sein, sich kurzfristig von russischen Lieferungen
unabhängig zu machen. Es kann nicht sein, dass wir
weiterhin Kohle und Öl aus Russland beziehen, ob-
wohl andere Bezugsquellen zur Verfügung stehen.

Es ist klar, dass eine solche Verknappung des Ange-
bots bei einem Verzicht auf russische Lieferungen
immer auch zu steigenden Preisen führt. Das sehen
wir im Augenblick ja schon; das nehmen die Märk-
te bei den Energiepreisen derzeit vorweg. Damit
aber das Leben für den Normalbürger bezahlbar
bleibt, brauchen wir jetzt eine Entlastung bei den
hohen Preisen für Diesel, Benzin und Heizöl.
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Mobilitätsgeld, Tankrabatt oder Energiegeld - ein-
mal abgesehen davon, dass sich die Ampel bislang
auf keinen dieser Vorschläge verständigt hat,
scheint mir das alles auch nicht der Weisheit letzter
Schluss zu sein. Bei all diesen Vorschlägen muss
man sich fragen, wie die Umsetzung kurzfristig und
unbürokratisch gelingen soll. Unsere Forderung
lautet daher, die Energiesteuer und die Mehrwert-
steuer auf Kraftstoffe und Heizöl zumindest bis
zum Jahresende zu reduzieren. Das wäre der ein-
fachste Weg. In der Coronapandemie war es mög-
lich, die Mehrwertsteuer zeitlich befristet abzusen-
ken. Das Gleiche muss doch auch jetzt möglich
sein, zumal der Staat durchaus an den steigenden
Energiepreisen kräftig mitverdient, Frau Oppositi-
onsführerin.

(Beifall CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, das Dilemma der Ab-
hängigkeit von russischen Energielieferungen führt
uns drastisch vor Augen, dass wir in vielen Berei-
chen radikal umdenken müssen. In Schleswig-Hol-
stein haben wir das am Beispiel des LNG-Import-
terminals exemplarisch erlebt. Jahrelang diskutiert
und hoch umstritten wäre es jetzt am besten, wenn
es bereits morgen in Betrieb gehen könnte. Die Be-
teiligung des Bundes über die KfW am Betreiber-
konsortium ist deshalb eine gute Entscheidung. Ei-
ne solche Kapitalbeteiligung führt aber noch nicht
automatisch zu einer Verkürzung der Planungsdau-
er.

Wenn sich ein solches Projekt nicht um Jahre ver-
zögern soll, weil sich die Deutsche Umwelthilfe
durch alle Instanzen klagt, dann braucht es jetzt ei-
ne Legalplanung, also einen Gesetzbeschluss, der
den Planungs-, Genehmigungs- und Vergabeprozess
für dieses Projekt drastisch verkürzt. Es muss doch
möglich sein, ein solches Vorhaben innerhalb von
zwei bis drei Jahren zu realisieren, wenn es für die
nationale Versorgungssicherheit notwendig ist.

(Beifall CDU und Jörg Nobis [AfD])

Angesichts des Krieges in Europa können wir uns
keine jahrzehntelangen Planungsprozesse mehr
leisten.

Genauso bestechend ist die Idee, die deutsche Erd-
ölförderung durch Erschließung eines neuen För-
derfeldes von der Mittelplate aus zu erhöhen, um
sich auch dadurch ein Stück weit unabhängiger von
ausländischen Lieferungen zu machen. Die dafür
erforderliche Investition von bis zu 100 Millionen €
sollen anschließend aber auch erst einmal wieder
verdient werden. Sonst wird nämlich kein Betreiber
diese Investition tätigen. Deshalb ist es nicht unpro-

blematisch, die Genehmigung eines zusätzlichen
Förderfeldes an die Bedingung zu knüpfen, dass die
Gesamtlaufzeit der Mittelplate verkürzt wird.

Auch an dieser Stelle können wir uns keine lang-
wierigen Diskussionen und kein politisches Spie-
gelfechten mehr leisten. Wir brauchen jetzt eine Lö-
sung, die die kurzfristige Energiesouveränität ver-
bessert und den Ausstieg aus fossilen Energieträ-
gern unter einen Hut bekommt, damit wir hier keine
langen Phantomdiskussionen führen.

(Beifall CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, den Eindruck einer sol-
chen Phantomdiskussion konnte man beim Vor-
schlag des Bundeswirtschaftsministers für längere
AKW-Laufzeiten gewinnen. Kaum war der Vor-
schlag gemacht, war die angekündigte Prüfung
auch schon abgeschlossen und der Vorschlag damit
wieder vom Tisch. Ich kann mir nicht vorstellen,
dass wir Ende 2022 die letzten drei Atomkraftwer-
ke in Deutschland abschalten und gleichzeitig Gas-
kraftwerke mit russischem Gas zur Stromerzeugung
weiterhin in Betrieb sind.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wenn sich die Situation am Jahresende immer noch
genauso dramatisch darstellen sollte wie im Augen-
blick, Frau Kollegin, dann darf eine Laufzeitverlän-
gerung kein Tabu sein. Auch dort darf es keine
Denkverbote geben.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP - Zuruf
Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Was in der Übergangszeit für Flüssiggas, Erdölför-
derung und Atomkraft gilt, gilt genauso für den
dauerhaften Ausbau der erneuerbaren Energien.
Wir müssen bei Wasserstoff-Elektrolyse, bei Batte-
riezellenspeicherung und bei regenerativer Energie-
erzeugung deutlich schneller vorankommen als bis-
lang geplant. Erfreulicherweise macht sich genau
jetzt die Arbeit der vergangenen Jahre bezahlt. Es
ist einfach phantastisch, was in der Region Heide
mit der industriellen Wasserstoffproduktion und der
zukünftigen Batteriezellenfabrik entstehen wird.
Mit der größten Industrieansiedlung in Schleswig-
Holstein seit Jahrzehnten wird unser Bundesland
damit zum absoluten Vorreiter im Transformations-
prozess der Energiewende.

(Beifall CDU)

Damit nehmen wir zukünftig nicht nur einen Spit-
zenplatz bei der Energieerzeugung ein, sondern wir
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nutzen unsere Windenergie, um damit Wertschöp-
fung, Arbeitsplätze und Steuereinnahmen vor Ort
zu erzielen. Im Zeichen der Energiewende hat
Schleswig-Holstein das Potenzial, zum klimaneu-
tralen Industrieland aufzusteigen. Diese Chance gilt
es jetzt mit beiden Händen zu ergreifen.

(Zurufe SPD)

Deshalb können und wollen wir auch mit der Er-
zeugung von erneuerbarem Strom noch weiter zule-
gen und über die bisherigen 2 % der Landesfläche
hinausgehen.

Mit dem CDU-Wahlprogramm haben wir deutlich
gemacht, dass wir bereit sind, die Kriterien beim
Denkmalschutz, beim Artenschutz und beim Land-
schaftsschutz zu überprüfen, um so zusätzliche Flä-
chen zu generieren. Das werden aber schwierigste
Abwägungsprozesse sein, die vermutlich ähnlich
viel Zeit in Anspruch nehmen werden, wie dies bei
den letzten Windplanungen - mit sechs Jahren - der
Fall war.

Unter dem Aspekt der Energiesouveränität, der Un-
abhängigkeit von russischem Erdgas haben wir die-
se Zeit aber nicht. Deshalb müssen wir auch an die-
ser Stelle völlig neu denken und zu unkonventionel-
len Lösungen kommen.

(Beifall Tim Brockmann [CDU] und Peter
Lehnert [CDU])

Diese Lösung besteht im Repowering derjenigen
Windkraftflächen, die mit alten Windkraftanlagen
bebaut sind, die noch Bestandsschutz genießen, am
Ende ihrer Lebensdauer aber ersatzlos abgerissen
werden müssen, da die Flächen nicht den Kriterien
der Windplanung entsprechen.

Dieser Umstand war schon bei der letzten Windpla-
nung ein großes Ärgernis, denn es war überhaupt
nicht einzusehen, dass dort, wo Akzeptanz vorhan-
den ist und wo vor allen Dingen schon Leitungen
und Anschlüsse liegen, ein Rückbau erfolgen soll.
Mit den derzeitigen bundesgesetzlichen Regelungen
zur Raumordnung lässt sich dieses Problem gleich-
wohl nicht lösen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer hat die gemacht?)

Deshalb brauchen wir auch an dieser Stelle eine
bundesgesetzliche Regelung, die die Grundsätze der
Raumordnung so weit außer Kraft setzt, dass ein
Repowering auf diesen Flächen möglich wird.

(Beifall CDU und FDP)

Bundeswirtschaftsminister Habeck hat ein solches
Bundesgesetz bei seinem Antrittsbesuch in Schles-
wig-Holstein erfreulicherweise zugesagt und war
sich darin mit unserem Ministerpräsidenten völlig
einig. Das ist genau der richtige Weg, meine Damen
und Herren.

(Beifall CDU und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Auswirkungen des Ukrainekrieges sind nicht
allein auf den Energiesektor beschränkt. Der Minis-
terpräsident hat das deutlich gemacht. Die Ukraine
ist der fünftgrößte Weizenexporteur der Welt mit ei-
nem Marktanteil von 8 %. Es steht zu befürchten,
dass die komplette Ernte dieses Jahr ausfällt, weil
während des Krieges weder gesät noch geerntet
werden kann. Nimmt man Russland hinzu, kommt
man auf knapp 30 % des Weltmarkts. Wenn auch
nur ein Teil dieser Exporte ausfällt, dürfte das aus-
reichen, die Nahrungsmittelpreise ähnlich stark in
die Höhe schnellen zu lassen, wie wir es derzeit bei
den Energiepreisen bereits erleben.

Der Ukrainekrieg besitzt somit das Potenzial einer
weltweiten Nahrungsverknappung, die in vielen
Teilen der Erde zu Hungersnöten führen könnte.
Deshalb müssen wir nicht nur bei der Energiever-
sorgung, sondern auch bei der Nahrungsmittelpro-
duktion völlig neu denken

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

und Maßnahmen ergreifen, um die Nahrungsmittel-
produktion im eigenen Land zu erhöhen.

(Beifall CDU, FDP und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die im Rahmen der Gemeinsamen Europäischen
Agrarpolitik geforderte vierprozentige Flächenstill-
legung passt da einfach nicht mehr in die Zeit. Im
Gegenteil, wir müssen dafür sorgen, dass stillgeleg-
te Flächen vorübergehend wieder in die Bewirt-
schaftung genommen werden, denn nur so lässt sich
die Nahrungsmittelproduktion kurzfristig steigern.

(Beifall CDU und FDP)

Aus dem gleichen Grund müssen wir beim Ausbau
der Freiflächen-Fotovoltaik sehr genau darauf auf-
passen, dass er nicht zulasten guter Ackerböden ge-
schieht. Die Erzeugung erneuerbarer Energien darf
nicht zulasten der Ernährung erfolgen.

Was ich vorhin zur Wertschätzung unserer Soldatin-
nen und Soldaten gesagt habe, gilt gleichermaßen
für unsere Landwirtschaft. Wenn bislang eine aus-
reichende, ja, sogar im Überfluss vorhandene Le-
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bensmittelversorgung für uns quasi selbstverständ-
lich war, so werden wir jetzt feststellen, wie unend-
lich dankbar wir unseren Bäuerinnen und Bauern
sein können, dass sie uns jeden Tag in ausreichen-
dem Maße mit Lebensmitteln versorgen.

(Beifall CDU, FDP und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb haben sie unsere Wertschätzung und unse-
re Unterstützung verdient.

Meine Damen und Herren, der russische Angriff
auf die Ukraine hat alles verändert. Er hat nicht nur
die Sicherheitsstruktur in Europa zerstört, er betrifft
uns mit seinen Auswirkungen bei der Aufnahme
von Flüchtlingen, bei Energiepreisen, bei Nah-
rungsmitteln ganz direkt und persönlich.

Besondere Situationen erfordern besondere Maß-
nahmen. Lassen Sie uns diese mutig angehen, dann
werden wir auch die vor uns liegenden Herausfor-
derungen meistern - mögen sie auch noch so groß
sein. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat jetzt die Fraktionsvorsitzende Eka
von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Vor einem Monat haben
wir unsere Landtagssitzung unterbrochen, als der
Krieg ausbrach. Trotz der Drohkulisse, die Putin
über Wochen aufgebaut hatte, konnten wir es über-
haupt nicht fassen, ja, man kann sagen, wir waren
fassungslos.

Wir konnten uns auch nicht vorstellen, was heute,
vier Wochen später, Realität ist. Menschen werden
von russischen Bomben und Raketen getötet und in
Krankenwagen von Heckenschützen beschossen.
Menschen machen sich auf die Flucht vor dem
Krieg, Menschen können in den eingeschlossenen
Orten wie Mariupol nicht versorgt werden - nicht
mit Nahrung, nicht mit Wasser, nicht mit Medizin.
Wir fühlen uns hilflos. Wir wollen, dass irgendje-
mand Putin stoppt. Wir können und wollen nicht
akzeptieren, dass der Aggressor der Sieger ist. Dies
ist Putins Krieg. Er ist der Kriegsverbrecher, und es
gibt keine Begründung für das Leid, das er der
Ukraine und seiner Bevölkerung antut.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Es darf keine Relativierung für dieses Unrecht ge-
ben. Putin darf nicht recht bekommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das erste Mal seit vielen Jahren fühlen auch wir
uns bedroht und sind in großer Sorge, wo dies alles
hinführen soll. Eine Beteiligung der NATO wird
nicht mehr von allen ausgeschlossen, aber ein solch
eskalierter Krieg muss unter allen Umständen ver-
hindert werden, denn ein solcher Krieg hätte keine
Gewinner.

Ich erinnere mich noch gut an die Zeit vor 40 Jah-
ren. Das war die Zeit, als in Deutschland Atomwaf-
fen stationiert wurden in der Hoffnung, dass die
atomare Abschreckung Frieden garantieren würde.
Das hat vielen Menschen Angst gemacht, mir auch,
weil diese Abschreckung nur funktioniert, wenn
diejenigen, die Zugriff auf die Waffen haben, ratio-
nal handeln und einen Einsatz nicht wagen, weil
das Risiko zu hoch ist. Aber immer wieder erleben
wir, dass nicht alle Präsidenten kalkulierbar han-
deln, und Putin ist da der traurige Höhepunkt.

Die Diskussion, die wir heute über die Erfolge oder
Misserfolge der Abschreckungspolitik führen, äh-
nelt doch sehr den Debatten der damaligen Zeit.
Aber ich frage mich, ob die Jahre seit 1945 wirklich
ein Beleg für eine erfolgreiche Friedenspolitik wa-
ren, weil es keinen heißen Krieg zwischen der NA-
TO und Russland gab, zum Glück nicht. Aber zeigt
nicht die jetzige Situation in der Ukraine genauso,
dass die Abschreckungspolitik nicht ausreichend
wirkt? Putin fühlt sich eben nicht abgeschreckt, und
ich bin mir nicht sicher, ob die Situation in der
Ukraine heute wirklich eine andere wäre, wenn un-
sere Bundeswehr besser ausgestattet und wehrhafter
und unsere Raketen strategischer wären. Wäre die
Ukraine dann von Putin nicht überfallen worden?

Verstehen Sie mich nicht falsch. Ich unterstütze die
Entscheidung, die Bundeswehr angemessener aus-
zustatten. Eine Bundeswehr, die sich nicht wehren
kann, brauchen wir nicht. Eine Bundeswehr, die ih-
re Soldaten nicht so ausrüstet, dass sie bestmöglich
geschützt sind, ist inakzeptabel. Aber, meine Da-
men und Herren, für eine sichere Welt, für ein si-
cheres Deutschland braucht es eben mehr als
Kampfhubschrauber oder Drohnen. Dafür braucht
es auch Entwicklungsarbeit, um in der Welt demo-
kratische Kräfte zu stärken - auch die Menschen in
Russland. Dafür braucht es Klimaschutz, damit die
Anlässe für Kriege nicht weiter zunehmen, weil die
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Ressourcen für das Überleben zum Kriegsgegen-
stand werden - Krieg um Wasser, Krieg um Nah-
rung. Und dafür braucht es mehr Cybersicherheit.
Das Internet ist eine Kriegsplattform, die ganz ohne
Panzer und Drohnen auskommt.

Aber, was können wir tun? Ja, ich weiß, dass sich
viele noch schärfere Sanktionen gegen Russland
wünschen. Ich kann diese Stimmen verstehen. Ich
kann verstehen, dass bei den Bildern, die wir in den
Nachrichten sehen, Frust und Wut entstehen, dass
die Emotionen hochkochen. Das geht mir ganz ge-
nauso. Das einzige wirkliche Druckmittel, das wir
haben, sind nun einmal Sanktionen gegen Russland.
Also sollten wir diese möglichst hart machen.

Es ist aber nicht alles immer so einfach. Es ist ein-
fach, etwas in der Theorie zu fordern. Es aber in der
Praxis umzusetzen, ist schwieriger, wenn zum Bei-
spiel gefordert wird, dass die Bundesregierung
sämtliche Energielieferungen aus Russland sofort
stoppt. Das klingt theoretisch erst einmal gut: Kein
Geld mehr für den Krieg von Putin. Praktisch ist es
aber nicht so einfach, weil Deutschland von russi-
scher Energie leider noch nicht unabhängig ist.

(Zurufe SPD)

Es ist nicht nur die Frage, ob unser Wirtschafts-
wachstum geschmälert wird. Ich glaube auch: Wir
können nicht unseren Wohlstand verteidigen und
gleichzeitig zugucken, wie in Mariupol Kinder ge-
tötet werden. Darum geht es aber nicht, sondern es
geht darum, zu gucken: Muss eventuell zum Bei-
spiel unsere gesamte Stahlindustrie runtergefahren
werden, weil von einem Tag auf den anderen die
Energieversorgung nicht mehr gewährleistet ist?
Herr Koch, diese Stahlindustrie brauchen wir, um
zum Beispiel Waffen zu produzieren, die wir in die
Ukraine bringen. Die brauchen wir aber auch, um
Wohnungen zu bauen, um die Geflüchteten hier gut
aufzunehmen.

Wir brauchen also bestimmte Dinge in diesem
Land. Deswegen ist es gut, dass wir keine Schnell-
schüsse machen, sondern dass Robert Habeck ge-
nau das tut, was er jetzt macht, nämlich so schnell
wie möglich so viele Verträge wie möglich zu
schließen. Ja, da werden alle Dinge geprüft. Aber
ich sage einmal: Die Prüfung der Atomenergie ging
meiner Meinung nach auch so schnell, weil die Be-
treiber von vornherein abgewunken und gesagt ha-
ben, sie wollen nicht länger am Netz bleiben, weil
es sich nicht lohnt. Außerdem haben Sie meine Fra-
ge nicht beantwortet, woher das Uran für eine Ver-
längerung kommen sollte. Das kommt nämlich
auch aus Russland.

(Widerspruch FDP)

Wir können wohl schlecht das Uran aus Russland
holen und gleichzeitig sagen: Wir werden unabhän-
gig von den fossilen Energien.

Meine Damen und Herren, hätten alle Parteien in
Deutschland das Thema Klimaschutz früher ernst-
genommen und nicht als Ökospinnerei abgetan,
dann wären wir bereits unabhängig von russischen
fossilen Energien.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Zurufe AfD)

- Ja, das gefällt Ihnen nicht. Das ist aber so. Wir
wären unabhängig vom russischen Gas, wir wären
auch unabhängig vom Öl aus Staaten wie Katar, die
wir aufgrund der dort stattfindenden Menschen-
rechtsverletzungen eigentlich eher sanktionieren als
hofieren müssten.

(Dr. Frank Brodehl [fraktionslos]: Eigent-
lich!)

- Ja, eigentlich. Wir stecken in diesem Dilemma.

Ich sage es noch einmal: Ich habe wirklich hohen
Respekt vor allen, die jetzt in der Bundesregierung
und in der Opposition konstruktiv mitarbeiten und
die vor der riesigen Herausforderung stehen, alte
Denkmuster über Bord zu werfen und zu überlegen:
Wie können wir vorankommen? Wie können wir
das Dilemma, vor dem wir stehen, auflösen? Dieses
schreckliche Zusehen und untätig zu sein, machen
mich wahnsinnig. Gleichzeitig wissen wir: Wir dür-
fen nicht nach den Emotionen handeln, sondern wir
müssen vernünftige, rational abgewogene Entschei-
dungen fällen. Meiner Meinung nach ist die Bun-
desregierung da wirklich vorbildlich unterwegs,
und ich unterstütze den Kurs der Bundesregierung
an dieser Stelle ausdrücklich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und Christopher Vogt [FDP])

Wir alle kennen Robert Habeck selbst. Ich sehe,
welche Verhandlungen er führen muss und wie er
gleichzeitig dafür sorgen muss, dass wir Energiesi-
cherheit hier im Land haben, und den Klimawandel
berücksichtigt. Der ist ja nicht weg. Das ist genauso
wie Corona. Corona ist ja nicht weg, nur weil wir
jetzt nicht mehr darüber reden. Außerdem will er
dafür sorgen, dass Putin nicht mehr mit unserem
Geld einen Krieg führen kann. Dieses Dreieck zu
bewältigen, ist eine sehr große Leistung. Ich re-
spektiere und bewundere seine Arbeit sehr.

Liebe Jamaika-Kollegen, die Vorstellung, wir könn-
ten jetzt auf die Veränderung in der Landwirtschaft
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verzichten und damit die nächste Krise, die des Ar-
tensterbens und des Klimawandels, verschärfen, ist
total kurzsichtig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Man kann jetzt moralisch sagen: Ich will, dass die
Menschen in Afrika verhungern. - Nein, ich will
nicht, dass die Menschen in Afrika verhungern,
aber es gibt natürlich sehr viele Gründe dafür, war-
um die Menschen in Afrika verhungern. Der Grund
ist unter Umständen weniger die Folge von einem
Knick, der nicht mit Weizen oder Futtermitteln für
die Tiere bewirtschaftet wird, als eine Folge von
ganz vielen verschiedenen Punkten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wenn wir nicht jetzt etwas tun, dann sitzen wir
doch in 10 oder hoffentlich erst in 20 Jahren hier,
und es werden uns genau die gleichen Fragen ge-
stellt wie jetzt: Dann werden wir - ich sicherlich
nicht mehr, aber andere - von der jüngeren Genera-
tion gefragt: Warum habt ihr das alles zugelassen? -
Genauso kommt jetzt die Frage: Warum seid ihr so
abhängig von russischen Öl und Gas?

Wir müssen einfach erkennen, dass es auch in der
Zukunft noch Kriege und Krisen geben wird. Des-
wegen ist es falsch, Wege einzuschlagen, die genau
dahin führen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Im Übrigen - es wird ja nachher noch eine Debatte
darüber geben - ist der Anteil, den wir in Schles-
wig-Holstein durch eine extensivere Landwirt-
schaft, wie Sie sie fordern, für die Welternährung
leisten können, deutlich kleiner, als wenn wir uns
zum Beispiel Gedanken darüber machen würden,
wie wir die Verschwendung von Lebensmitteln be-
kämpfen können. 

(Zuruf AfD: Das gilt auch für den CO2-An-
teil und den Klimawandel!)

Dazu hat es aus Ihrer Fraktion ja auch schon einmal
eine eindeutige Initiative gegeben. Damit könnten
wir wesentlich mehr beitragen. Das Ziel der Land-
wirtschaft muss die Ernährung der Menschen und
weniger die der Tiere sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ja, Deutschland wird Wirtschaftseinbußen haben.
Die Sanktionen werden sich auch auf unser Leben
auswirken. Deutschland ist ein wohlhabendes Land,

und für viele Menschen hier ist es durchaus mach-
bar, den Gürtel enger zu schnallen. Es gibt aber
auch sehr viele Menschen in Deutschland, die stei-
gende Energie- und Lebensmittelpreise extrem hart
oder existenziell treffen, weil sie sowieso schon je-
den Cent zweimal umdrehen müssen. Im Zuge der
Coronapandemie und der entsprechenden Maßnah-
men hat sich der Anteil dieser Menschen an der Be-
völkerung noch erhöht. Wichtig ist deshalb, dass es
Entlastungen gibt, aber nicht nach dem Gießkan-
nenprinzip, sondern so zielgerichtet und sozial wie
möglich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist wichtig, zu diesem Ausgleich zu kommen.
Unsere Solidarität mit der Ukraine wird sich dann
beweisen, wenn wir die Sanktionen durchziehen,
auch wenn es uns wehtut.

Meine Damen und Herren, wir werden heute noch
auf viele konkrete Aspekte eingehen, was dieser
Krieg für uns in Schleswig-Holstein bedeutet: die
Situation der Geflüchteten, die besondere Betrof-
fenheit für Kinder, die wirtschaftlichen Folgen, die
Folgen für die Landwirtschaft und nicht zuletzt für
unsere Finanzen und unseren Haushalt. All diese
Punkte eint eines: Die Herausforderungen sind so
groß, dass sie uns zu ersticken drohen. Das wäre
dann aber der maximale Gewinn für Putin. Das will
ich nicht hinnehmen.

Deshalb möchte ich trotz aller Herausforderungen,
die auch mir manchmal die Stimme rauben oder ge-
fühlt den Boden unter den Füßen wegreißen, auch
erwähnen, was Mut macht: Da ist in der Ukraine ei-
ne Nation, die mit aller Kraft für Demokratie und
Freiheit kämpft. Sie mobilisiert alle Kräfte; wie Da-
vid gegen Goliath kommt es uns vor. Wir wissen,
wer den Kampf gewonnen hat. Wer es nicht weiß:
Es war der kleine, kluge David mit der Steinschleu-
der, der gegen den Riesen Goliath den Kampf ge-
wann. Dieser Kampf ist mit viel Nationalismus ver-
bunden, das sehen wir, und das ist auch verständ-
lich, wenn es darum geht, die eigene Souveränität
zu verteidigen. Aber gerade Präsident Selenskyj be-
tont immer wieder, dass es ein Kampf für europäi-
sche Werte ist. Das ist großartig. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Zweitens. Wir erleben ein Europa, das zusammen-
rückt, das Entscheidungen fällt - nicht immer Ent-
scheidungen, die allen gefallen, aber auch das ist
Demokratie. Es ist gut, dass die europäischen Staa-
ten in dieser schweren Zeit zusammenrücken, dass
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das Wirgefühl gestärkt wird, dass wir solidarisch
sind und der europäische Gedanke wieder stärker
wird. 2012 hat die Europäische Union den Frie-
densnobelpreis für die Verbreitung von Frieden,
Versöhnung, Demokratie und Menschenrechte be-
kommen. Diese gemeinsamen Werte gilt es - ganz
besonders in dieser Zeit - zu verteidigen und zu
stärken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und SPD)

Drittens. Wir erleben ein Europa, das Flüchtlingen
hilft, auch und gerade jetzt im östlichen Europa.
Natürlich bin ich nicht blind: Hier wird extrem se-
lektiert, wem man Hilfe geben will und wem nicht.
Zuallererst ist es aber eine gute Nachricht, wie soli-
darisch die Menschen sind, gerade in Schleswig-
Holstein: Menschen, die Geflüchtete bei sich zu
Hause aufnehmen, die versuchen, Hilfsgüter in die
Ukraine zu bringen und sich dabei teilweise selbst
in Gefahr bringen.

Viertens. Es gibt Menschen in Russland und
Belarus, die sich gegen den Krieg wehren: eine mu-
tige Reporterin, die in einer Nachrichtensendung
ein Schild hochhält, Bahnarbeiter in Belarus, die
die Schienen lahmlegen, um den Transport von rus-
sischem Nachschub abzuschneiden, und viele Tau-
send Menschen - mittlerweile leider nicht mehr
Tausende -, die in Sankt Petersburg und weiteren
Orten trotz des Verbots und damit verbundener ho-
her Strafen gegen den Krieg demonstrieren.

Viele von uns sind auf Demonstrationen oder orga-
nisieren sie selber wie Frau Raudies oder andere.
Aber wir stehen dort, hören uns lange Reden an,
frieren ein bisschen und gehen hinterher wieder
nach Hause an den warmen - jedenfalls relativ war-
men - Ofen oder die Heizung. Hier gehen die Men-
schen in der Regel nicht nach Hause. Sie gehen
wirklich ein Risiko ein. Wenn sie Pech haben, ge-
hen sie nicht nach Hause, sondern ins Gefängnis.
Diesen Menschen gilt unser voller Respekt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW)

Das alles sind die Dinge, die mir Hoffnung geben
und auf die ich setze. 

Die 26-jährige Dascha, die mit ihrem dreijährigen
Sohn nach Deutschland geflohen ist, die ihre Eltern,
ihre Großmutter und ihren Mann in Charkiw zu-
rückgelassen hat, die jeden Morgen voller Sorgen
dort anruft, ob die nächtlichen Bomben ihre Lieben
getroffen haben, sagte mir, sie habe Spaghetti im
Kopf. Was bringt die Zukunft? Soll sie Deutsch ler-

nen, um hier zu arbeiten? Will sie nicht lieber, dass
der Krieg sehr schnell zu Ende ist, um zurückzuge-
hen? Wird sie dann überhaupt zurückgehen? Soll
sie ihre Mutter herholen, obwohl die Wagen auf der
Flucht beschossen werden? - Ich kann ihr keine be-
friedigenden Antworten geben. Wie auch? Ich kann
ihr nur Mut zusprechen und jeden Tag erneut dazu
auffordern, nicht die Hoffnung zu verlieren, denn
das dürfen wir nicht.

Obama hat 2009 in seiner Dankesrede bei der Ver-
leihung des Friedensnobelpreises gesagt: 

„Die Abwesenheit von Hoffnung kann eine
Gesellschaft von innen verwesen lassen.“ 

Goethe hat denselben Gedanken weniger grausam
ausgedrückt: 

„Die Hoffnung hilft uns leben.“ 

In schwierigen, in furchtbaren, in herausfordernden
Zeiten und Situationen brauchen wir diese Hoff-
nung, um nicht aufzugeben, um weiterzumachen
und zumindest das in unserer Macht Stehende zu
tun, um unser eigenes Leben und die Welt in eine
positive Richtung zu lenken, um nicht zu resignie-
ren, sondern zu agieren.

Die heutige Debatte bringt den Ukrainerinnen und
Ukrainern keine konkrete Hilfe: keine Nahrungs-
mittel, keine Sicherheit, keinen Frieden. Wir kön-
nen aber den Menschen, die um ihr Leben bangen,
ein Zeichen der Solidarität geben, vielleicht auch
ein Zeichen der Hoffnung, und wir können dafür
sorgen, dass wir die Menschen in der Ukraine nicht
wieder vergessen, wie wir es nach dem Einmarsch
in die Krim getan haben. Wir können dafür sorgen,
dass der Gesprächsfaden zwischen der Ukraine und
Russland nicht abreißt, auch bei den Menschen, die
bei uns mit unterschiedlichen Wurzeln leben. Frau
Midyatli ist darauf eingegangen, ich bin ihr dafür
sehr dankbar. 

Und wir können den Geflüchteten, die aus der der
Ukraine nach Schleswig-Holstein kommen, ein
herzliches Willkommen bereiten. Wir werden dabei
keinen Unterschied machen, welcher Herkunft die
Geflüchteten sind, welche Hautfarbe sie haben oder
welcher Religion sie angehören. Für diese Einstel-
lung danke ich insbesondere der Innenministerin
ganz herzlich. Wir werden die Debatte nachher
noch führen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und SSW)

Ich möchte mit einigen Worten enden, die die Stif-
tung Drachensee - eine Einrichtung für Menschen
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mit Behinderung - in einfacher Sprache als Resolu-
tion formuliert hat: 

„Frieden ist wichtig. Frieden ist die einzige
Möglichkeit. Die Ukraine braucht Frieden.
Und unsere Freundschaft. Und unsere Solida-
rität. Solidarität bedeutet: Wir stehen der
Ukraine bei. Wir sind auf ihrer Seite. Wir sa-
gen Nein zu dem Krieg.“

Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat jetzt der Frakti-
onsvorsitzende Christopher Vogt.

Christopher Vogt [FDP]:

Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich danke dem Herrn Ministerprä-
sidenten für seine sehr klaren Worte und der Lan-
desregierung für die angesprochenen Taten. Ich ha-
be den Eindruck - ich glaube, das geht nicht nur mir
so -, dass Schleswig-Holstein wieder einmal schnell
und entschlossen handelt und zusammensteht. Ich
kriege viele positive Rückmeldungen. Wahrschein-
lich rede ich mit anderen Leuten, aber ich bin ehr-
lich beeindruckt von den Menschen, die jetzt wie-
der einmal anpacken. Es sind übrigens viele Ehren-
amtler, die auch im Ahrtal sofort geholfen haben.
Die sind jetzt wieder dabei. Diesen Menschen müs-
sen wir den Rücken stärken und alles dafür tun,
dass es funktioniert.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ich bin auch dankbar dafür, dass wir das parlamen-
tarisch heute gut gelöst haben. Wir haben einige
Wochen vor der Landtagswahl, und ich weiß, da ich
schon ein paar Tage dabei bin, wie normalerweise
Landtagssitzungen einige Tage vor der Wahl ablau-
fen. Deshalb bin ich dankbar dafür, dass wir es wie-
der einmal geschafft haben, parteiübergreifend und
interfraktionell sehr angemessen parlamentarisch
mit dieser Situation umzugehen. Auch das ist in
solchen Zeiten wichtig. Das bekommen nicht alle
immer und überall in den Parlamenten hin. Ich bin
dankbar dafür, dass das hier funktioniert; vor allen
Dingen also ein Dank an die Opposition, SPD und
SSW, dafür.

(Beifall FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Man muss kein Militärexperte zu sein, um in diesen
Tagen zu erkennen, dass sich Putin mit diesem
schrecklichen Angriffskrieg massiv verkalkuliert
hat. Die Menschen in der Ukraine leisten erbitterten
Widerstand. NATO und EU waren lange nicht so
geschlossen und entschlossen wie heute. Dazu kann
ich nur sagen: Besser spät als nie.

Frau von Kalben hat es bereits angesprochen: Wir
wissen zwar nicht, ob man diesen Krieg hätte ver-
hindern können. Ich glaube aber, es wäre besser ge-
wesen, wenn wir im Westen früher geschlossener
und entschlossener gewesen wären. Es ist aber jetzt
wichtig, dass wir zusammenstehen und uns nicht
wieder auseinanderdividieren lassen. Das ist ein
sehr wichtiger Punkt. Gerade in Deutschland war es
wichtig, dass ein Umdenken stattgefunden hat.
Russland hat sich auf Jahre international isoliert. Es
ist jetzt de facto von China abhängig. Deshalb wird
de facto ganz viel vom Verhalten Chinas abhängen,
wie es in den nächsten Monaten und Jahren weiter-
geht.

Der schreckliche Angriffskrieg Russlands auf die
Ukraine bricht nicht nur eklatant das Völkerrecht,
sondern unsere gesamte zivilisatorische Ordnung in
Europa ist damit nachhaltig geschädigt. Es wird in
diesen Tagen ein neues Zeitalter entstehen. 

Anders als die Sowjetunion ist das Russland Putins
sehr schwer berechenbar. Das ist quasi ein KGB-
Mafiastaat geworden, hinter dem keine Ideologie
steht. Das ist eigentlich ein Mafiastaat, der sehr
schwer einzuordnen ist. Wir waren viel zu lange
viel zu gutgläubig. Ich will dennoch die Suche nach
diplomatischen Wegen in den letzten Jahren gar
nicht verurteilen. Hinterher ist man sowieso immer
schlauer. Ich kann das auch ein Stück weit verste-
hen, gerade mit Blick auf unsere historische Verant-
wortung gegenüber Russlands. Ich sage aber auch
sehr deutlich, wir werden mit sehr, sehr klaren Wor-
ten aus Osteuropa Tag für Tag darauf hingewiesen,
dass Deutschland auch eine historische Verantwor-
tung gegenüber den Balten, den Polen, den Ukrai-
nern und anderen osteuropäischen Völkern hat.
Auch denen gegenüber haben wir eine historische
Verantwortung, der wir jetzt nachkommen müssen.

(Beifall FDP und SSW)

Der Angriff Russlands auf die Ukraine begann ja
nicht am 24. Februar 2022, sondern im Jahr 2014,
also vor acht Jahren. Wir haben auf die vielen War-
nungen gerade aus Osteuropa leider nicht so richtig
gehört oder hören wollen. Wir hätten unsere Bun-
deswehr und damit unsere Wehrhaftigkeit nach au-
ßen niemals so vernachlässigen dürfen.
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(Beifall FDP)

Damit haben wir nicht nur uns selbst geschadet,
sondern auch unserem Kontinent.

Ich persönlich finde es wirklich unerträglich, dass
Putin behauptet, er würde in der Ukraine den Nazis-
mus bekämpfen müssen, während Kinder und Sho-
ah-Überlebende im Bunker sitzen müssen, weil er
sie aus der Luft beschießt. Die Menschen aus der
Ukraine verteidigen nicht nur ihr Land und ihre
Identität, sie verteidigen die Freiheit und Demokra-
tie in Europa, vor der sich Putin und seine Leute so
sehr fürchten. Oft wird gesagt, Putin verstehe nur
Stärke - der Mann und sein System haben Angst.
Das kann man am Niederschießen des Aufstands in
Kasachstan sehen - das ist ja noch nicht so lange
her -, und das kann man auch am Niederknüppeln
mit russischer Unterstützung der Demokratie- und
Freiheitsbewegung in Belarus sehen. Das sind nur
die jüngsten Vorgeschichten zu diesem Angriff auf
die Ukraine. Auch dort haben wir die Signale viel
zu spät erkannt.

Putin hat jetzt die Maske fallen lassen. Wir müssen
ihn weiter isolieren. In der Ukraine beobachten wir
jetzt, wie gezielt Zivilisten ermordet werden. Wer
so handelt, kann kein Partner mehr für uns sein -
auch nicht nach einem möglichen Friedensschluss.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ich bewundere die tapferen Menschen in der ukrai-
nischen Armee. Sie brauchen jetzt unsere Unterstüt-
zung. In der Tat muss eine Ausweitung des Krieges
auf NATO-Gebiet unbedingt vermieden werden.
Das ist natürlich ein großes Dilemma, vor dem wir
da militärisch stehen, und ich muss sagen - Kollege
Koch hat es bereits gesagt -: Natürlich fallen uns
die Waffenlieferungen schwer. Aber das ist nun ein-
mal notwendig. Ich bin der Meinung, Deutschland
und andere EU- und NATO-Partner müssen alles
dafür tun, damit die Ukraine noch mehr Waffen,
Munition und Mittel bekommt, damit die Ukraine
diesen Krieg gewinnt.

Vor einigen Wochen war noch nicht vorstellbar,
dass die Ukraine den Krieg militärisch gewinnen
könnte. Wir hätten uns auch nicht vorstellen kön-
nen, was für eine Rumpelarmee Russland dort auf-
stellt. Wir brauchen diese Waffen, damit die Ukrai-
ne diesen Krieg gewinnt. Die Ukraine muss diesen
Krieg gewinnen. Deshalb sollten wir alles dafür tun.
Wenn die Lager leer sind oder es nicht verantwort-
bar ist, dass wir noch mehr Waffen aus unseren Be-
ständen liefern, dann müssen wir neues Material
hinzukaufen. So einfach ist das.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Ich habe kein Verständnis für diejenigen, die mei-
nen, die Ukraine sollte doch jetzt einfach kapitulie-
ren, oder auch für diejenigen, die glauben, Putin
wolle irgendetwas verhandeln. Er muss dazu ge-
zwungen werden. Insofern muss das Ziel der voll-
ständige Rückzug der Russen aus der Ukraine sein.
Die schrecklichen Kriegsverbrechen der Russen
müssen dokumentiert und später nach Möglichkeit
auch geahndet werden. 

(Beifall FDP, vereinzelt CDU, SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Unsere Rolle in der Welt wird sich nachhaltig än-
dern müssen. Es wird sich auch innenpolitisch aus
meiner Sicht einiges ändern. Viele Themen wurden
schon angesprochen. Ich möchte an der Stelle noch
einmal darauf hinweisen: Diese Kumpanei mit Pu-
tin, die nicht nur am rechten Rand und am linken
Rand in Deutschland wahrnehmbar war und noch
immer ist, sondern auch in den demokratischen Par-
teien, muss ein Ende haben. Das war keine histori-
sche Verantwortung gegenüber Russland, das war
Kumpanei mit einem System, das unser System be-
kämpft und seit Jahren destabilisieren will. Das
muss man ändern.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Die schnellen und harten Sanktionen wirken, die
russische Wirtschaft ist bereits in eine tiefe Krise
gestürzt worden. Der Westen muss gegebenenfalls
noch nachsteuern.

Ich sage aber auch - auch in Richtung des Kollegen
Koch -, es gibt noch ein zweites Dilemma nach dem
militärischen, nämlich das Dilemma: Was machen
wir energiepolitisch? Wir haben uns energiepoli-
tisch in eine Abhängigkeit manövriert, die wirklich
unfassbar ist. Das gilt nicht nur für Gas - was viel
diskutiert wird -, sondern auch für Kohle, Öl und so
weiter. Ich sage sehr deutlich: Ich bin sehr dafür zu
haben, dass man weitere Sanktionen vornimmt,
man muss sie aber auch durchhalten können.

(Serpil Midyatli [SPD]: So ist das!)

Das ist beim Thema Gas nicht so einfach. Öl und
Kohle kann man auf dem Weltmarkt dazukaufen.
Bei Gas ist das nicht so einfach. Deshalb bin ich da
sehr skeptisch, auch wenn ich gern sagen würde,
wir müssen das sofort einstellen. Das geht einfach
nicht. Davon hängt in Deutschland sehr viel ab,
auch unsere Stärke hängt davon ab.
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Es gibt noch ein drittes Dilemma - auch das wurde
hier schon angesprochen. Der Ministerpräsident
und auch der Kollege Koch haben es schon ange-
sprochen: Dieser Krieg hat viele Auswirkungen, er
hat natürlich auch Auswirkungen auf die Ernäh-
rung. Die Ernährung in Deutschland wird gesichert
sein. Darüber mache ich mir keine Sorgen. Ich den-
ke, auch die Ernährung in Europa wird gesichert
sein. Aber was machen wir in der Welt? Das ist von
meiner Seie keine Provokation - weil es eben Auf-
regung bei SPD und Grünen gab -, aber ich mache
mir Sorgen um die Ernährungslage in Afrika und
anderen Teilen der Welt.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN - Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir auch!)

- Das ist ja in Ordnung.

Wenn ich Bilder sehe, dass die russische Marine
ganz gezielt ukrainische Weizenfrachter im Schwar-
zen Meer beschießt und versenkt, tut sie dies aus ei-
nem bestimmten Grund. Ich sage sehr deutlich und
möchte damit niemanden provozieren, aber es ge-
hört auch zur Wahrheit dazu, dass wir darüber spre-
chen müssen, was wir mit unserer Landwirtschaft
in Deutschland und Europa machen. Was machen
wir mit den Flächen? Kann man in diesen Tagen
Flächen stilllegen, die für die Ernährung der Welt
wichtig sind? - Ich finde nicht. Deshalb müssen wir
über bestimmte Punkte sprechen.

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU)

Wir haben eine humanitäre Katastrophe in Europa,
aber wir haben auch eine humanitäre Katastrophe in
der Welt zu befürchten. Die müssen wir verhindern.
Deshalb müssen wir ein Belastungsmoratorium ma-
chen. Wir dürfen Flächen in den nächsten ein, zwei
Jahren nicht stilllegen. Wir müssen auch über das
Thema Vorkaufsrecht für die Stiftung Naturschutz
und all diese Dinge sprechen. Wir müssen ein Mo-
ratorium verabschieden, weil es ethisch nicht ver-
antwortbar ist, wenn wir die Ernährungswirtschaft
in Deutschland schwächen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Wir haben mit Blick auf die Ukraine eine humanitä-
re Katastrophe in Europa. Wir haben viele Flücht-
linge, die in diesen Tagen zu uns kommen, und es
werden noch mehr kommen. Ich glaube, das ist re-
lativ sicher. Zum Glück gibt es wieder eine große
Hilfsbereitschaft in Deutschland und in Schleswig-
Holstein. Die müssen wir stärken, damit das nicht
nachlässt. Osteuropa leistet hier viel, vor allem die
Polen leisten eine Menge. Auch wenn wir mit den

Polen oft unterschiedliche Auffassungen - gerade in
der EU - haben, muss man feststellen: Die Polen als
Nachbarland leisten hier eine Menge. Das gilt auch
für andere osteuropäische Staaten.

Die Ehrenamtler habe ich schon angesprochen.
Danke aber auch an die vielen Menschen, die spen-
den. Auch bei uns haben sich viele Kolleginnen und
Kollegen daran beteiligt, Spenden zu sammeln. Der
Kollege Richert zum Beispiel war an der polnisch-
ukrainischen Grenze und hat Hilfsmittel abgeliefert
und Menschen hierhergebracht. Das ist großartig,
das müssen wir weiter unterstützen.

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU)

Auch in meinem Wahlkreis Ratzeburg gibt es eine
Initiative von einer mir bekannten Ukrainerin, die
seit einigen Jahren in Deutschland lebt. Die erzählt
mir, dass sie teilweise die Granateinschläge hört,
wenn sie mit ihrem Vater im Nordosten der Ukraine
telefoniert. 

Ich kann die Verzweiflung nachvollziehen. Es ist
richtig, dass das in entschlossenes Handeln umge-
setzt wird, dass Hilfsgüter nicht nur in den ersten
Tagen und Wochen, sondern auch in der nächsten
Zeit weiter gesammelt werden. Bund, Länder und
Kommunen müssen hier gemeinsam Verantwortung
übernehmen. Auch ich erwarte, dass die Bundesre-
gierung schnell deutlich macht, was der Bund dort
finanziell leisten wird. Überall ist jetzt unbürokrati-
sche Hilfe gefordert.

Ich glaube - wie gesagt -, dass noch mehr Men-
schen kommen werden. Die Zahlen, die erwartet
werden, werden - glaube ich - in den nächsten Mo-
naten übertroffen werden, je nachdem, wie der
Krieg weitergeht.

Auch ich habe mit Betroffenen gesprochen; die sa-
gen mir, sie wollten schnell wieder zurückkehren.
Das verstehe ich, ich befürchte allerdings ange-
sichts der Zerstörung, angesichts von Leid und Tod
in der Ukraine, dass viele Menschen gar nicht so
schnell zurückkehren können, selbst wenn bald
Frieden herrscht. Wir müssen uns darauf einstellen,
dass Menschen zahlreich kommen und wahrschein-
lich länger bleiben werden. Deswegen müssen wir
uns noch mehr darauf vorbereiten.

Es wurden schon ein paar Punkte angesprochen.
Über die Bereiche Schule und Kita werden wir
nachher diskutieren. Dazu kommen Unterbringung
und Versorgung; wir werden sehr schnell neue Un-
terkünfte bauen müssen. Mit Blick auf die Kommu-
nen müssen wir das Vergaberecht vereinfachen, da-
mit schnell Hilfe geleistet werden kann.
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Ich glaube - auch wenn das niemand gern hört -,
dass wir auch dazu übergehen müssen, Kitagruppen
zeitweise zu vergrößern. Auch ich habe zwei Kin-
der in der Kita. Das hört niemand gern; aber ich
glaube, dass wir kaum darum herumkommen wer-
den.

Auch in den Schulen wird es große Herausforde-
rungen geben. Man muss vielleicht darüber nach-
denken - das hört man ja auch von ukrainischer Sei-
te -, teilweise ukrainischen Distanzunterricht durch-
zuführen. Auch das könnte ein Baustein sein, die
Beschulung zu unterstützen.

Meine Damen und Herren, es gibt viele Herausfor-
derungen mit Blick auf unsere Bundeswehr. Schles-
wig-Holstein ist ein traditioneller Bundeswehr-
standort, und unser Bundesland wird als Bundes-
wehrstandort wieder wichtiger werden; das ist rela-
tiv sicher. Es gibt auch eine große Unterstützung
der Bundeswehr in unserer Bevölkerung; laut einer
Umfrage ist die Unterstützung für die Bundeswehr
in keinem Bundesland so groß wie in Schleswig-
Holstein. Wir haben hier eine gewisse Tradition.

Die Wehrtechnikbranche ist in Schleswig-Holstein
ebenfalls stark vertreten; sie macht in etwa die
Hälfte unserer Industrie aus. Es gab in der Vergan-
genheit einige Debatten, auch hier im Landtag, wo
wir jetzt hoffentlich ein bisschen nüchterner und
realistischer darauf achten.

Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass wir
darüber gesprochen haben, ob es richtig ist, dass ei-
ne Landtagsdelegation nach Norwegen fährt, um
mit den Norwegern auch darüber zu sprechen, dass
sie U-Boote in Kiel kaufen wollen. Norwegen ist
ein NATO-Staat, Norwegen hat meines Wissens in
der Vergangenheit keinen Angriffskrieg gestartet,
und auch Norwegen wird seit Jahren von Russland
massiv bedroht.

(Unruhe)

Ich bin der Meinung, dass wir uns solche Diskus-
sionen sparen sollten. Wir sollten auch auf die
Europäische Union einwirken. Beim Thema Taxo-
nomie kann ich nicht ganz verstehen, dass man die
Rüstungsindustrie und die Wehrtechnikbranche in
diesen Tagen so einstufen könnte; das ist aus mei-
ner Sicht kontraproduktiv.

(Beifall FDP und CDU)

Kollege Koch, zum 100-Milliarden-€-Sonderver-
mögen des Bundes will ich sagen: Das muss in der
Tat bei der Bundeswehr ankommen, dafür muss
auch - Frau Midyatli hat es gesagt - das Beschaf-
fungswesen der Bundeswehr deutlich vereinfacht

werden. Herr Kollege Koch, ich weiß nicht, ob Sie
heute Morgen vor Beginn der Sitzung verfolgt ha-
ben, was im Bundestag dazu besprochen wurde:
Wir haben da eine gemeinsame Verantwortung.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Die Hinweise, es seien vor allem die Sozialdemo-
kraten,

(Serpil Midyatli [SPD]: Immer!)

mögen teilweise berechtigt sein. Es gab heute Mor-
gen deutliche Hinweise auf die FDP. Herr Merz hat
gesagt, in der schwarz-gelben Koalition sei der Ver-
teidigungsetat am niedrigsten gewesen. Ich weiß
noch, wer da Finanzminister war.

Ich will deutlich sagen: Wir haben eine gemeinsa-
me Verantwortung. An dieser Stelle ist nicht die
Zeit für parteipolitische Spielchen.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Zu Herrn Stegner, mit dem ich mich über Twitter
teilweise konstruktiv austausche, sage ich an dieser
Stelle nichts.

(Beifall Martin Habersaat [SPD])

Wenn Herr Stegner „Kampf und Werte“ in Anfüh-
rungsstriche setzt und immer auf Egon Bahr ver-
weist, hat er einige Punkte wohl nicht richtig ver-
standen oder nicht richtig in Erinnerung.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU - Zuruf
Serpil Midyatli [SPD])

2 % des BIP ist ein weiter Weg; wir liegen jetzt un-
gefähr bei 1,25 %. Es ist notwendig, 2 % des BIP in
unsere Verteidigung zu investieren.

In der sozial-liberalen Koalition - nicht erst unter
Helmut Schmidt, sondern auch unter Willy Brandt
und Walter Scheel - haben wir 3 bis 4 % des BIP
für Verteidigung ausgegeben. Das ist auch damals
nichts gewesen, was mit Aufrüstung zu tun hatte
und man toll fand, sondern es hatte damit zu tun,
dass man verhandeln wollte und wusste, dass man
auch Abschreckung braucht. Darum geht es, nicht
um Aufrüstung, sondern Ausrüstung.

(Beifall FDP, CDU und Lars Harms [SSW])

Jetzt wird wieder über die Wehrpflicht diskutiert.
Man kann so etwas in solchen Zeiten nicht für im-
mer und ewig ausschließen; sie ist ja nur ausgesetzt
und nicht abgeschafft. Ich sehe es allerdings sehr
skeptisch, dass das jetzt die Lösung sein soll. Eini-
ge, die es immer blöd fanden, dass die Wehrpflicht
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ausgesetzt wurde, finden diesen Vorschlag jetzt
ganz toll.

Wenn ich mit Bundesangehörigen spreche, höre ich,
dass die Bundeswehr gar nicht darauf vorbereitet
ist, massenhaft Wehrpflichtige aufzunehmen; man
müsste die Wehrpflicht heutzutage aus rechtlichen
Gründen ja auch auf die Frauen ausweiten. Das will
die Bundeswehr meines Wissens gar nicht, sondern
die Bundeswehr sagt: Wir brauchen Spezialisten
und Hightech-Geräte, und zwar schnell. Darum
muss es gehen und nicht um die Wiedereinsetzung
der Wehrpflicht.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Wir sollten stattdessen die freiwillige Wehrpflicht
noch attraktiver und bekannter machen. Wir sollten
aber auch Jugendoffiziere in unsere Schulen lassen.
Ich weiß, dass viele Schulen sagen: Das wehren wir
ab, wir wollen keine Armeeangehörigen in der
Schule. - Ich will darauf hinweisen, dass es dabei
nicht um Rekrutierung geht, wie es manchmal un-
terstellt wird, sondern um Aufklärung und Diskus-
sion über sicherheitspolitische Fragen, die wichtig
sind. Das sind keine Nischenthemen mehr; wir erle-
ben, dass das grundsätzlich ist, und das muss ent-
sprechend stattfinden.

(Beifall FDP, CDU und Lars Harms [SSW])

Meine Damen und Herren, das Thema Gas ist das
Hauptproblem. LNG könnte bald eine Lösung sein.
Ich bin froh, dass wir da immer standhaft geblieben
sind, auch in den Koalitionsverhandlungen; es steht
ja im Koalitionsvertrag. Wir - Bernd Buchholz - ha-
ben das damals mit einem gewissen Thomas Losse-
Müller verhandelt. Ich kann mich noch gut daran
erinnern.

(Serpil Midyatli [SPD]: Und das hat auch
wieder gut funktioniert!)

- Ja, der hat das mit uns verhandelt; er wollte es uns
allerdings ausreden.

(Heiterkeit, Zurufe FDP und CDU: Hört,
Hört!)

Ich bin froh, dass er sich auch da nicht durchgesetzt
hat.

(Beifall FDP und CDU)

Bei diesen Themen spielt auch ein bisschen die Ab-
neigung gegen die USA eine Rolle; dreckiges
Fracking-Gas ist ja auch ein Problem.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich will allerdings darauf hinweisen, dass Gas, Öl
und Kohle in Russland nicht unbedingt sauberer ge-
fördert werden als Gas in den USA. Insofern müs-
sen wir auf LNG umstellen.

Wir brauchen endlich auch einen neuen Anlauf -
Trump hat das ja endgültig begraben - für ein Frei-
handelsabkommen mit den USA, und das Abkom-
men mit Kanada muss endlich ratifiziert werden.

(Beifall FDP und CDU)

Wir müssen das Terminal schnell bauen, ähnlich
wie Tesla in Brandenburg. Die verschiedenen Ge-
nehmigungsverfahren - es geht um Hafen, Termi-
nal, Pipeline - müssen deutlich beschleunigt wer-
den, wie das Planungsrecht insgesamt reformiert
werden muss.

Es macht auch Sinn, dass wir im Ölfeld Mittelplate
temporär mehr fördern. Niemand will ein Rollback
zu fossilen Energieträgern, aber wir müssen das,
was wir im Land haben und uns unabhängiger
macht, nutzen.

Ich bin der Meinung, dass man auch den Betrieb
der drei verbliebenen Kernkraftwerke in Deutsch-
land - so schwer es mir fällt, auch ich bin kein
Freund der Kernenergie - und von Brokdorf ernst-
hafter prüfen muss. Wenn die Sanktionen weiterge-
hen, wird das ein Thema werden. Frau von Kalben,
es ist technisch machbar. Auch wir haben mit Leu-
ten dort gesprochen. Die Betreiber kommen natür-
lich nicht von sich aus an - schließlich gibt es Ent-
schädigungszahlungen -, aber sie wären bereit, und
technisch wäre es möglich. Wenn man darauf zu-
rückgreifen muss, sollte man das ernsthafter prüfen,
als es momentan der Fall ist.

(Beifall FDP und Tobias Koch [CDU])

Ich finde es richtig, dass Robert Habeck nach Katar
gefahren ist. Ich bin froh, dass das nicht Christian
Lindner machen musste; die Kommentierung der
deutschen Öffentlichkeit wäre wahrscheinlich an-
ders ausgefallen. Ich bin froh, dass Robert Habeck
diese Verantwortung übernimmt.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

- Sehr witzig. - Wenn man diese Verantwortung
übernimmt, muss man allerdings auch gucken, wie
man möglichst wenig von denen kaufen muss; denn
auch das ist ein Regime, das wir nicht weiter stüt-
zen wollen.

(Beifall FDP - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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- Frau Kollegin, ich habe mit Blick auf die Kern-
energiedebatte nur darauf hingewiesen, dass man
auch andere Fragen ernsthaft prüfen muss; das
muss jetzt alles abgewogen werden.

Die Erneuerbaren müssen weiter ausgebaut werden,
ob Offshore-Windenergie, standorttreues Repower-
ing, Wasserstoffprojekte - das Ammoniak-Terminal
wurde angesprochen -, die Ansiedlung an der West-
küste. Die Mitte muss bei den Energiepreisen ent-
lastet werden; es darf nicht nur eine bestimmte
Gruppe sein, die entlastet wird. Es gibt schon Ent-
lastungen durch die Bundesregierung - über 15 Mil-
liarden € -, das muss jetzt vom Bund weiter voran-
getrieben werden, sodass auch die breite Mitte ent-
lastet wird, die sich Sorgen macht.

Wir müssen die Wehrhaftigkeit auch nach innen
stärken, also Polizei und Verfassungsschutz, das
Thema Cyberabwehr. Wir müssen uns in Deutsch-
land auf das Thema Sabotagen einstellen, Desinfor-
mationskampagnen abwehren. Insofern haben wir
viel zu tun. - In der Tat, Frau Midyatli, wir müssen
die Angriffe auch für Russen unterbinden, aber
auch, dass hier von russischer Seite Fake News ver-
breitet werden.

In diesen dunklen Tagen möchte ich abschließend
sagen: Viele Menschen fühlen sich ohnmächtig.
Das kann ich nachvollziehen, aber man kann auch
etwas tun. Man kann den Menschen in der Ukraine
helfen. Wir können uns unabhängiger machen. Vie-
le Menschen haben Sorgen wegen dieser Dauerkri-
se nach Corona oder noch mit Corona, nach dem
Motto - gerade für junge Menschen -: Dauerhafte
Krise, das drückt auf das Gemüt. - Aber wir werden
auch diese Krise gemeinsam meistern.

Wir müssen unsere Stärken ausspielen. Europa ist
stärker, als man vielleicht in den letzten Jahren
meinte. Demokratie und Freiheit sind auf Dauer
stärker als Diktatur und Verbrechen. Wir stehen an
der Seite der Ukraine. - Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat jetzt
der Vorsitzende, Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wie von allen Vorrednern natürlich auch
von meiner Seite zutiefst: Solidarität und Grüße an

die Kolleginnen und Kollegen in der Ukraine! Es ist
wirklich unglaublich, was dort von der Bevölkerung
und der Regierung, von den Menschen vor Ort ge-
leistet und vor allen Dingen auch ertragen wird.
Das hat unser aller höchsten Respekt.

Natürlich ist es so, dass wir die Menschen in der
Ukraine da, wo wir können, unterstützen müssen.
Es gibt mit Sicherheit noch viel mehr Dinge, die
wir tun können, von denen wir vielleicht jetzt noch
gar nicht wissen, dass wir es tun könnten. Wir soll-
ten auf jeden Fall offen dafür sein, die Ukraine wei-
ter sowohl mit Sanktionen gegen Russland als auch
mit Waffenlieferungen zu unterstützen. Es wird not-
wendig sein, die Menschen dort weiter zu unterstüt-
zen, damit sie dem russischen Druck standhalten
können. Das muss uns klar sein.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt CDU)

Was ich aber auch wichtig zu erwähnen finde, ist,
dass wir in der Bundesrepublik Deutschland tat-
sächlich solidarisch sind und zum ersten Mal in der
Geschichte der Republik - zum ersten Mal - tat-
sächlich Waffenlieferungen in ein Krisengebiet er-
laubt haben. Das ist einmalig. Meine Befürchtung
ist, dass dies nicht nur einmalig notwendig wird,
sondern möglicherweise auch zu einem späteren
Zeitpunkt, in späteren Konflikten leider notwendig
werden wird. Denn die Demokratie wird nicht nur
dort bedroht, sondern auch an vielen anderen Ecken
der Welt. Das muss uns klar sein.

Erst einmal geht es jetzt um die Ukraine. Wenn wir
uns das angucken, stellen wir fest: Es ist toll, dass
wir schnell reagieren, dass wir wieder genauso
schnell reagieren wie 2015 und die Mechanismen,
die wir damals aufgebaut haben, immer noch funk-
tionieren, auf denen wir jetzt unsere Hilfe aufbauen
können. Das ist gut.

Trotzdem gibt es natürlich immer auch Bereiche, in
denen wir uns genau überlegen müssen, ob denn
das, was wir uns im ersten Moment ausgedacht ha-
ben, immer 100 % der richtige Weg ist. Ich nenne
ein Beispiel: Dass die Kinder alle zur Schule kom-
men, ist richtig - natürlich, die Tür soll offen sein.
Aber es gibt auch den digitalen Unterricht. Da
macht es natürlich Sinn, den digitalen Unterricht
aus der Ukraine einzubinden. Es mag auch sein,
dass der eine Schüler oder die andere Schülerin
mental einfach noch nicht in der Lage ist, wieder
am Schulunterricht teilzunehmen. Auch das müssen
wir berücksichtigen.

Es ist auch ein richtiger Schritt, dass wir den Ukrai-
nerinnen und Ukrainern die Möglichkeit geben,
sich hier erstens zwei Jahre lang ohne Schwierig-
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keiten aufzuhalten, und ihnen zweitens auch eine
Arbeitsaufnahme ermöglichen. Das ist wichtig,
nicht nur für die Ukrainerinnen und Ukrainer, son-
dern auch für die Bürgerinnen und Bürger aus der
Ukraine, die aus dem Ausland kamen und jetzt eben
auch hierher flüchten mussten. Es sind ja nicht nur
Ukrainerinnen und Ukrainer, es sind Menschen aus
aller Herren Länder. Sie alle dürfen jetzt hier sein
und arbeiten. Das finde ich richtig und gut.

Aber man kann - wenn das nachher funktioniert,
und davon bin ich überzeugt - daraus durchaus
schlussfolgern, dass vielleicht auch andere Flücht-
linge, wenn sie einmal zu uns kommen, die glei-
chen Rechte kriegen.

(Beifall SSW und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das täte der Integration sehr gut.

Meine Damen und Herren, ich möchte mich auch
bei unserer Zivilgesellschaft bedanken und - was
mir auch ganz wichtig ist - bei unseren Verwaltun-
gen. Die vergisst man nämlich immer gern und
denkt: Das läuft alles von allein. Was da an Engage-
ment läuft, sowohl aus der Bevölkerung heraus als
auch durch die öffentlichen Verwaltungen, ist schon
wirklich klasse. Es ist toll, dass wir das alles wieder
irgendwie mobilisieren können. Weil wir genau
wissen, es wird wiederkommen, wir werden auch
zu späteren Zeitpunkten wieder Flüchtlingsbewe-
gungen haben, müssen wir uns aber auch da verge-
genwärtigen, dass wir Strukturen, die wir haben,
vielleicht längerfristig aufrechterhalten müssen, da-
mit wir sie immer wieder schnell hochfahren kön-
nen.

(Beifall SSW und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wie gesagt glaube ich nicht, dass die Flüchtlingsbe-
wegungen in den nächsten Jahrzehnten in irgendei-
ner Art und Weise enden werden.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Nee!)

Dann ist mir ein Thema ganz wichtig - das geht
schon fast ins Finanzielle über -, nämlich: Was ge-
schieht eigentlich mit den Vermögen, die derzeit
eingefroren sind, in Europa, den USA, Kanada und
vielen anderen Ländern? Ich finde, wir müssen jetzt
überprüfen, um wen es sich handelt und ob es nicht
angebracht ist, diese Vermögen dafür zu nutzen,
wofür sie eigentlich notwendig sind, nämlich um
den Wiederaufbau der Ukraine nach dem Krieg zu
finanzieren. Das wäre nur gerecht, wobei ich weiß,
dass da natürlich unheimlich große Schwierigkeiten
rechtlicher Art bestehen. Deswegen mahne ich jetzt

schon einmal an, dass wir gucken müssen, ob es
Möglichkeiten gibt, auch rechtlich sicherzustellen,
dass solche Vermögen ganz oder teilweise für die
Ukrainerinnen und Ukrainer und ihr Land genutzt
werden können.

Wenn wir jetzt schon bei den Finanzen sind, muss
man ehrlicherweise eingestehen, dass diese Krise
natürlich auch Auswirkungen auf die einheimische
Bevölkerung hat. Die sind sehr gravierend. Durch
die Ukrainekrise sind diese Probleme, wenn man so
will, noch angeheizt worden. Wir haben riesige
Preissteigerungen gehabt - einige Vorredner haben
das schon benannt -, die die ganz normale Bevölke-
rung inzwischen komplett überfordern.

Man möge sich einmal vor Augen führen: Benzin
hat 2020 noch 1,29 € gekostet - jetzt ist es 1 € mehr.
Heizöl kostete vor zwei Jahren im Schnitt noch
50 ct - heute sind es 1,70 €. Gas ist im Einkauf in-
zwischen doppelt so teuer geworden - von 6 ct auf
13 ct. Auch der Strompreis ist inzwischen um 16 %
gestiegen, wobei da die Chance besteht, dass die
Steigerungen noch größer werden.

Überlegt man sich dann noch, dass sich das jetzt
schon auf die Nahrungsmittelwirtschaft überträgt
und auch Lebensmittel inzwischen teurer und teurer
werden, merkt man: In der Breite der Bevölkerung
entstehen da Probleme. Es sind nicht kleinere Stei-
gerungen von 5 % oder 10 %, sondern es sind riesi-
ge Steigerungen, die gerade auch die Bevölkerungs-
teile in irgendeiner Art und Weise bewältigen müs-
sen, die es eigentlich gar nicht mehr können.

Ich rede dabei nicht nur von Menschen, die
Hartz IV bekommen, von Grundsicherungsempfän-
gern oder Wohngeldempfängern - die müssen unter-
stützt werden, und zwar dauerhaft. Was jetzt ge-
macht wird - dass man da etwas hinwirft und sagt:
„Ihr kriegt einmal 270 €, was nächstes Jahr ist, wis-
sen wir noch nicht - gucken wir einmal“ -, ist keine
faire Politik. Auch diese Menschen haben Fairness
verdient. Fairness bedeutet, dass man ihre Heizkos-
tenzuschüsse und Regelsätze dauerhaft erhöht. Das
haben die Menschen verdient. Das sollte passieren,
weil die Leute bei den Preisen, die da gerade abge-
hen, mit einem einzelnen Zuschuss nicht mehr ver-
nünftig überleben können. Das ist nicht fair. Hier
geht es auch um soziale Teilhabe für diese Men-
schen. Darum haben wir uns zu kümmern.

(Beifall SSW)

Es geht nicht nur um diese Menschen. Gucken wir
uns einmal die Menschen an, die ein kleines oder
mittleres Einkommen haben - sagen wir einmal so
zwischen 1.500 € und 3.000 €, was für eine Familie
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kein Luxus ist, sondern ganz normal. Was wird die-
sen Menschen denn geboten? Bisher gar nichts. In
Perspektive soll es einen Mobilitätszuschuss geben.
Wenn man unter 2.000 € verdient, kriegt man 50 €,
und wenn man 2.000 € bis 3.000 € verdient, dann
soll man pro Jahr 35 € kriegen.

(Jörg Nobis [AfD]: Typisch SPD, komplizier-
ter geht es nicht!)

Das ist eine Tankfüllung; mehr ist das nicht. Das ist
viel zu wenig. Es ist nicht fair, dass gerade diese
Bevölkerungsgruppen die Hauptlasten tragen sol-
len. Das geht so nicht. Das ist nicht fair. Fair ist es
vielmehr, die Leute direkt zu entlasten und die
Steuern, bezogen auf die Energiebereiche, zu sen-
ken. Erst dann ist es wirklich fair. Da soll mir kei-
ner kommen und sagen, dass es auch reiche Leute
gibt, die davon profitieren. Es gibt auch andere
Möglichkeiten, von denen man als reicher Mensch
profitieren kann. Das ist nicht das Problem, sondern
die Leute da draußen wollen schnell eine Entlas-
tung. Die zahlen jetzt schon die hohen Kosten, und
niemand hilft ihnen dabei, dass sie diese hohen
Kosten tragen können. Das ist nicht fair. Da muss
man schnell handeln. Da reicht es nicht, einfach nur
einzelne Zuschüsse zu gewähren, sondern diesen
Menschen muss dauerhaft geholfen werden.

(Beifall SSW)

Meine Damen und Herren, es gibt noch weitere
Auswirkungen, gerade auf uns. Wir hatten eben
schon die Diskussion in Bezug auf die Nahrungs-
mittelproduktion. Mal ehrlich, kein Mensch kann
doch glauben, dass wir in Schleswig-Holstein oder
in Deutschland auf einmal die Nahrungsmittelpro-
duktion der ganzen Welt irgendwie schaffen kön-
nen. Das glaubt kein Mensch.

(Jörg Nobis [AfD]: Aber das Klima retten
wir hier für die ganze Welt, oder was?)

Dabei sind wir immer noch ein Land, in dem relativ
viele Flächen zur Nahrungsmittelproduktion ge-
nutzt werden. Eigentlich muss es doch darum ge-
hen, den Ländern, die derzeit nicht in der Lage
sind, ihre eigene Nahrungsmittelproduktion irgend-
wie auf die Beine zu stellen, den Ländern in der
Dritten Welt, eine Hilfestellung zu geben, damit sie
das schaffen können. Aber es geht nicht an, dass
wir als reiche Nation irgendetwas herstellen, was
die uns wieder abkaufen müssen. Das ist der total
falsche Weg, und zwar auch noch auf Kosten unse-
rer Natur. Das kann es doch nicht sein. Das ist nicht
in Ordnung. Das müssen wir anders organisieren.
Wir müssen diesen Staaten helfen, meine Damen
und Herren.

Ja, da haben wir dann das nächste Problem. Ist es
wirklich klug, auf LNG zu setzen? Ich sage ganz
klar: nein. Ich kann Ihnen auch sagen, warum. Wir
haben 25 LNG-Terminals in der EU. Also braucht
mir keiner zu erzählen, dass wir den Kram nicht an-
landen können. Das kriegen wir schon mal hin.
Wenn wir jetzt aber das 26. und 27. Terminal in
Deutschland bauen wollen, stellt sich die Frage:
Was bedeutet das für diese Investitionen? Nur ne-
benbei gesagt: Für Wasserstoff sind sie ja noch
nicht geeignet; die Technik haben wir noch gar
nicht. 

Die Unternehmen planen diese Investitionen jetzt
für die nächsten 30, 40 Jahre, damit sich das lohnt.
Das ist immerhin ein Milliardending. Das heißt, wir
senden gerade das Signal: Okay, macht es, die
nächsten 30, 40 Jahre wollen wir zusätzliches Gas
importieren.

Das aber ist der falsche Weg. Selbst wenn es mög-
lich wäre, Wasserstoff aus anderen Gegenden der
Welt dorthin zu bringen und es dort anzulanden, so
ist das kein grüner Wasserstoff. Das ist alles andere,
aber kein grüner Wasserstoff; denn das wird unter
einem hohen Energieaufwand hierhergebracht, das
ist nicht nachhaltig. Wasserstoff wird zu grünem
Wasserstoff, wenn er hier produziert wird. Das ist
eigentlich unsere Aufgabe. Wir als Schleswig-Hol-
steiner haben die Aufgabe, hier zu investieren, und
zwar in die Erforschung und in die Herstellung von
Wasserstoff. Das ist eigentlich unser Job, den wir
hier haben, und nicht der Bau eines LNG-Termi-
nals.

(Beifall SSW - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was ist unsere weitere Aufgabe? - Wir haben natür-
lich dafür zu sorgen, dass wir mehr Windenergie
produzieren. Ganz ehrlich, die Bilanz von Jamaika
ist da nicht gerade groß.

(Zurufe CDU: Oh!)

Vier Jahre lang stand da alles still, weil man gesagt
hat, wir wollen die ganze Planung noch einmal neu
machen. Deswegen hängen wir da jetzt. Wir haben
noch nicht einmal die 2 % Nutzung erreicht. Es wä-
re ja schön, wenn wir es hätten. Aber wir werden
auch damit nicht auskommen. Richtig ist auch, dass
wir in Bezug auf die Anlagen, bei denen es jetzt
nicht erlaubt ist zu repowern, etwas tun müssen,

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wollen wir ja auch!)

denn dort sind sämtliche Anlagen und sämtliche
Leitungen. Es wäre Blödsinn, das nicht zu tun, da
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kann man relativ schnell etwas machen. Aber da ist
der Bund in der Pflicht, die entsprechenden Rege-
lungen zu schaffen.

(Beifall SSW und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Unser Job ist aber auch, dafür zu sorgen, dass wir
schnell ein Dachflächenkataster für PV-Anlagen
kriegen, damit wir wissen, wo wir da die höchste
Ausbeute haben. Das ist ganz wichtig. Darüber hin-
aus brauchen wir Planungsgrundlagen für PV-Frei-
flächenanlagen. Es ist wichtig, dass man das genau
plant und es nicht wieder den Kommunen überlässt,
die sich dann vor Ort mit irgendwelchen Bürgerini-
tiativen, mit Bürgerbegehren und ich weiß nicht
was alles einen abkämpfen müssen, nur weil wir
keine Planung gemacht haben. Da muss schnell ei-
ne Planung kommen, damit wir möglichst bald wis-
sen, woran wir sind. Am besten ist eine PV-Anlage
dann, wenn sie relativ hoch ist und darunter noch ir-
gendetwas für Natur oder Landwirtschaft getan
werden kann.

(Beifall SSW)

Dann kommen wir zum Hauptthema: Bundeswehr.
Ich kann Ihnen sagen, wenn man mit Autokraten
umgehen will, dann kann man das nur aus einer Po-
sition der Stärke heraus tun, und zwar aus einer Po-
sition der wirtschaftlichen Stärke genauso wie aus
einer Position der militärischen Stärke; es ist nicht
anders. Wenn wir ehrlich sind, waren wir nicht
stark, und das hat mit zu der Situation geführt, in
der wir uns jetzt befinden, in der sich vor allen Din-
gen die Ukrainerinnen und Ukrainer befinden. Des-
wegen ist es wichtig, die Bundeswehr wieder in-
stand zu setzen, damit sie ihrer Aufgabe nachkom-
men kann. Dabei geht es nicht um Aufrüstung, son-
dern es geht einfach darum, eine adäquate vernünf-
tige Ausstattung zu gewährleisten und die Bundes-
wehr technisch so instand zu setzen, dass sie in der
Lage ist, ihrer Aufgabe nachzukommen, und zwar
nicht nur für uns selber, sondern auch für unsere
Bündnispartner.

(Beifall Kay Richert [FDP])

Wenn man so will, meine Damen und Herren, ist
das unser Beitrag zur Friedenssicherung, nämlich
dass wir durch das Abschreckungspotenzial, das
wir dann haben, tatsächlich dafür Sorge tragen kön-
nen, dass Frieden sicherer wird. Man darf nicht ver-
gessen: Russland ist nicht die einzige Autokratie
auf dieser Welt. Es rennen noch mehr Verrückte in
der Gegend herum. Auch das ist ein Grund dafür,
dass immer klar sein muss, dass wir stark sein müs-
sen. Vor dem Hintergrund ist das nicht irgendwann

zu Ende, nicht dass jemand denkt, wenn die Krise
in der Ukraine irgendwie formal zu Ende ist, dann
können wir wieder zurück. Nein, das können wir
nicht, sondern dann haben wir weiterhin die Aufga-
be, in Zukunft stark zu sein. 

Das beinhaltet natürlich auch, dass die Bundeswehr
in der Öffentlichkeit präsent ist, dass sie über ihre
Aufgaben, über die Zwänge, die Notwendigkeiten,
die Schwierigkeiten, die damit verbunden sind, be-
richten kann. Das hat auch etwas mit Schule zu tun.
Das hat etwas mit öffentlichen Gelöbnissen zu tun.
Das hat auch einfach damit zu tun, dass wir als Po-
litiker unsere Einheiten besuchen und dort mit ih-
nen gemeinsam Öffentlichkeitsarbeit machen. Das
gilt übrigens für alle Lebensbereiche. Aber ich
glaube, bei der Bundeswehr ist es ganz wichtig,
dass wir ihr jetzt den Rücken stärken. Auch aus
meiner Heimatstadt sind Truppen nach Polen ver-
legt worden in der Sorge, dass da mehr passieren
kann. Die Leute halten wirklich den Kopf für uns
hin. Dann haben sie auch gottverdammt noch mal
verdient, dass wir ihnen den Rücken stärken.

(Beifall SSW, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Meine Damen und Herren, noch einmal - das ist für
mich ein ganz wichtiges Thema -: Es geht nicht um
eine Aufrüstungsspirale, sondern um das, was Hel-
mut Schmidt immer schon mal gesagt hat, nämlich
dass jeder, der meint, Aggressionen ausüben zu
wollen, bei uns immer die Sorge haben muss, dass
es auch ihn schwer treffen kann. Das führt dazu,
dass sich die Leute doch eher zurückhalten. Leider
sind die Menschen nicht so, wie wir es uns wün-
schen, sondern es gibt nun einmal fürchterliche
Despoten, und denen kommt man nur bei, indem
man Stärke zeigt.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Heißt das, dass die Ukraine nicht an-
gegriffen worden wäre?)

- Das habe ich nicht gesagt. Es könnte sein, dass
das nicht geschehen wäre, wenn wir schon 2014 in
der Krim-Krise rechtzeitig deutlich gemacht hätten,
wo die Grenzen sind, wenn wir da schon Sanktio-
nen verhängt und gezeigt hätten, dass wir bereit
sind, uns militärisch entsprechend aufzustellen.
Dann hätte Putin möglicherweise vor acht Jahren
schon gesagt: Die Nummer ist mir zu heikel, ich
mache es doch nicht. - Wir wissen es nicht. Es
könnte auch ganz anders gewesen sein.

(Beifall SSW und vereinzelt FDP)
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Wir wissen aber heute: Wenn wir verhindern wol-
len, dass er weitergeht - da gibt es schon Fantasien,
in Polen einzumarschieren, da gibt es Ängste im
Baltikum, dass die Russen kommen -, wenn wir
verhindern wollen, dass unsere Bündnispartner an-
gegriffen werden, dann müssen wir stark sein; das
geht nicht anders. Das war schon immer so, und das
wird auch immer so bleiben, meine Damen und
Herren.

(Beifall SSW, CDU und FDP)

Nun noch ein Letztes, weil wir auch in unserer Ge-
sellschaft leider Menschen haben, die sich eher als
Putin-Unterstützer verstehen. Ich sage Ihnen ganz
ehrlich, für diese Menschen kann ich nur Verach-
tung hegen. Ich kann nicht anders. Normalerweise
ist das nicht meine Art. Aber das, was dazu manch-
mal von rechter, aber auch von ganz linker Seite
kommt, lässt einen wirklich nur den Kopf schütteln.
Wenn man die Fernsehbilder sieht, wie Menschen
massenhaft sterben, und zwar auf beiden Seiten,
dann kann kein vernünftiger Mensch diese Aggres-
sion der russischen Führung auch nur in irgendeiner
Art und Weise gutheißen oder rechtfertigen. Das ist
für mich schon wirklich eine Sauerei. Auch diesen
Menschen - die sogar hier bei uns, in unserer Ge-
sellschaft sind - müssen wir entgegentreten, und
zwar scharf entgegentreten, weil auch das Solidari-
tät mit der Ukraine und der Bevölkerung dort aus-
drückt.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt CDU)

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir als Par-
lament machen es heute richtig. Andere haben es
schon gesagt: Nicht jedes Parlament hatte eine so
glückliche Hand.

Es hat Sinn, über die Themen, die wir hier zu erör-
tern haben, in der ersten Rederunde global zu de-
battieren und danach die Einzelthemen daraufhin
durchzugehen, was das denn für uns, aber auch für
die Menschen in der Ukraine bedeutet und wie wir
diesen Menschen beistehen können. Dass wir uns
dafür mehr als einen Tag Zeit nehmen, ist wirklich
angemessen, meine Damen und Herren.

Ich finde es richtig, dass wir immer wieder Solida-
rität mit der Ukraine zeigen und dass wir vor allen
Dingen unser Versprechen abgeben, der Bevölke-
rung in der Ukraine weiterhin beizustehen. Wir dür-
fen nicht nachlassen. Wir müssen sie unterstützen -
auf allen Ebenen, auf denen es uns möglich ist. Die
Menschen dort haben es verdient. Sie kämpfen für
sich. Sie kämpfen für ihr Land. Sie kämpfen für
Freiheit und Demokratie. Das sollte es uns allemal

wert sein, diese Menschen zu unterstützen. - Vielen
Dank.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für den Zusammenschluss der Abgeord-
neten der AfD hat jetzt der Abgeordnete Jörg No-
bis.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident!
Der Krieg in der Ukraine hat sicher geglaubte Ge-
wissheiten erschüttert. Wir spüren auch hier im
Land die Auswirkungen - zuallererst natürlich
durch die Kriegsflüchtlinge, die bei uns Zuflucht
suchen, aber auch durch die sprunghaft gestiegenen
Energiepreise und die Sorge um die Versorgungssi-
cherheit bei Gas und Öl sowie landwirtschaftlichen
Produkten.

Wir als AfD begrüßen das Engagement, das auf vie-
len Ebenen jetzt humanitäre Hilfe organisiert. Da-
bei ist die Aufnahme von Kriegsflüchtlingen in
Deutschland natürlich die Kernherausforderung, auf
der unser aller Fokus liegen muss. Aber auch die
humanitäre Hilfe vor Ort, in der Ukraine, gehört an
dieser Stelle ausdrücklich genannt.

Die Aufnahme von Kriegsflüchtlingen geschieht
dabei natürlich grundsätzlich temporär. Wir gehen
davon aus, dass die Menschen, die jetzt zu uns
kommen, von sich aus so schnell wie möglich in ih-
re Heimat zurückkehren wollen. Die Frage ist na-
türlich, wann und unter welchen Umständen das
möglich sein wird.

Das hängt ganz wesentlich von dem weiteren
Kriegsgeschehen und den Zerstörungen in der
Ukraine ab. Wir müssen uns daher hier im Land
wohl darauf einstellen, dass auch über längere Zeit
Zuflucht zu gewähren ist. Dafür braucht es letztlich
Tausende neuer Wohnungen. Aber auch die Be-
schulung der vielen ukrainischen Kinder wird eine
große Herausforderung werden.

Ob die Vorstellung der ukrainischen Generalkonsu-
lin in Deutschland, quasi parallel ein ukrainisches
Schulsystem mit ukrainischen Lehrplänen aufzu-
bauen, auch nur im Ansatz realistisch oder über-
haupt wünschenswert ist, darf stark bezweifelt wer-
den.
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Jeder Bürger hier im Land spürt aber auch noch an-
dere Auswirkungen des Krieges. Die Energiepreise
sind drastisch gestiegen und haben inzwischen jeg-
liches erträgliche Maß verlassen. Die letzten Wo-
chen haben uns gezeigt: Wir müssen in Sachen En-
ergie diversifizieren, dürfen oder wollen zukünftig
nicht so stark von russischem Gas abhängig sein.

Nur die Grünen freuen sich teils heimlich, teils un-
geniert über die wahnsinnigen Energiekosten. Sie
halten die hohen Spritpreise indes für einen Booster
der grünen Verkehrs- und Mobilitätswende.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Das hat Herr Knuth bei einer Podiumsdiskussion
so gesagt, Frau von Kalben.

Es ist aber ein grüner Irrglaube anzunehmen, wir
könnten von heute auf morgen auf fossile Energie-
träger und gleichzeitig auf die Kernenergie verzich-
ten. Herr Habeck hat das erkannt und ist gleich -
katzbuckelnd - nach Katar gereist, um zukünftig
russisches Gas zu substituieren.

Meine Damen und Herren, eine Umstellung von
russischem Gas auf andere Quellen oder Energie-
formen geht nicht von heute auf morgen. Ich darf
daran erinnern - wir haben es schon gehört -:
Deutschland verfügt zurzeit nicht einmal über ein
einziges LNG-Flüssiggasterminal, auch wenn in
diesem Punkt mittlerweile alle an Bord sind, die
grüne - irrlichternde - Basis einmal ausgenommen.
Die sichere Energieversorgung Deutschlands wird
daher die zentrale Herausforderung für die kom-
menden Jahre sein.

Meine Damen und Herren, der russische Angriffs-
krieg in der Ukraine führt letztlich auch dazu, dass
in Deutschland wieder die - durch die Friedensdivi-
dende ruinierte - Bundeswehr und unsere Landes-
verteidigung in den Fokus rücken. Galt Krieg in
Europa lange Zeit als nicht mehr vorstellbar, stellt
sich aktuell die Frage: Ist die Bundeswehr über-
haupt verteidigungsfähig? Kann sie ihren im
Grundgesetz verankerten Auftrag erfüllen, die Lan-
desverteidigung sicherzustellen?

Die Antwort auf diese Fragen lautet nach 16 Jahren
unionsgeführtem Verteidigungsministerium ganz
klar: Nein! - Oder, wie Deutschlands oberster Hee-
ressoldat, Generalleutnant Alfons Mais, sagte: Die
Bundeswehr steht mehr oder weniger blank da.

Das ist keine ganz so neue Erkenntnis; Fachleute
weisen darauf seit Jahren hin. Wir als AfD freuen
uns aber, dass sich diese bei uns schon lange vor-
handene Erkenntnis endlich auch bei der SPD und

den Grünen durchsetzt. Einsatzbereitschaft, Vertei-
digungsbereitschaft - das gibt es eben nicht zum
Nulltarif, meine Damen und Herren.

Wir begrüßen daher ausdrücklich das Ansinnen der
Bundesregierung, den Investitionsstau bei der Trup-
pe anzugehen. Ob die jüngst von Bundeskanzler
Scholz angekündigten 100 Milliarden € dafür aus-
reichend sein werden, sei einmal dahingestellt.

Auf der anderen Seite kann aber auch eingespart
werden. Wir brauchen nämlich keine schwangeren-
gerechten Panzer. Die Beschaffung sollte sich auf
Waffen, Ausrüstung und Material konzentrieren,
aber nicht auf Umstandsuniformen oder das Gen-
dern von Dienstgraden, meine Damen und Herren.

Bei der aktuellen NATO-Übung im Baltikum gab es
- so konnte man es der Presse entnehmen - nicht
einmal ausreichend warme Unterwäsche und Win-
terjacken. Das ist ein Skandal und wirklich unwür-
dig für unsere Bundeswehr!

Wir beantragen daher heute, dass der Landtag seine
Unterstützung für die Bundeswehr klar zum Aus-
druck bringt. Alle Redner haben das ja auch getan.
Dann hoffe ich, dass Sie gleich unserem Antrag zu-
stimmen werden; denn es gibt ja keinen Alternativ-
antrag. Stimmen Sie unserem Antrag „Der Bundes-
wehr den Rücken stärken“ doch bitte zu!

Wir unterstützen die Ertüchtigung der Bundeswehr
mit vorerst 100 Milliarden € zur Wiederherstellung
der Wehr- und Einsatzfähigkeit. Im Hinblick auf
unsere Landesverteidigung halten wir auch die
Wiedereinsetzung der Wehrpflicht für geboten. Na-
türlich müssen auch die Bundeswehrstandorte in
Schleswig-Holstein gestärkt werden.

Lassen Sie uns deshalb heute ein Zeichen der Ein-
heit und Geschlossenheit in dieser für unsere demo-
kratische Gesellschaft so wichtigen Frage nach Ber-
lin aussenden. Ich bitte um Zustimmung zu unse-
rem Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Dennys Bornhöft.

Dennys Bornhöft [FDP]:

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Zuerst möchte ich den Redebeitrag der
AfD zurückweisen, insbesondere den Vorwurf, den
Sie, Herr Nobis, gegen die Grünen auf Landes- und
auf Bundesebene erhoben haben, sie freuten sich
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diebisch über die steigenden Energiepreise. Das ist
komplett infam, Herr Nobis.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das sehen wir auch daran, wie der Bundeswirt-
schaftsminister momentan agiert. Ich glaube, dass
er sich noch vor wenigen Wochen nicht hätte vor-
stellen können, jetzt diesen Besuch in Katar ma-
chen zu müssen. Er handelt so, damit Energie in
Deutschland vorhanden ist. Insofern ist Ihre Be-
hauptung an dieser Stelle purer Populismus gewe-
sen.

(Beifall Christopher Vogt [FDP] und Eka von
Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Weshalb ich mich eigentlich zu Wort gemeldet ha-
be: Ich freue mich sehr darüber, dass wir auf Lan-
desebene zwischen den demokratischen Fraktionen
und Gruppierungen sehr große Einigkeit bezüglich
des Sondervermögens für die Bundeswehr haben.
Denn das, was wir mit diesen 100 Milliarden € ma-
chen wollen, ist keine „Aufrüstung“, wie es von ei-
nigen sich eher an den Rändern befindenden politi-
schen Gruppierungen behauptet wird. Es ist keine
Aufrüstung, sondern es wird das ausgeglichen, was
uns an Wehrfähigkeit vor allem bei Boden- und
Luftwaffensystemen fehlt. Deswegen ist diese Maß-
nahme sehr wichtig.

Lieber Herr Kollege Koch, parallel zu dieser Debat-
te findet eine Generaldebatte im Bundestag statt.
Ich freue mich sehr, dass Sie gesagt haben, dass die
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag dafür
Sorge tragen will, dass wir - auch mit den Stimmen
aus Schleswig-Holstein - die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit bekommen. Herr Koch, ich appellie-
re an Sie, weil Ihr Kollege im Bundestag, Friedrich
Merz, gesagt hat, er werde in die Abstimmung ma-
ximal so viele Mitglieder der Unionsfraktion hin-
einschicken, wie es für die gesetzliche Zweidrittel-
mehrheit erforderlich ist, nämlich 75 von den knapp
200 möglichen Abgeordneten.

Dazu muss ich sagen: Entweder man hat zu dem
Thema „100 Milliarden € mehr für die Bundes-
wehr“ eine klare Haltung - dann ist man auch kom-
plett bei der Abstimmung dabei -, oder man hat sie
halt nicht. Insofern freue ich mich, dass die sechs
Abgeordneten aus Schleswig-Holstein dabei sind.
Vielleicht kommt auch der Rest der Fraktion hinzu.
Ich denke, es wäre bei diesem Thema, das wirklich
staatspolitische Bedeutung hat, sehr angemessen,
wenn die gesamte Fraktion anwesend wäre. Ich
würde mich freuen, wenn Sie das Herrn Merz mit-
geben könnten. - Vielen Dank.

(Beifall FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erklä-
re die Regierungserklärung für beendet.

Abstimmung über den Antrag des Zusammen-
schluss der Abgeordneten der AfD, Drucksache
19/3730. Es ist beantragt worden, über den Antrag
in der Sache abzustimmen. Wer ihm zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der Antrag
gegen die Stimmen der Abgeordneten des Zusam-
menschlusses der AfD, der fraktionslosen Abgeord-
neten von Sayn-Wittgenstein und des fraktionslosen
Abgeordneten Dr. Brodehl mit den Stimmen sämtli-
cher anderer Abgeordneten des Hauses abgelehnt.

(Jörg Nobis [AfD]: So viel ist Ihnen die Bun-
deswehr wert!)

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor,
zunächst die Tagesordnungspunkte 32 und 34 auf-
zurufen, bevor wir zur ersten Lesung über den Ta-
gesordnungspunkt 21 ohne Aussprache kommen,
damit wir Kontext der Diskussion bleiben. - Ich se-
he, das Benehmen ist hergestellt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 32 und 34 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Schleswig-Holstein bereitet sich auf die Auf-
nahme von Geflüchteten infolge des Ukraine-
Kriegs vor

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3705

b) Digitale Bedrohungssituation braucht eine
leistungsfähige Cyberabwehr

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3708

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Mit den Anträgen zu a) und b) werden Berichte in
dieser Tagung erbeten. Ich lasse darüber abstim-
men, ob die Berichte in dieser Tagung gegeben wer-
den sollen. Wer zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Damit ist das einstimmig beschlossen.

Ich erteile für die Landesregierung der Ministerin
für Inneres, ländliche Räume, Integration und
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Gleichstellung, Dr. Sabine Sütterlin-Waack, das
Wort.

Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Ministerin für Inne-
res, ländliche Räume, Integration und Gleichstel-
lung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! In den letzten Wochen habe ich viele
unserer Landesaufnahmeeinrichtungen, aber auch
verschiedene kommunale Notunterkünfte besucht.
Ich habe mir Ort ein Bild von der Unterbringung
und der Betreuung der Geflüchteten gemacht. Vor
allem habe ich mit Menschen gesprochen, die zu
uns aus der Ukraine geflohen sind. Für mich hat der
Krieg seitdem mehrere Gesichter.

Ich habe mit Frauen gesprochen, die noch wenige
Tage zuvor in Kiew in U-Bahn-Schächten gehaust
haben, um sich irgendwie vor den russischen Bom-
benangriffen zu schützen. Ich habe mit Frauen ge-
sprochen, die Ihre Kinder und ein paar wenige Hab-
seligkeiten geschnappt haben und sich auf den Weg
Richtung Westen gemacht haben. Ich habe mit Müt-
tern gesprochen, die jeden Tag in Sorge sind, weil
ihre Söhne im Krieg kämpfen. Jeden Tag prüfen sie
Nachrichtenmeldungen und versuchen, Kontakt zu
ihren Söhnen zu halten - immer in der Hoffnung,
dass sie noch am Leben sind.

Meine Damen und Herren, nichts ist so falsch wie
der Krieg.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Er sorgt für unfassbares Leid. Derzeit erleben wir
eine humanitäre Katastrophe. Fast 3,4 Millionen
Menschen sind bereits aus der Ukraine über die
Grenzübergangsstellen nach Polen, der Slowakei,
Ungarn und Rumänien geflohen. Anfangs sind wir
zusammen mit dem Bund von 400.000 Menschen
ausgegangen, die hier bei uns als Kriegsflüchtlinge
ankommen werden. Mittlerweile gehen wir von ei-
ner Million Menschen aus.

So hat die Bundespolizei jetzt die Einreise von
235.000 Kriegsflüchtlingen nach Deutschland fest-
gestellt. Aber die Lage entwickelt sich weiter. Die
Zahlen, mit denen wir arbeiten, sind vorsichtige
Prognosen. Die Zahl der tatsächlichen Ankünfte
kann sich jederzeit anders darstellen. Deshalb ha-
ben wir am Montag mit Landrätinnen und Landrä-
ten wie auch mit den Oberbürgermeisterinnen und
Oberbürgermeistern gesprochen und sie informiert,
dass die Kreise und die kreisfreien Städte mit stei-
genden Zugängen rechnen müssen.

Nach dem Königsteiner Schlüssel bedeuten eine
Million Kriegsflüchtlinge, dass wir in Schleswig-
Holstein die Verantwortung für 34.000 Menschen
übernehmen müssen. Das bedeutet, die Kreise und
die kreisfreien Städte müssen sich auf Zuweisungen
von durchschnittlich 2.000 Menschen einrichten.
Die Zahl schwankt zum Beispiel zwischen der Stadt
Neumünster in Höhe von circa 850 Personen und
dem Kreis Pinneberg in Höhe von 3.750 Personen.

Wir bereiten uns intensiv auf diese hohen Ankunfts-
zahlen vor. Dies haben wir, liebe Frau Midyatli, seit
Beginn des Angriffskrieges getan.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Ja, wir können auf Strukturen aus 2015/16 zurück-
greifen, aber wir haben sie auch sofort genutzt und
ausgebaut.

Ihre Rede war mit pauschaler Kritik versehen.
Kommen Sie auf uns zu! Kommen Sie auf mich zu!

(Serpil Midyatli [SPD]: Warum?)

- Wenn ich von Missständen höre, kümmere ich
mich darum. Das tun wir alle in unserem Haus. Vie-
le in diesem Hohen Haus wissen, dass wir uns im-
mer bemühen, Einzelfragen schnell nachzugehen
und Lösungen anzubieten.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Wo wir - wie ich finde - besonders schnell reagiert
haben, ist, dass wir frühzeitig den interministeriel-
len Leitungsstab aktiviert haben. Der Stab erfasst
umfassende Lagebilder und koordiniert alle erfor-
derlichen Maßnahmen. Unter Hochdruck entstehen
derzeit im Landesamt für Zuwanderung und Flücht-
linge neue Unterkunftsplätze. Unter anderem fahren
wir den Reservestandort Seeth wieder hoch, und
wir erhöhen die Kapazitäten an den bestehenden
Standorten.

Auch in den Kreisen und den kreisfreien Städten
haben wir vorübergehend Notunterkünfte aufbauen
lassen. Ich will das einmal aktiv ausdrücken: Die
Kreise haben diese Notunterkünfte aufgebaut. Jeder
Kreis, jede kreisfreie Stadt stellt zwischen 300 und
500 Plätze.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

In diese Unterkünfte haben wir bereits Kriegs-
flüchtlinge zugewiesen, die über das Flüchtlings-
verteilsystem des Bundes nach Schleswig-Holstein
gekommen sind.
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Meine Damen und Herren, all das ist nur möglich,
weil unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter jeden
Tag höchsten Einsatz zeigen

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

- ich hoffe, dass viele von Ihnen diesen Applaus ge-
hört haben -, aber auch, weil wir auf die ehrenamtli-
chen Kräfte im Katastrophenschutz zählen können.

(Beifall CDU, FDP und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Allein in den letzten Tagen waren in allen Kreisen
und kreisfreien Städten Betreuungseinheiten des
Katastrophenschutzes im Einsatz, um den Kriegs-
flüchtlingen nach ihrer Ankunft zu helfen, um sie
zu betreuen und um sie zu versorgen. Alle machen
einen großartigen Job.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Deshalb bin ich allen dankbar, den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, den ehrenamtlichen Einsatzkräf-
ten, den Hilfsorganisationen, den Freiwilligen Feu-
erwehren, dem Technischen Hilfswerk, allen Betei-
ligten. Auch den Arbeitgeber und den Arbeitgebe-
rinnen sind wir alle sehr dankbar; sie stellen ihre
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ohne zu zögern
frei, damit diese ihre segensreiche Arbeit für uns al-
le ausrichten und durchführen können.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Meine Damen und Herren, darüber hinaus sind die
Auswirkungen des Krieges in der Ukraine vielfäl-
tig. Sie berühren die Zuständigkeit aller Ministeri-
en, unter anderem auch den Bereich der inneren Si-
cherheit und vor allen Dingen unsere Cybersicher-
heit. Aus unserem Haus sind die Polizeiabteilung
und der Verfassungsschutz von Anfang an in das
Krisenmanagement eingebunden. Aus dem
MELUND ist das ZIT in die Arbeit des interminis-
teriellen Leitungsstabs integriert.

Es gibt aktuell eine abstrakt hohe Bedrohung durch
möglicherweise auch staatlich gesteuerte Cyberan-
griffe. Deshalb arbeiten alle Beteiligten im Sinne
einer gesamtstaatlichen Cybersicherheitsarchitektur
eng zusammen. Die gemeinsamen Aufgaben liegen
dabei vor allem in den Bereichen Prävention, De-
tektion und Reaktion. Es lässt sich aber schon jetzt
feststellen, dass wir vorhandene Strukturen und Fä-
higkeiten noch weiter ausbauen müssen.

Erstens müssen wir das Informations- und Cybersi-
cherheitsmanagement, die Resilienz des IT-Regel-

betriebs und das IT-Notfallmanagement weiter stär-
ken. Zweitens müssen wir die Resilienz und die Re-
aktionsfähigkeit bei den kritischen Infrastrukturen
weiter verbessern, besonders in den Bereichen Ka-
tastrophenschutz, Gesundheitswesen, Transport,
Lebensmittel und Energieversorgung. Drittens müs-
sen wir uns verstärkt auf hybride Bedrohungen wie
Desinformation einstellen. Besonders brisant ist es
zum Beispiel, wenn Social-Media-Konten exponier-
ter Personen des öffentlichen Lebens gehackt wer-
den, um in deren Namen Falschmeldungen zu ver-
breiten. Aber, seien Sie sich sicher: Unsere Sicher-
heitsbehörden haben das Thema im Blick.

Um in diesen Punkten noch besser zu werden, sind
zusätzliche Ressourcen erforderlich, insbesondere
personelle Ressourcen. Das dürfte uns also in Zu-
kunft noch einiges kosten, aber das sollte es uns
wert sein, denn digitale Sicherheit gibt es nicht zum
Nulltarif. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Die Ministerin hat die vorgesehene Redezeit um
3,5 Minuten ausgedehnt. Diese zusätzliche Redezeit
steht nun selbstverständlich auch allen anderen
Fraktionen zur Verfügung.

Ich eröffne die Aussprache. Für die SPD-Fraktion
hat die Abgeordnete Özlem Ünsal das Wort.

Özlem Ünsal [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir gehen durch Zeiten, in denen
wir als Land erneut gefordert sind. Das haben wir
jetzt schon in der Regierungserklärung gehört.
Trotzdem ist es eine Zeit, in der starke Verunsiche-
rung vorherrscht und in der wir wieder bitteren
Krieg in Europa erleben, in der ein bitterer Krieg in
Europa Einzug erhält. Es sind Bilder, die uns scho-
ckieren und das Herz zerreißen. Zumindest geht es
mir so, aber ich weiß, dass es vielen von Ihnen und
von euch auch so geht, weil diese Bilder einmal
mehr spiegeln, welches Leid spürbar wird, das die
betroffenen Menschen dort, aber auch hier inzwi-
schen ertragen müssen.

Die Hilfsbereitschaft ist aufgrund der kriegerischen
Auseinandersetzung groß. Das gilt auch für unser
Bundesland, auch das haben wir heute mehrfach ge-
hört. Krisen sind Zeiten des Handelns, vor allem
sind es Zeiten des Zusammenhalts, und in Zeiten
von Krisen und Kriegen ist Humanität das Gebot
der Stunde. Wir wissen, dass Putin nicht nur kriege-
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rische territoriale Ansprüche erhebt, sondern auch
mit Flüchtlingszuwächsen destabilisieren und unse-
re politische Aufmerksamkeit ablenken will. Darauf
müssen wir Antworten liefern - internationale und
humanitäre.

Am Ende muss das selbstbestimmte Leben der Be-
troffenen ermöglicht werden, unabhängig davon, ob
sie eine kurz-, mittel- oder langfristige Bleibeper-
spektive haben. Dafür dürfen sich für die SPD, aber
ich glaube, da sind wir uns alle einig, Humanität
und Solidarität wiederholen.

Deshalb ist unser Ziel, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen schleswig-holsteinischer Landespolitik, Auf-
nahme, Betreuung und Erstversorgung bestmöglich
zu organisieren, denn die Gesamtlage, das haben
wir heute auch gehört, gewinnt weiter an Dynamik.
Diese Dynamik und die Fluchtbewegungen werden
in den kommenden Tagen und Wochen sicherlich
noch zunehmen. Damit müssen wir rechnen, und
wir müssen dies entsprechend für unser Bundesland
ausgestalten. Das betrifft insbesondere die Aufnah-
me, die Unterbringung, aber auch aus meiner Sicht
die Erstversorgung. Davon sind auch Fragen der in-
neren Sicherheit und des Katastrophenschutzes be-
troffen. Darauf werden die Kollegen noch einmal
detailliert eingehen.

Was auch anders ist als 2015: Die Aufnahme aus
der Ukraine ist stark weiblich geprägt. Wir wissen,
dass die Ukrainer zwischen 18 und 60 Jahren aktu-
ell das Land nicht verlassen dürfen. Ich begrüße
ausdrücklich, dass die Mütter mit ihren Kindern zu-
sammen und nicht getrennt untergebracht werden.
Das ist gut und richtig so.

(Vereinzelter Beifall SPD und SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will noch ei-
nen Punkt erwähnen, der mich, aber auch sicherlich
den einen oder anderen hier im Raum bewegt. Zu
unserer öffentlichen Schutzpflicht und Schutzver-
antwortung gehört auch, dass die ankommenden
Frauen und ihre Kinder nicht Opfer von Miss-
brauch, Menschenhandel oder Ausbeutung werden.
Hierzu ist dringend angezeigt, im engen Austausch
mit den Fachberatungsstellen und Betreuungsver-
bänden zu bleiben.

(Beifall SPD)

Im Innenausschuss, wo ich die Fragen auch schon
stellen durfte, habe ich mit großer Erleichterung zur
Kenntnis genommen, dass in unserem Bundesland
bisher keine Erkenntnisse dahin gehend vorliegen.
Das soll hoffentlich so bleiben, aber ich habe den-

noch große Sorge. Wir sollten ein besonderes Au-
genmerk darauf legen.

Ich will auch sagen: Ich konnte mich vor wenigen
Tagen in Segeberg direkt vor Ort zusammen mit
Abgeordnetenkollegen und der Ministerin persön-
lich informieren. Daran will ich gern anknüpfen:
Die Geflüchteten kommen natürlich in unseren
Landesunterkünften unter, aber sie kommen primär
direkt in den kommunalen Unterkünften an. Das
entwickelt sich sowohl für die aufnehmende Kom-
mune als auch für die ehrenamtlich Engagierten mit
steigender Anzahl zu einem echten Kraftakt. Ja, es
gibt einen Auftrag zur Betreuung und Aufnahme
auf der einen Seite. Vernetzung und Organisation
von sozialem Frieden sind auf der anderen Seite.
Darauf müssen wir ein besonderes Augenmerk le-
gen. Ich glaube, im Moment habe wir hier noch kei-
ne Probleme, aber wir sollten hier vorausschauend
gucken, dass das auch so bleibt.

Genau deswegen müssen wir unseren Kommunen,
der Zivilgesellschaft und natürlich auch unseren
hauptamtlichen und ehrenamtlichen Unterstüt-
zungssystemen den Rücken stärken. Hierzu gehört
neben dem finanziellen Ressourcenaufwuchs eben-
so die personelle Stärke. Für mich gehören dazu vor
allen Dingen Zuversicht und Vertrauen. Dafür müs-
sen wir die Durchhaltefähigkeit aller Beteiligten
und die Aufnahmekraft des Landes aktivieren. Hier-
zu muss das Land transparent mit den Betroffenen
kommunizieren, gut koordinieren, absichern und
vor allem Strukturen bereitstellen.

Ja, wir wissen es, in unserem Bundesland gibt es
große Expertise und Solidarität, um das gemeinsam
zu schaffen. Aber wir sind uns sicherlich auch ei-
nig, dass es doch ein anderes Augenmerk und viel-
leicht auch ein differenziertes Augenmerk ange-
sichts der Gruppen, die zu uns kommen, braucht. Es
sind Mütter mit Kindern, es sind Gruppen von
Menschen mit Behinderung, die eine andere Unter-
bringungssituation brauchen, als wir sie vielleicht
bisher denken.

Es wird Sie nicht verwundern: Ich will noch einmal
den Aspekt Wohnraum aufgreifen. Ich nehme mit
großer Freude wahr, mit welcher beeindruckenden
Bereitschaft Private, ich hörte zuletzt im Innenaus-
schuss Zehntausende, Wohnungen in Schleswig-
Holstein bereitstellen. Das ist eine Größenordnung,
die schon nicht schlecht ist. Aber wir wissen leider
nicht so genau, wo sich diese schwerpunktmäßig
konzentrieren, und vor allem nicht, wie sich die
Aufnahme gestaltet. Es ist lohnenswert, hier noch
einmal sehr genau zu gucken und darauf zu achten,
dass das Mietrecht eine Aufnahme von Geflüchte-
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ten nicht verhindert und gerade die bereitwilligen
Vermieterinnen und Vermieter nicht in eine Situati-
on kommen, in der sie quasi Untermieterinnen und
Untermieter aufnehmen und mit Hemmnissen zu
kämpfen haben, zum Beispiel mit Wasserzählern
und anderen Dingen, von denen wir natürlich wis-
sen.

Ein letzter Punkt, der mir in diesem Zusammen-
hang wichtig ist: Aus meiner langjährigen Berufser-
fahrung als Sozialarbeiterin und Pädagogin weiß
ich sehr genau, welch dramatische Folgen Krieg,
Vertreibung und vor allem Todesangst für die Psy-
che bedeuten und welche Auswirkungen diese ha-
ben können. Die Geflüchteten haben nicht nur To-
desangst hinter sich, sondern sie haben meistens
auch das Trauma im Gepäck mitgebracht.

Wir reden nicht nur davon, dass Krieg ihren unmit-
telbaren äußeren Lebensraum zerstört, also das
Haus, Gebäude und Städte, sondern davon, dass
auch das Innere, die Seele, massiv angegriffen wird.
Deshalb glaube ich, dass wir auch in der Erstversor-
gung sehr genau darauf achten müssen, dass die ge-
flüchteten Menschen, die besonders durch psychi-
sche Belastungen gefährdet sind und dadurch gra-
vierende kognitive und emotionale Beeinträchtigun-
gen entwickeln können, ein Erstangebot und eine
Erstversorgung mit Bezug auf die psychosozialen
Belastungen bekommen. Das hat, egal wo sie am
Ende ankommen, ob in der Stadt oder in der Ge-
meinde, Auswirkungen auf das Umfeld. Damit
spielen die Bezugspersonen und die Ersthilfe eine
ganz entscheidende Rolle.

Deshalb müssen wir darauf achten, dass das in un-
seren Hilfestrukturen funktioniert und keine Flash-
backs hervorgerufen werden und möglicherweise -
ich möchte es ganz vorsichtig formulieren - in der
Perspektive so etwas wie das öffentliche soziale Zu-
sammenleben gefährdet wird.

Abschließen möchte ich im Namen meiner Fraktion
mit einem Dank allen Beteiligten in den letzten vier
Wochen. Angefangen von den Service- und Sicher-
heitskräften in unseren Einrichtungen über das me-
dizinische Fachpersonal, die Betreuungseinrich-
tungen bis hin zu unseren Verwaltungsfachkräften
möchte ich für die engagierte Arbeit danken und
nicht zuletzt meine tiefste Verbundenheit allen
Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holstei-
nern aussprechen, die ganz persönlich in ihrem Eh-
renamt durch das Öffnen von Wohnraum im ganzen
Land und der Vielzahl von Spenden genau das
möglich machen, was wir propagieren, nämlich die
Solidarität im Norden. Das soll auch so bleiben,

und dafür brauchen sie unsere Rückendeckung. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat jetzt der Abge-
ordnete Tim Brockmann.

Tim Brockmann [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Der Ministerpräsident hat heu-
te Morgen bereits vieles zu der aktuellen Situation
in der Ukraine und bei uns gesagt. Der schreckliche
Krieg und das unvorstellbare Leid in der Ukraine
machen uns fassungslos, aber sie machen uns nicht
tatenlos. Schleswig-Holstein hilft. Schleswig-Hol-
stein steht zusammen. Schleswig-Holstein packt
tatkräftig an.

Dies wurde in dem eindrucksvollen Bericht der In-
nenministerin zur Situation der Flüchtlinge sehr
deutlich. Ich möchte jetzt nicht alle Maßnahmen
wiederholen. Fest steht aber, dass sich Schleswig-
Holstein unter Federführung unserer Landesregie-
rung bestmöglich auf die Aufnahme der Geflüchte-
ten vorbereitet, deren Zahl weder wir noch der
Bund heute zuverlässig abschätzen können. Die
Landesregierung und die Innenministerin sowie alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beim Landesamt
und im Ministerium machen in diesen schwierigen
Tagen eine hervorragende Arbeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Innenministerin hat es dargestellt: Die Flucht-
bewegungen und damit auch unsere Herausforde-
rungen nehmen von Tag zu Tag an Dynamik zu. Es
werden große Anstrengungen unternommen, damit
die Menschen in unserem Land einen sicheren Ha-
fen finden und erst einmal zur Ruhe kommen kön-
nen. Neben der Unterbringung werden große Auf-
gaben etwa in den Bereichen Kita, Schule, Arbeits-
markt und Gesundheitsversorgung gelöst werden
müssen.

Ich denke, dass uns dieses gelingen wird, denn in
Schleswig-Holstein arbeiten Land und Kommunen
eng zusammen. Das Land bekennt sich auch gegen-
über den Kommunen zu seiner Verantwortung.
Deutlich wird dies an der Zusage des Ministerpräsi-
denten gegenüber den Kommunen, dass das Land
die Integrations- und Aufnahmepauschale auch für
die Flüchtlinge aus der Ukraine bezahlen wird. Ich
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kann nur wiederholen: Das Land steht zu seiner fi-
nanziellen Mitverantwortung.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ob dies auch für den Bund gilt, wird sich zeigen.
Ein gutes und konkretes Zeichen wäre es jedoch,
wenn sich der Bund dazu bekennen würde, die Pau-
schale für flüchtlingsbezogene Zwecke, also die In-
tegrationspauschale, rückwirkend ab 1. Januar 2022
in Höhe von 500 Millionen € pro Jahr fortzuführen.
Die bisherige Zusage einer einfachen Kostenbeteili-
gung reicht aus meiner Sicht jedenfalls nicht aus.
Der Bund sollte an dieser Stelle endlich Farbe be-
kennen und sich konkret äußern. Jetzt ist Zeit für
Entscheidungen und nicht für Rumeiern.

Eigentlich sind wir uns doch einig: Bei der Aufnah-
me der Ukraineflüchtlinge handelt es sich um eine
Aufgabe, die von Bund, Ländern und Kommunen
nur gemeinsam geleistet werden kann.

Die Hilfsbereitschaft der Menschen in den Kommu-
nen unseres Bundeslandes ist schlicht beeindru-
ckend. Mein Dank gilt daher an dieser Stelle aus-
drücklich den vielen Helferinnen und Helfern, die
Notunterkünfte aufgebaut haben und deren Betrieb
sicherstellen. Mein Dank gilt den vielen Menschen,
die Hilfsangebote und Spendensammlungen organi-
sieren. Die Bereitschaft zu helfen geht durch die ge-
samte Gesellschaft.

Der Krieg bringt unsagbares Leid über die Men-
schen in der Ukraine. Auch wenn der eigentliche
Krieg mehrere 1.000 km von uns entfernt ist, so
macht er doch auch etwas mit uns: Plötzlich müs-
sen wir mit den Ängsten der Menschen hier im
Land umgehen. Wir müssen Fragen unserer Kinder
beantworten. Auch wir müssen uns auf bestimmte
Szenarien vorbereiten, von denen wir eigentlich
dachten, sie wären überwunden.

Neben der unmittelbaren militärischen Bedrohung
bereitet uns insbesondere die Bedrohung durch den
potenziellen Cyberkrieg Sorge. In der Ukraine
fürchtet man Angriffe auf die kritische Infrastruktur
und einen Internet-Shutdown, der die Kommunika-
tion in der Ukraine nachhaltig stören würde. Aber
auch bei uns besteht die Gefahr, dass sich Russland
für Sanktionen rächen wird, indem es die digitale
Infrastruktur angreift, zumal Deutschland unter Ex-
perten als besonders verwundbares Ziel gilt. Des-
halb müssen uns die konkreten Warnmeldungen des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informations-
technik wie zum Beispiel die, eine bestimmte Vi-
renschutzsoftware eines russischen Herstellers nicht
mehr zu verwenden, aufhorchen lassen und Sorgen-

falten ins Gesicht treiben. Die Forderungen nach ei-
nem echten nationalen Cyberabwehrzentrum sind
daher aktueller denn je.

Ich bin dankbar, dass in Schleswig-Holstein alle
entscheidenden Stellen in die Arbeit des interminis-
teriellen Leitungsstabes integriert sind. Wir müssen
wachsam sein und brauchen eine leistungsfähige
Cyberabwehr. Wir müssen vorhandene Strukturen
stärken und Fähigkeiten weiter ausbauen.

Konkret heißt das, dass wir auch in Schleswig-Hol-
stein der Polizei und dem Verfassungsschutz, aber
auch der IT-Sicherheit mehr Ressourcen zur Verfü-
gung stellen müssen. Die Innenministerin hat das
bereits ausgeführt und sich dazu bekannt. Ich glau-
be, wir müssen dies bei den nächsten Haushaltsbe-
ratungen auch als Parlament tun. Ich möchte an die-
ser Stelle ausdrücklich dem Verfassungsschutz dan-
ken, der an den Landtag und uns Abgeordnete be-
reits in der vergangenen Woche im Hinblick auf die
neuen Gefahren sensibilisiert hat.

Aber auch die Unternehmen, insbesondere in der
kritischen Infrastruktur, müssen sich ihrer Gefähr-
dung noch stärker bewusst sein und eigene Schutz-
maßnahmen ergreifen. Wir können uns nicht darauf
verlassen, dass das, was in der Vergangenheit galt,
auch für die Zukunft gelten wird. Wir müssen uns
noch kritischer darauf vorbereiten, welche Gefahren
in Zukunft drohen. Wenn nicht jetzt, wann dann? -
Insofern hatte der Bericht der Ministerin zur Cyber-
sicherheit deutlich gemacht, welche Notwendigkei-
ten an dieser Stelle bestehen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat nun die Fraktionsvorsitzende Eka
von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich danke der Ministe-
rin herzlich für ihre Berichte, aber auch dafür, dass
sie und die gesamte Regierung sich sofort mit gro-
ßer Professionalität und - das ist mir ganz wichtig -
mit gleichzeitiger großer Empathie an diese He-
rausforderungen, die dieser Krieg der Regierung in
Schleswig-Holstein gestellt hat, gemacht hat. Ganz
herzlichen Dank dafür.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt CDU)
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Auch die Geflüchteten aus der Ukraine sind in
Schleswig-Holstein willkommen. Ich sage bewusst:
auch die. Die Reaktion auf allen Ebenen ist beein-
druckend. Ich danke allen, die dazu beitragen, dass
die Menschen hier Schutz und Ruhe finden und die
Hilfe bekommen, die sie benötigen. Meine Vorred-
nerinnen und -redner haben es gesagt: Gerade die
Menschen, die zu uns kommen, sind die sogenann-
ten vulnerablen Gruppen: Mütter mit kleinen Kin-
dern, Menschen mit Behinderung, alte Menschen.
Diese Menschen brauchen einen ganz besonderen
Schutz und einen Punkt, an dem sie bei diesen
Schrecken, die für sie noch nicht einmal beendet
sind, weil sie am Telefon weiter ständig mit diesen
Schrecken ihrer Lieben in der Heimat konfrontiert
werden, Unterstützung bekommen. Ich danke allen,
die sich daran beteiligen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Wir erleben gerade vielerlei: zum einen die vielen
privaten Initiativen, gerade auch aus der ukraini-
schen Gemeinschaft, zum Teil auch aus der russi-
schen Gemeinschaft heraus. Aber gerade aus der
ukrainischen Gemeinschaft gibt es Menschen, die
sich in die Ukraine oder nach Polen auf den Weg
machen, auf dem Hinweg Hilfsgüter hinbringen
und auf dem Rückweg Geflüchtete nach Schleswig-
Holstein bringen. Menschen, die Privatunterkünfte
anbieten und sehr unbürokratisch helfen.

Es gibt aber auch die andere Säule: die Kommunen
und das Land, die Unterkünfte vorbereiten, in den
Verwaltungen die Aufnahme und die finanzielle
Unterstützung organisieren. Diese Verwaltungen
sind zum Teil durch die Coronaepidemie sehr aus-
gedünnt. Wir haben es neulich in einem Ort gehört:
Da war gerade noch eine Person, die versucht hat,
alles gut zu lösen, damit die Menschen vor Ort
schnell an ein bisschen Geld kommen und sich an-
melden können.

Es gibt viele Organisationen, Vereine, Verbände
und Kirchen, die sich auf den Weg machen, um In-
tegration voranzubringen - und sei es auch nur eine
vorübergehende Integration. Ich habe vorhin ausge-
führt, dass es für viele noch nicht ganz klar ist, wor-
auf es hinausläuft.

Einige Kommunen scheinen schon digitale Verfah-
ren auf den Weg gebracht zu haben, wie eine Regis-
trierung unbürokratisch und einfach von zu Hause
aus zu regeln ist. Ich kann nur sagen, im Kreis Pin-
neberg bin ich da auf recht gute Zustände gestoßen.
Ich wünsche mir, dass das ganze Land und vor al-
lem die Landesregierung noch einmal dringend prü-

fen, inwieweit sich digitale Verfahren für die Bean-
tragung von Hilfestellung einführen lassen.

Dann gibt es noch den Bund, der sich um die Ver-
teilung der Geflüchteten kümmert und sich hoffent-
lich auch auf eine großzügige finanzielle Unterstüt-
zung vorbereitet. Unsere Finanzministerin hat
schon deutlich gemacht: Humanitäre Hilfe scheitert
bei uns nicht am Geld. Daher danke ich Monika
Heinold ausdrücklich dafür, dass sie umgehend den
Nachtragshaushalt auf den Weg gebracht hat, um
Geld für die dringend benötigte Betreuung und psy-
chologische Unterstützung bereitzustellen bezie-
hungsweise ihn zunächst hier dem Parlament vorzu-
legen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Das ist insbesondere für die vielen Kinder und Ju-
gendlichen wichtig, die zu uns kommen. Aber es ist
eben nicht nur eine Frage des Geldes. Denn die
psychosoziale Betreuung, die Sie zu Recht fordern,
führen nicht Euros, sondern die führen Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten durch. Um das
Ganze zu den Menschen zu bringen, brauchen wir
zusätzlich Dolmetscherinnen und Dolmetscher. Das
ist im Moment ein ganz großer Knackpunkt. Gera-
de die ausreichende Zahl an Men- und Women-
power, an Dolmetscherinnen und Dolmetschern, zu
bekommen, ist nicht unkompliziert. Das sind Men-
schen, bei denen es auch Probleme zwischen Ukrai-
nisch und Russisch sprechenden Menschen geben
kann.

Wir brauchen eine gute Organisation zwischen
Bund, Ländern und Kommunen. Auch das wurde
schon gefordert. Wir brauchen außerdem eine gute
Koordination zwischen den Ebenen. Dabei ist na-
türlich die faire Verteilung wichtig. Wir sehen die
Bilder aus den Hauptstädten, aus Berlin und Ham-
burg. Da kommen sehr, sehr viele Menschen an.

Aber gerade weil so viele Frauen mit Kindern kom-
men, die von einem Tag auf den anderen alleiner-
ziehend sind - ich war einmal alleinerziehend; ich
weiß, wie anstrengend das ist -, ist es so wichtig,
dass die Verteilung auch nach Verbünden und nicht
nur nach Zahlen stattfindet. Bei Verbünden meine
ich ausdrücklich nicht nur Verwandtschaftsbezüge,
denn die Ehemänner sind ja in der Regel in der
Ukraine, sondern auch andere Verbünde, in denen
man bleiben muss. Es ist nicht nur humanitär wich-
tig, sondern auch klug, das so zu machen. Denn
können sich die Menschen gegenseitig unterstützen,
und wir können dadurch Probleme vermeiden, die
ansonsten auftauchen würden.
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Meine Damen und Herren, ich habe heute Morgen
schon einmal gesagt, dass wir keinen Unterschied
danach machen möchten, welche Nationalität die
Menschen aus der Ukraine haben, welche Hautfar-
be sie haben, welcher Religion sie angehören, wel-
ches Geschlecht sie haben, wenn sie aus der Ukrai-
ne vor dem Krieg fliehen. Leider erreichen uns Be-
richte, dass es für die Drittstaatsangehörigen aus
der Ukraine nicht so leicht ist, wie wir gedacht ha-
ben. Gerade People of Color berichten immer wie-
der davon, dass sie trotz eines unbefristeten Aufent-
haltsstatus in der Ukraine nun in Deutschland von
den Ausländerbehörden abgewiesen werden.

Ich bin der Regierung sehr dankbar dafür, dass sie
das Problem der Rückweisung von Flüchtlingen an
der Grenze nach Dänemark angegangen sind, dazu
Gespräche geführt und sich eingesetzt hat. Wir hö-
ren immer wieder, dass das in anderen Ländern
schwieriger ist.

Noch einmal die eindringliche Bitte: Wenn Men-
schen zehn oder zwölf Jahre in der Ukraine ihre
Heimat hatten, dann ist das ihre Heimat. Dann soll-
ten wir diese auch genauso behandeln wie Men-
schen mit der ukrainischen Staatsangehörigkeit. Al-
les andere wäre inhuman.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie uns die große Bereitschaft und Unter-
stützung von Menschen, die vor Krieg und Sorgen
fliehen, allen Menschen, die hier ins Land kommen,
zuteilwerden.

Sie hatten die Wohnungen angesprochen, deshalb
noch etwas dazu: Ich war schon überrascht, dass in
Schleswig-Holstein auf einmal - ich habe das wirk-
lich konkret in meinem Dorf erlebt - so viel Wohn-
raum zur Verfügung gestanden hat. Ich habe sogar
von Leute aus der Wohnungswirtschaft gehört, dass
sie sehr überrascht gewesen sind.

(Zurufe SPD)

Ich freue mich, wenn wirklich alle Menschen, die
aus der Ukraine zu uns kommen, sehr schnell
Wohnraum bekommen. Aber wir sollten auch nicht
vergessen, dass es ganz viele andere Menschen bei
uns gibt, sowohl Leute, die hier geboren sind, als
auch Menschen, die in den letzten Jahren zu uns ge-
kommen sind, die immer noch dringend Wohnraum
suchen. Deshalb der Appell, dass wir versuchen
sollten, allen Menschen Wohnraum zur Verfügung
zu stellen.

Ich komme zum Schluss. Wir haben ganz viel über
Zahlen gesprochen und reden ständig über Zahlen:

Integrationspauschale, Unterbringungsfälle, und,
und, und. Ich möchte aber betonen: Es kommen
Menschen zu uns und nicht Einzelfälle oder Zahlen.
Auch die Personen, die helfen, sind Menschen, Eh-
renamtlerinnen und Ehrenamtler, die dringend un-
sere Unterstützung brauchen. Wir müssen sie davor
schützen, sich selbst zu überfordern. Wir müssen
ihnen Strukturen anbieten. In diesem Sinne möchte
ich meine Rede schließen. - Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das waren auf den Punkt 8 Minuten.

Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete Ste-
phan Holowaty das Wort.

Stephan Holowaty [FDP]:

Hochverehrte Präsidentin! Meine lieben Kollegen,
liebe Kolleginnen! Der Name Holowaty ist ein
ukrainischer Name. Ich erinnere mich sehr, sehr gut
daran, wie vor Kurzem in dieser Legislaturperiode
eine ukrainische Parlamentsdelegation hier bei uns
im Schleswig-Holsteinischen Landtag zu Gast war.
Wir Europapolitiker waren da. Ich erinnere mich an
die wirklich herzlichen Gespräche; ich erinnere
mich an die Lebensfreude, die von diesen demokra-
tisch gewählten Parlamentskolleginnen und -kolle-
gen ausging und zu spüren war.

Ich war im Jahr 2019 in Kiew. Auch dort habe ich
mich über die Lebensfreude in einem Land, wo der
Lebensstandard nicht so hoch ist wie bei uns in
Deutschland, über das Interesse, die Begeisterung
und über die Menschen unglaublich gefreut. Ich ha-
be dort einen unheimlich schönen, leider nur sehr
kurzen, Austausch erlebt.

Umso mehr fällt es mir und - ich glaube - jedem
von uns, der irgendwann einmal in Kiew oder in ei-
nem anderen Teil der Ukraine war, schwer, sich
vorzustellen, wie es ist, wenn eine Stadt in Trüm-
mern liegt, wenn die Menschen in Angst und Schre-
cken leben, wenn sie sich vor Bomben in den Kel-
lern verkriechen müssen.

Mein besonderer Dank - Frau Ministerin, zunächst
einmal vielen Dank für Ihre Berichterstattung - geht
in den ersten Tagen an die Menschen hier im Land
Schleswig-Holstein, die sofort geholfen haben, die
mit Hilfslieferungen an die ukrainische Grenze ge-
fahren sind und die Menschen aus der Ukraine, die
hier nach Deutschland gekommen sind, aufgenom-
men haben. Sie haben das getan, ohne zu fragen:
Was kriege ich dafür? - Sie haben nicht gefragt:
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„Welche Gegenleistung bekomme ich dafür, wer fi-
nanziert mir das alles?“, sondern sie haben einfach
gesehen: Da ist ein Mensch, der braucht Hilfe. Das
sind Menschen, das sind keine Fälle. - Das ist mir
an der Stelle ganz wichtig.

(Beifall FDP, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ja, es ist wichtig, die staatlichen Strukturen, die
Zahl und die Rahmenbedingungen zu schaffen, aber
wir haben in der Tat derzeit keinen Spielraum für
überbordende Demokratie. Deshalb bin ich der
Ministerin sehr dankbar dafür, dass sie berichtet
hat, wie strukturiert vorgegangen und wie die Hilfs-
organisationen und die Gemeinden und Kreise in
die Lage versetzt werden, zu arbeiten. Es ist auch
wichtig, dass Sie betont haben - das ist auch mir
wichtig, gerade weil so viele Menschen privat un-
terkommen -, dass man sich ganz pragmatisch um
Einzelfälle kümmert. Es mag ein Einzelfall in einer
Gemeinde sein, dass eine Gemeinde sagt: Nein, die
Dame aus der Ukraine, die mit ihren zwei Kindern
gekommen ist, registrieren wir nicht, weil wir zu-
nächst die amtliche Übersetzung eines Passdoku-
ments benötigen. Bevor wir sie registrieren, brau-
chen wir außerdem zunächst einmal zwei biometri-
sche Passfotos auf eigene Kosten von ihr und ihren
beiden Kindern.

Das alles sind Dinge, die uns erheblich beschweren
und Frust bei den Menschen auslösen, die helfen
wollen. Deshalb danke ich Ihnen sehr herzlich, dass
Sie sich heute ganz klar dazu bekannt haben, dass
Sie auch dafür stehen, in diesen Einzelfällen zu hel-
fen und pragmatische Lösungen zu finden. Gerade
in der aktuellen Situation ist das eine ungeheure
Hilfe, die Sie an dieser Stelle anbieten.

(Beifall FDP)

Wir wollen eines mit Sicherheit: Wir wollen das
Engagement der Menschen hier bei uns im Land,
unserer Bürgerinnen und Bürger in Schleswig-Hol-
stein, hochhalten. Wir wollen dafür sorgen, dass sie
sich weiterhin einbringen und den Flüchtlingen hel-
fen, den ersten Start in dieses neue Leben, in diesen
neuen Teil ihres Lebens möglichst einfach zu ma-
chen.

Ich weiß, dass ganz viele davon möglichst schnell
in ihr eigenes Land zurück wollen. Sie haben Angst
um ihre Männer, Söhne und Väter, die im Krieg
sind. Sie haben Angst um ihre Häuser, ihr Eigen-
tum. Sie haben aber auch den Drang, wieder neu
aufzubauen und aus der Situation herauszukom-
men.

Deshalb bin ich sehr dankbar dafür, wenn wir zivil-
gesellschaftliches Engagement, die Organisationen
des Katastrophenschutzes und die Initiativen des
Ministeriums so bündeln können, dass wir die Hilfe
und vor allem die Motivation aufrechterhalten kön-
nen.

Wahr ist aber auch - Sprache ist wichtig, das wurde
hier schon mehrfach angesprochen -, dass wir den
Menschen, die zu uns geflüchtet sind, Chancen ge-
ben müssen. Warum soll man nicht eine ukrainische
Erzieherin schnell in die Lage versetzen, wieder mit
ukrainischen Kindern zu arbeiten? Das ist ange-
sprochen worden. Es geht darum, Menschen so zu-
sammenzubringen, dass sie in Kontaktgruppen blei-
ben.

(Beifall Oliver Kumbartzky [FDP] und Wer-
ner Kalinka [CDU])

Warum soll nicht eine ukrainische Ärztin überset-
zen helfen und feststellen, was fehlt? Das sind Leis-
tungen, die kurzfristig möglich sind.

Neben all dem menschlichen Leid ist es für uns ex-
trem wichtig, dass wir uns auch darauf konzentrie-
ren, dass unsere eigene Abwehrfähigkeit hochge-
halten wird. Dazu gehört für uns im Land Schles-
wig-Holstein gerade das Thema Cyberabwehr. Wir
merken sehr wohl, welche Arten von Cyberattacken
derzeit in der Ukraine mit welcher Intensität gefah-
ren werden. Wir merken auch, was bei uns in
Deutschland passiert.

Wir merken, dass das Thema Ransomware, das Ver-
schlüsseln von Daten, für unsere kritische Infra-
struktur eine fundamentale Gefährdung sein kann,
dass man nicht an die Daten herankommt. Damit
können sich staatliche Terroristen durchaus für eine
ganze Weile finanzieren. Das ist nicht nur eine
„Landplage“, mittlerweile wird das zu einer Ge-
fährdung der kritischen Infrastruktur, und das kann
Menschenleben gefährden. Dass ein Krankenhaus
seine Daten verliert, dass ein Kraftwerk seine Daten
verliert, dass unsere Infrastruktur zusammenbricht,
können wir uns schlicht und ergreifend nicht leis-
ten.

(Beifall Dennys Bornhöft [FDP] und Werner
Kalinka [CDU])

Cybersecurity betrifft nicht nur Unternehmen, die
ihre eigenen kritischen Datenbestände sichern wol-
len und müssen, sondern es betrifft auch uns als Ge-
sellschaft, als Staat insgesamt. Wir brauchen eine
bessere Vernetzung der Sicherheitsbehörden. Wir
müssen das als staatliche, nicht nur als private Auf-
gabe begreifen. Es reicht nicht, jedem zu empfeh-
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len, einen Virenscanner zu installieren, sondern wir
müssen diese Aufgabe auf eine staatliche Ebene he-
ben und zum Teil unserer Landesverteidigung ma-
chen - ob es uns gefällt oder nicht.

(Beifall Oliver Kumbartzky [FDP] und Wer-
ner Kalinka [CDU])

Ja, natürlich wird jedem dringend empfohlen, Vor-
sorge zu treffen, genauso wie zum Einbruchschutz
eine stabile Tür anzuschaffen, damit es schwerer
ist, da durchzukommen. Es geht darum, hier sachli-
che Investitionen zu tätigen. Man muss prüfen, ob
der Rechtsrahmen ausreicht, ob wir im Fall von zu-
nehmendem Cyberterrorismus oder zunehmenden
Cyberattacken überhaupt agieren können. Das wird
in den nächsten Wochen ein wichtiges Thema für
uns sein.

Meine Damen und Herren, nach all dem menschli-
chen Leid, das wir derzeit erleben, über technische
Fragen von Cybersecurity zu reden, fällt mir
schwer. Das tut mir leid. Die Menschen haben Vor-
rang, aber gleichzeitig müssen wir dafür sorgen,
dass es schwer ist, uns in die gleiche Situation zu
bringen, dass unsere Infrastruktur angegriffen wird.

Ich danke Ihnen und bitte Sie herzlich um einen
kräftigen Applaus für die Menschen im Land, die
vielen Ehrenamtler, die sich Tag für Tag für die Ge-
flüchteten aus der Ukraine einsetzen und versuchen,
ihr Leid ein klein wenig zu reduzieren. - Vielen
Dank.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Vorsitzende
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zunächst möchte ich eines klarstellen:
Menschen, die sich vor Krieg und Terror in Sicher-
heit bringen, sind Flüchtlinge. Dabei spielt es keine
Rolle, ob sie einen ukrainischen Pass haben oder ei-
nen anderen, weil sie beispielsweise in Kiew stu-
diert haben. Entsprechende Ungleichbehandlungen
akzeptieren wir in Schleswig-Holstein nicht. Huma-
nität schaut nicht auf den Pass.

Dieser schreckliche Angriffskrieg fordert uns auf so
vielen Ebenen heraus, dass wir einmal innehalten
sollten. Wir haben auch und gerade die humanitäre
Aufgabe, Menschen zu unterstützen und willkom-
men zu heißen, die ihr Zuhause verlassen mussten.

Ihnen fehlt es an allem. Sie sind in einem fremden
Land, dessen Sprache sie noch nicht sprechen. Sie
haben keine Kleidung, kein Obdach, kein Essen.
Alles das lässt sich organisieren. Zivilgesellschaft,
staatliche Verwaltung und die Kommunen haben
schon 2015 gezeigt, was möglich ist. Dieses Poten-
zial müssen wir jetzt wieder aktivieren. Ich bin sehr
zuversichtlich, dass Schleswig-Holstein aus dieser
Krise gestärkt hervorgehen wird.

Ich möchte an dieser Stelle zwei Themen besonders
vertiefen. Erstens: Es gibt kriminelle Versuche,
ukrainische Frauen und deren Töchter in die
Zwangsprostitution zu zwingen. Einzelne Schlepper
versuchen, die unübersichtliche Situation auszunut-
zen, und sprechen gezielt Frauen an, um ihnen an-
geblich ein Obdach anzubieten. Auch die GdP
warnt inzwischen davor. Es macht mich sehr betrof-
fen, wie unverhohlen diese Geschäfte an den Kno-
tenpunkten der Flüchtlingshilfe betrieben werden.

Die Sensibilisierung für diese Gefahr ist besonders
wichtig, denn oftmals schützt nur eine aufmerksa-
me Ehrenamtlerin beziehungsweise ein aufmerksa-
mer Ehrenamtler diese Frauen, bevor sie im Di-
ckicht der Zwangsprostitution verschwinden. Lan-
desregierung und Polizei sind hier gefragt, damit
diesem kriminellen Menschenhandel von vornher-
ein das Wasser abgegraben werden kann.

Es gibt hier eine gute Nachricht: Diese Woche soll
das Portal „Uvaga“, das man etwa mit Achtung
oder Aufmerksamkeit übersetzen kann, online ge-
hen. Dahinter steht eine private Initiative, die dafür
sorgen will, dass sexueller Missbrauch, Menschen-
handel und Zwangsprostitution als reale Gefahr er-
kannt werden; außerdem werden Übersetzungs-
dienste und Kontaktadressen angeboten. Ich begrü-
ße das sehr und hoffe, dass in Schleswig-Holsteins
Unterkünften die Schlepper keine Chance bekom-
men, die Frauen überhaupt anzusprechen.

Zweitens treibt mich die mögliche Überforderung
des Willkommenssystems um. Ein Großteil der
Flüchtlingsinfrastruktur aus 2015 wurde zwischen-
zeitlich eingemottet und muss jetzt mühsam wieder
reaktiviert werden. Wir sollten aus dieser Erfahrung
heraus unbedingt eine langfristigere Perspektive er-
möglichen. Die Flüchtlingsströme werden nicht
aufhören, und es wird auch in den kommenden Jah-
ren und Jahrzehnten eine kontinuierliche Zuwande-
rung geben. Deshalb müssen wir die Strukturen er-
halten, zumindest so, dass sie schnell wieder hoch-
gefahren werden können.

Zum Abschluss noch ein Wort zur Cybersicherheit:
Deutschland ist kein Digitalland, uns fehlen daten-
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starke Leitungen, eine digitale Verwaltung und
nicht zuletzt Schulungsangebote. Das alles wissen
wir seit Langem. Kriminelle nutzen die Schwach-
stellen aus. Die Liste der Opfer ist lang: In Flens-
burg entstand bei den Mürwiker Werkstätten im
letzten Jahr ein Millionenschaden durch Schadsoft-
ware; Windenergieanlagen können zeitweise nicht
ferngesteuert werden, und vor Kaspersky-Software
wird gewarnt.

Seien wir ehrlich: Der Schutz sensibler Daten ist
nur eine weitere Baustelle auf der digitalen Groß-
baustelle, für die eine langfristige Lösung derzeit
nicht in Sicht ist. Die brauchen wir aber, weil Russ-
land nicht das einzige Land ist, das Cyberattacken
durchführt. Die Gefahr für die Cybersicherheit wird
auch nach dem Konflikt bleiben. Das muss uns al-
len klar sein. Es ist eine riesige Herausforderung, in
diesem Bereich zu handeln. Es geht nicht nur um
Unternehmen und private Organisationen, sondern
es geht um den Staat als solchen, der angegriffen
wird.

Es können sich vielleicht einige daran erinnern, die
auf der Reise nach Israel und in die palästinensi-
schen Gebiete dabei waren: Dort haben wir ein Un-
ternehmen besucht, das sich genau mit diesen Fra-
gen beschäftigt und uns am Bildschirm gezeigt hat,
wo gerade Angriffe stattfinden. Das war total irre.
Da konnte man den Umfang dessen sehen, was da
abgeht.

Es geht nicht nur um ein Land, sondern es gibt eine
Masse an Ländern, die Böses im Schilde führen.
Deshalb muss bei der Umsetzung der Digitalisie-
rung ein Hauptaugenmerk darauf liegen, dass wir
uns vor Cyberangriffen schützen. - Vielen Dank.

(Beifall SSW und Dennys Bornhöft [FDP])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat nun der Abge-
ordnete Stefan Weber.

Stefan Weber [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich bin ein bisschen verwundert über die
plötzliche Aktivität von Jamaika beim Thema Cy-
bersicherheit.

(Zurufe CDU: Was?)

Im Januar 2019 haben wir einen mündlichen Be-
richt, der von Ihnen eingefordert wurde, in diesem
Haus debattiert, und zwar intensiv. Schon damals
habe ich darauf aufmerksam gemacht, dass wir hier
einen besseren Schutz und ein professionelles Si-

cherheitssystem benötigen. Eine Sensibilisierung
der relevanten Akteure, wie sie der Ministerpräsi-
dent heute in seiner Rede angesprochen hat, wurde
auch da schon diskutiert.

2019 äußerte sich der damals dafür zuständige
Minister Albrecht: Wir werden den Dialog mit den
Beteiligten gerade in der kritischen Infrastruktur
noch einmal intensivieren. - Jetzt ist der Bericht
durch Frau Ministerin Sütterlin-Waack vorgetragen
worden. Aber was sagt der Digitalisierungsminister
dazu? Er ist bei der Debatte nicht einmal mehr im
Raum.

(Zuruf SPD: Unglaublich!)

Was ist denn passiert? Frau Ministerin hat darauf
hingewiesen, dass Stellen eingebunden werden. Das
ist gut, das ist richtig und wichtig. Aber das ist auch
normal. Vorhandene Strukturen müssen weiter aus-
gebaut werden. Ja, auch das haben wir 2019 inten-
siv diskutiert.

Was das Personal angeht, gab es die Forderung,
mehr Personal in dem Bereich zu stellen. Aber wir
haben nichts gehört. Was ist mit den 20 Stellen zur
Cybersicherheit im LKA? Was ist mit den Äuße-
rungen des Ministers, dieses Thema bei den ent-
sprechenden Stellen voranzubringen? Herr Brock-
mann, Sorgenfalten haben wir schon seit drei Jah-
ren auf der Stirn.

(Beifall SPD)

Frau Ministerin - ich bitte Sie, das an Ihren Kolle-
gen Herrn Albrecht weiterzugeben -, jetzt soll
plötzlich alles besser werden. Was haben Sie denn
in den letzten drei Jahren gemacht? Bedurfte es erst
dieses aktuellen Ereignisses, um hier voranzukom-
men? Hätten Sie - auch Sie von der Jamaika-Koali-
tion - nicht schon früher zur Tat schreiten können?
Zeit genug hatten wir. Drei Jahre sind umsonst ver-
strichen. - Danke schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Ich stelle fest, dass die Berichtsanträge, Drucksache
19/3705 und 19/3708, durch die Berichterstattung
der Landesregierung ihre Erledigung gefunden ha-
ben.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:
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Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/3696

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.

Eine Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt ist
nicht vorgesehen.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Wirt-
schaftsausschuss zu überweisen. Wer so zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das ist einstimmig so
beschlossen.

Ich weise darauf hin, dass sich die Parlamentari-
schen Geschäftsführer darauf geeinigt haben, den
Dringlichkeitsantrag unter TOP 48 A heute Nach-
mittag zusammen mit den Tagesordnungspunkten
27, 38, 42, 43, 44 und 48 zu behandeln. Das wird
dann gemeinsam aufgerufen.

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die Sit-
zung bis 15 Uhr und wünsche eine angenehme Mit-
tagspause.

(Unterbrechung: 13:23 bis 15:07 Uhr)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen! Lie-
be Kollegen! Dann wollen wir fortfahren. Ich rufe
die Tagesordnungspunkte 45 und 47 zur gemeinsa-
men Beratung auf.

Gemeinsame Beratung

a) Bericht der Landesregierung zur Situation
der Geflüchteten aus der Ukraine in Schles-
wig-Holstein

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/3737

b) Geflüchtete Kinder besser unterstützen

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3739

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Mit dem Antrag zu a) wird ein Bericht in dieser Ta-
gung erbeten. Ich lasse also zunächst darüber ab-
stimmen, ob der Bericht in dieser Tagung gegeben
werden soll. Wer zustimmen möchte, den bitte ich

um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen?
Enthaltungen? - Das sehe ich nicht. Dann ist das
einstimmig so beschlossen.

Ich erteile das Wort zunächst der Ministerin für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur, Karin Prien.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auf dem Marktplatz im westukrainischen
Lwiw stehen 109 leere Kinderwagen. Sie erinnern
an die im Ukrainekrieg bisher getöteten Kinder, ein
Bild, das mich tief berührt. „Der Preis des Krieges“
heißt diese Aktion, und sie zeigt: Es sind immer die
Kinder und die Jugendlichen, die im Krieg den
höchsten Preis bezahlen.

Deutschland hat in dieser Situation nicht nur die
moralische Verpflichtung, den Menschen - nament-
lich den jungen Menschen - aus der Ukraine zu hel-
fen, sondern trägt auch historische Verantwortung:
Die Ukraine war einer der Hauptschauplätze des
Zweiten Weltkriegs. Davon zeugen Millionen Tote
und verwüstete Landstriche.

Ich bin dankbar für die Welle der Hilfsbereitschaft,
die jetzt durch Deutschland rollt. Auch unsere
Schulen, die Schulämter, die Schulträger und die
ehrenamtlich Engagierten leisten gerade Unglaubli-
ches. Ihnen allen danke ich von Herzen.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP, SSW und Dr. Frank Brodehl
[fraktionslos])

Die bei uns Schutz suchenden Kinder und Jugendli-
chen brauchen nach Kriegs- und Fluchterfahrung
jetzt dringend Stabilität und Halt. Ein geregelter
Schulalltag mit Strukturen, die für junge Menschen
so wichtig sind, schafft für sie Ruhe und Sicherheit.
Kontakt zu anderen Kindern und Jugendlichen er-
möglicht ein bisschen Normalität in den Wirren von
Flucht und Krieg. Deshalb werden die bei uns an-
kommenden Schutz suchenden Kinder und Jugend-
lichen sofort in unsere Schulen aufgenommen.

Sie werden an den Schulen zumeist zunächst in die
Regelklassen integriert. Das ermöglicht ein schnel-
les und unbürokratisches Ankommen. Dann werden
zunächst die Bedarfe für eine Förderung in Deutsch
als Zweitsprache, aber auch bereits vorhandene
Sprachkenntnisse, zum Beispiel Englisch, ermittelt.
Die Schülerinnen und Schüler werden in der Regel
in der DaZ-Basisstufe oder in der DaZ-Aufbaustufe
unterrichtet.
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Ziel ist es, die Schülerinnen und Schüler schnellst-
möglich in den Fachunterricht zu integrieren. Hier-
bei zählt aber vor allem der Blick auf das einzelne
Kind, seine Bedürfnisse und seine individuellen
Ressourcen. Für Schülerinnen und Schüler, die nor-
malerweise in diesem Jahr in der Ukraine ihren Ab-
schluss machen würden, prüfen wir derzeit die
Möglichkeit, sich bei einer Online-Schule weiter
auf den Schulabschluss vorzubereiten und ihn abzu-
legen. Wir werden alles tun, um die Schülerinnen
und Schüler dabei zu unterstützen, ihre Bildungs-
biografien fortzusetzen.

Das gilt selbstverständlich auch für alle Schülerin-
nen und Schüler, die sich in den Landesunterkünf-
ten befinden. Wie erfassen regelmäßig, wie viele
ukrainische Schülerinnen und Schüler in unseren
Schulen und in den Landesunterkünften angekom-
men sind. Stand heute, also 23. März 2022, sind es
741 Schülerinnen und Schüler in den Schulen und
271 in den Landesunterkünften - insgesamt also
1.012. Am 18. März waren es noch 600 Schülerin-
nen und Schüler, und das zeigt, wie die Dynamik
im Augenblick ist.

Insgesamt rechnen wir damit, dass bis zu 50 % der
Schutzsuchenden aus der Ukraine Kinder und Ju-
gendliche sein werden. Wie viele davon im schul-
pflichtigen Alter sind, lässt sich noch nicht bezif-
fern. Die Bundesregierung - wir haben es heute
Morgen gehört - korrigiert die Prognosen verständ-
licherweise im Wochenrhythmus, und darauf stellen
wir uns ein.

Das ist eine große Herausforderung, und zwar für
das gesamte Schulsystem und für uns alle, für ein
Schulsystem, das nach zwei Jahren Pandemie ohne-
hin stark strapaziert ist. Aber wir haben im Land
gute Strukturen, die sich in der Flüchtlingsbewe-
gung 2015 bewährt haben - die haben wir nicht ab-
gebaut, und das ist auch gut so. Unsere Schulen
wissen um die Gestaltung einer Willkommenskul-
tur, und sie nutzen die gewonnenen Erfahrungen.
Sie wissen, wie wichtig in dieser Zeit der Blick auf
das einzelne Kind und seine Ressourcen ist.

Wir werden diese Situation meistern, weil wir un-
bürokratisch und mit hoher Flexibilität handeln und
- ich sage auch das - handeln müssen. Wesentliche
Schaltstellen sind dabei die Schulämter und die
Kreisfachberater DaZ. Sie koordinieren und steuern
die Aktivitäten für alle Schulen und - ich betone es
- alle Schularten, namentlich auch für die Gymnasi-
en, die die Aufgabe gemeinsam schultern müssen.
In Gesprächen mit Schulleitungen und Schuläm-
tern, zuletzt heute Morgen, konnte ich mich davon
überzeugen, wie engagiert unsere Schulleitungen

und Lehrkräfte, aber auch die Schulämter und die
Ehrenamtlichen vor Ort sind.

Klar ist aber auch: Wir werden erhebliche zusätzli-
che Bedarfe an Lehrkräften und Räumlichkeiten ha-
ben, vor allem an den DaZ-Zentren, aber auch im
Regelunterricht in der DaZ-Aufbaustufe. Hier brau-
chen wir eine gute Abstimmung zwischen den
Schulämtern und den Schulträgern. Es darf keine
Denkverbote geben; auch am Nachmittag stehen
Schulgebäude zur Verfügung und müssen genutzt
werden. Außerdem prüfen wir gemeinsam mit den
Schulträgern, inwiefern weitere Räumlichkeiten für
den Unterricht vor Ort genutzt werden können, also
über die Schulgebäude hinaus.

Daneben sind selbstverständlich die Menschen, die
Lehrkräfte, das pädagogische Personal von ent-
scheidender Bedeutung. Kurzfristig nutzen wir die
Einstellung zusätzlicher Lehr- und Unterstützungs-
kräfte, vor allem über den Vertretungsfonds. Selbst-
verständlich haben wir vor Ort bereits zusätzliches
Personal eingestellt. Aber wir müssen davon ausge-
hen, dass wir im Haushalt zusätzlich kurzfristige
Lehrerstellenbedarfe abbilden müssen. So brauchen
wir zum Beispiel für 1.000 zusätzliche Schülerin-
nen und Schüler in der Basisstufe rund 60 zusätzli-
che Lehrkräfte.

Als Land ermöglichen wir - das ist neu - seit heute
die Einstellung ukrainischer Lehrkräfte. Der Haupt-
personalrat hat gestern zugestimmt, dass wir Stellen
als Unterstützungskräfte für ukrainische Lehrkräfte
ausschreiben können. Ich danke dem Hauptperso-
nalrat der Lehrkräfte für die gute und zielorientierte
Zusammenarbeit. Die Ausschreibungen und der Be-
werberbogen sind bereits heute auf unserer Home-
page veröffentlicht worden. Zur Stunde findet die
Übersetzung ins Ukrainische statt. Wir werden die-
se Information breit streuen, über alle Kanäle: in
den Schulen, den Schulämtern, den Landesunter-
künften, den Ausländerämtern der Kreise und kreis-
freien Städte, den Regionaldirektionen der BA und
natürlich den sozialen Netzwerken. Dabei sind wir
wirklich ein gutes Stück vorangekommen.

(Beifall CDU, FDP, vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und Dr. Frank Brodehl
[fraktionslos])

Natürlich werden wir auch zusätzliche Aushilfs-
kräfte anstellen, die Seniorlehrkräfte. Wir starten
jetzt noch einmal einen Aufruf, um diejenigen zu
aktivieren, die eigentlich schon gesagt haben: Ei-
gentlich ist es für mich genug gewesen. - Aber wir
haben jetzt eine Situation, in der es sich lohnt, sich
noch einmal zu engagieren.
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Wir nutzen die vorhandenen Strukturen. Wir wer-
den über die ASten der Hochschulen die Studieren-
den noch einmal anschreiben und motivieren, uns
an dieser Stelle noch einmal zu helfen. An sich wa-
ren wir der Meinung, dass sie während der Corona-
pandemie genug geholfen haben und sich jetzt wie-
der auf ihre Ausbildung konzentrieren sollten. Aber
die Situation ist so, dass wir auch die Studierenden
noch einmal um Unterstützung bitten werden. Wir
sind für jeden dankbar, der bereit ist, sich noch ein-
mal einzusetzen und sich zu engagieren, das heißt,
sich zur Verfügung zu stellen, um diesen Kindern
und Jugendlichen Zeit zu widmen.

Auch die psychosoziale Betreuung der Kinder und
Jugendlichen, die unter Traumatisierungen durch
Krieg und Flucht leiden, haben wir im Blick - übri-
gens genauso wie die Sorgen und Nöte der Kinder
und Jugendlichen aus Deutschland,. Auch sie ver-
folgen die Nachrichten, auch sie können durch die
Bilder und Berichte aus dem Kriegsgebiet sehr be-
lastet sein, auch nach zwei Jahren Coronapandemie
und den Belastungen, die sie während dieser Zeit
erleben mussten. Daher stellen wir auch hier die
entsprechenden Materialien und Handreichungen
den Lehrkräften zur Verfügung.

Wir haben aus 2015 viel gelernt. Unsere Schulen
haben Erfahrungen gesammelt. Sie können auf die
bestehenden psychosozialen Unterstützungsangebo-
te und Netzwerke zurückgreifen. Weitere Angebote
hierzu werden aktuell in Zusammenarbeit mit dem
UKSH und dem IQSH weiterentwickelt. Eine
Handreichung zum Umgang mit belasteten Schüle-
rinnen und Schülern bietet den Lehrkräften eine gu-
te Orientierung; wir werden sie heute veröffentli-
chen.

Meine Damen und Herren, nach zwei Jahren Pande-
mie - die wir ja noch gar nicht überwunden haben -
müssen wir alle erneut eine akute Krise meistern.
Dabei zählt vor allem eine gute Zusammenarbeit,
eine gute Vernetzung. Bund, Land und Kommunen
finden wie in der Vergangenheit in gemeinsamer
Verantwortung Lösungen. Auf der Kultusminister-
konferenz in Lübeck vor zwei Wochen haben wir
mit der Lübecker Erklärung zum Krieg in der
Ukraine und seinen Auswirkungen gemeinsam mit
dem Bund - übrigens auch mit den großen Wissen-
schaftsorganisationen - ein deutliches Zeichen ge-
setzt. Die Länder koordinieren in einer Taskforce
ihre Anstrengungen, etwa mit Blick auf die Einstel-
lung ukrainischer Lehrkräfte. Gemeinsam klären
wir die Fragen der Onlinebeschulung und des Ein-
satzes ukrainischer Lehrmaterialien. Ich kann ver-
melden, dass wir über das FWU bereits einen lizen-

zierten Zugang zu Tausenden ukrainischen Lehrbü-
chern und Unterrichtsmaterialien sichern und allen
Ländern zur Verfügung stellen konnten.

Auch unsere Hochschulen bereiten sich darauf vor,
ukrainischen Studierenden sowie Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern eine Perspektive zu
bieten. Der DAAD koordiniert diese Aktivitäten
bundesweit. Auch hier besteht erheblicher finanzi-
eller Handlungsbedarf. Hier muss der Bund schnell
handeln.

In meinem Ministerium gibt es ebenfalls eine Task-
force, gebildet aus allen Abteilungen des Hauses,
die die Anstrengungen von Schule, Wissenschaft
und Kultur koordiniert. Wir unterstützen über die
Schulämter die DaZ-Fachberatung und die Schulen
mit den notwendigen Informationen und bauen die
dafür notwendigen Strukturen auf.

Ich danke an dieser Stelle ausdrücklich allen Schul-
leitungen und Lehrkräften, den Schulträgern, den
Schulämtern, den Hochschulen, aber auch den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern meines Ministeri-
ums, die sofort großen Einsatz für das Wohl der
ukrainischen Kinder, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen gezeigt haben.

Lassen Sie mich zum Abschluss den aus dem Don-
bass stammenden ukrainischen Schriftsteller Serhij
Schadan zitieren. Er hat einmal gesagt:

„Der Krieg ist wie Giftmüll im Fluss - er er-
reicht jeden, der in Flussnähe wohnt.“

Meine Damen und Herren, gemeinsam können wir
eine Staumauer gegen diesen Giftmüll bilden, eine
Staumauer der Demokratie und der Humanität.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Dr. Frank Brodehl [fraktionslos])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Bevor ich dem Herrn Minister für Soziales, Ge-
sundheit, Familie, Senioren und Jugend, Dr. Heiner
Garg, das Wort erteile, begrüßen Sie bitte mit mir
auf der Besuchertribüne des Schleswig-Holsteini-
schen Landtags Schüler und Schülerinnen der Her-
mann-Neuton-Paulsen-Schule Pellworm. - Herzlich
willkommen im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Dr. Heiner Garg, Minister für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten! In Deutschland
bereiten sich Kinderonkologien auf kleine Patien-
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tinnen und Patienten aus der Ukraine vor. Warum?
Nicht etwa, weil das ukrainische Gesundheitssys-
tem komplett rückständig gewesen wäre, sondern
weil Wladimir Putin - den ich übrigens nicht mehr
„Präsident“ nennen kann, will und werde, sondern
den ich nur noch mit dem benenne, was er wirklich
ist, nämlich ein Kriegsverbrecher -

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

mindestens 62 Einrichtungen des Gesundheitssys-
tems in der Ukraine zusammengebombt hat, darun-
ter übrigens mindestens ein Kinderkrankenhaus.

Aus der Ukraine flüchten Menschen aus ganz ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen: viele Frau-
en mit Kindern, zum Teil mit kleinen Kindern,
Menschen mit Handicap, ältere Menschen - übri-
gens auch Menschen, die den Zweiten Weltkrieg
überlebt haben und jetzt auf der Flucht sind -, Men-
schen mit Pflegebedarf oder erhöhtem Betreuungs-
bedarf. Es sind alles Menschen, die Grauenvolles
erlebt und bis auf ihr Leben nahezu alles verloren
haben.

Selbstverständlich stellt das alle Beteiligten, die
diesen Menschen Schutz und zunächst einmal so et-
was wie Sicherheit vor den Verhältnissen, aus de-
nen sie geflohen sind, geben, vor riesige Herausfor-
derungen.

Ich will mich daher bei allen von Herzen bedanken,
die gerade in ganz Europa diesen Menschen Schutz
und das erste Gefühl von Sicherheit geben, die soli-
darisch mit ihnen sind und Mitmenschlichkeit be-
weisen.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Die Situation, vor der wir stehen, ist vor allem ei-
nes: durch Unsicherheit geprägt. Wir wissen über-
haupt nicht - Kollegin Prien hat es gerade gesagt -,
wie viele Menschen noch zu uns kommen werden.
Wir wissen auch nicht gesichert, wie viele gerade
unterwegs sind. Wir wissen auch nicht, wie lange
diese Menschen bei uns bleiben.

Was den Bereich der frühkindlichen Bildung an-
geht, will ich sehr klar sagen: Geflüchtete Kinder
aus der Ukraine haben ebenso Anspruch auf eine
Förderung in Kindertageseinrichtungen oder Kin-
dertagespflegestellen wie Kinder, die bereits bei uns
in Schleswig-Holstein leben. Das Land will und
wird deswegen Rahmenbedingungen für eine gelin-
gende Betreuung vor Ort setzen. Wir werden und
wollen die Kommunen dabei bestmöglich unterstüt-
zen, die Betreuung dieser Kitakinder sicherzustel-
len. Wir sind dazu mit allen Beteiligten gerade in

engem Austausch, um Möglichkeiten, wie das ge-
lingen kann, miteinander zu besprechen und die
entsprechenden Einrichtungen darauf vorzuberei-
ten.

Bereits jetzt ist es im Rahmen der geltenden Rege-
lungen des Kindertagesförderungsgesetzes für die
Einrichtungen möglich, die Gruppen in Abstim-
mung mit der Einrichtungsaufsicht von 20 auf
22 Kinder zu vergrößern. Aber auch wir wissen
selbstverständlich, dass das in Teilen mancher Krei-
se und kreisfreien Städte schon heute eher die Regel
als die Ausnahme ist. Darüber, ob und wenn ja, un-
ter welchen Bedingungen diese Gruppengrößen
noch weiter angepasst werden können, sind wir ge-
rade sowohl mit den Trägern als auch den Kommu-
nen im engen Austausch. Dabei muss ein ganz be-
sonderer Blick dem Personal in den Einrichtungen
gelten, weil das Personal bereits durch 24 Monate
Pandemie, die noch nicht zu Ende ist, ganz beson-
ders gefordert, zum Teil auch überlastet wurde.

Wir möchten sämtlichen Familien, die vor den er-
schütternden Ereignissen aus ihrem Heimatland ge-
flüchtet sind, die bestmöglichen Bedingungen bie-
ten. Daher werden wir für niedrigschwellige famili-
enunterstützende Angebote generell Mittel zur Ver-
fügung stellen. Mit Vertreterinnen und Vertretern
der Kreise und der kreisfreien Städte haben wir be-
reits erörtert, dass auch die bestehenden Strukturen
aus Familienzentren und Familienbildungsstätten,
die das Land bereits heute fördert, zur Unterstüt-
zung der geflüchteten Menschen aus der Ukraine
mit gezielten niedrigschwelligen Angeboten ge-
nutzt werden sollen.

Dies gilt ebenso für den Bereich der psychosozialen
Betreuung. Viele Menschen aus der Ukraine haben
vor oder auch während ihrer Flucht traumatische
Erfahrungen gemacht: den Tod von Mitmenschen
oder etwa den Verlust ihres Zuhauses. Selbstver-
ständlich stehen ihnen die klinischen Traumaambu-
lanzen sowie die sozialpsychiatrischen Angebote
der Brücke Schleswig-Holstein oder der Diako Alt-
holstein zur Verfügung. Dort werden im Übrigen
bereits Vorbereitungen für die Aufnahme und Be-
handlung traumatisierter ukrainischer Geflüchteter
getroffen. Zudem kommt die Brücke bereits jetzt
direkt in die Landesunterkünfte, um sich um ge-
flüchtete Menschen zu kümmern.

Auch die Angebote der psychosozialen Hilfen in
den Kommunen in den offenen psychischen Hilfs-
angeboten, die wir über den Rahmenstrukturvertrag
fördern, stehen den Geflüchteten als niedrigschwel-
liges Angebot offen.
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Für den Bereich der frühkindlichen Bildung besteht
bereits das Projekt „Traumapädagogik in Kinderta-
gesstätten“. Besonders erfahrene Expertinnen und
Experten bieten für Kita und Kindertagespflege so-
wohl traumapädagogische Fort- und Weiterbildun-
gen an als auch sehr konkrete Entlastung durch Be-
ratung und Supervision. Dadurch sollen besonders
belastete Kinder entsprechend unterstützt werden.

Meine Damen und Herren, für die Kindertagesein-
richtungen gilt, wie Sie wissen, eine Masernimpf-
pflicht. Eine Impfpflicht besteht zudem bei der
Aufnahme in einer Gemeinschaftsunterkunft für
Geflüchtete. Daher gibt es bereits jetzt in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen ein entsprechendes Impfan-
gebot, das Eltern für ihre Kinder nutzen können.
Familien, die privat untergebracht und entsprechend
bei den Ausländerbehörden erfasst und angemeldet
sind, können eine Impfung bei einer niedergelasse-
nen Ärztin oder einem niedergelassenen Arzt erhal-
ten.

Lassen Sie mich kurz berichten, dass den Geflüch-
teten, unabhängig davon, ob sie durch eine Erstauf-
nahmeeinrichtung gehen oder privat untergebracht
sind, sämtliche Impfangebote zur SARS-CoV-2-
Impfung im Land zur Verfügung stehen. Die Infor-
mations- und Aufklärungsangebote sind bereits in
die am häufigsten gesprochenen Sprachen, nämlich
ukrainisch und russisch, übersetzt worden. Ich bitte
trotzdem alle Schleswig-Holsteinerinnen und
Schleswig-Holsteiner, die privat Geflüchtete aufge-
nommen haben, dass sie den Menschen, die bei ih-
nen zu Gast sind, dabei helfen, sich impfen zu las-
sen. Auch und gerade für die Geflüchteten ist eine
SARS-CoV-2-Impfung ausgesprochen notwendig
und hilfreich.

(Beifall Annabell Krämer [FDP] und
Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Lassen Sie mich abschließend zur medizinischen
Versorgung von registrierten Geflüchteten sagen,
dass diese nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
erfolgt. Die Kommunen sind hierbei die Kostenträ-
ger und werden beim Abrechnungsprozess durch
entsprechend vertraglich zugewiesene Krankenkas-
sen unterstützt. Wir wissen aber auch, dass die me-
dizinischen Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz lediglich bestimmte Behandlungen
von Akutfällen umfassen. Sie entsprechen nicht
dem GKV-Leistungskatalog.

Den GKV-Leistungskatalog für geflüchtete Men-
schen aus der Ukraine zu öffnen, ist nur durch eine
entsprechende Regelung des Bundes möglich. Das

ist ein Vorhaben, das von mir ausdrücklich unter-
stützt wird. Ich hoffe, dass wir relativ schnell voran-
kommen.

Vor allem hoffe ich sehr, dass die geflüchteten
Menschen aus der Ukraine möglichst schnell - je-
denfalls die, die es können und wollen - wieder in
ihre Heimat, in ein hoffentlich dann demokratisches
Land zurückkehren können, weil ich glaube, dass es
das ist, was sich die allermeisten Menschen, die zu
uns kommen, wünschen: wieder schnell wieder in
ihre Heimat zurückkehren zu können. - Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und Doris Fürstin von
Sayn-Wittgenstein [fraktionslos])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
die vereinbarte Redezeit insgesamt um 9 Minuten
überzogen. Diese Redezeit steht jetzt auch allen
Fraktionen zur Verfügung. Wir werden für die erste
Runde in der Anzeige 19 Minuten anzeigen. Bitte
achten Sie selbst auf eine mögliche Verteilung für
eine eventuelle zweite Runde.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die SPD-
Fraktion hat die Abgeordnete Birte Pauls.

Birte Pauls [SPD]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir wissen noch nicht, welche Auswirkungen
die aktuellen Kriegs- und Fluchterlebnisse auf diese
Kinderseelen haben, aber es sind noch sehr viele
Menschen am Leben, die zwischen 1930 und 1945
auf die Welt gekommen sind, die sogenannten
Kriegskinder. Ich würde gern 19 Minuten reden.
Geboren und aufgewachsen sind sie in Hitlers
Deutschland. Ihnen jetzt zuzuhören, hilft einzuord-
nen, was uns erwartet. Die Erlebnisse haben zum
Teil ihre Lebensgeschichte geprägt. Einige leiden
an schweren Traumata. Auch im hohen Alter kön-
nen sich noch ganz plötzlich die Folgen zeigen. An-
gesichts der furchtbaren Bilder und Geräusche aus
der Ukraine kocht das Erlebte für sie wieder hoch.
Ich habe in den letzten Wochen mit vielen Älteren
gesprochen, die mit außerordentlicher Wut im Her-
zen und Tränen in den Augen von dem Erlebten be-
richten und darum bitten, dass wir diese Kinder
schützen.

Was die Kinder, die vor Krieg, Mord und Zerstö-
rung geflüchtet sind, jetzt neben Unterkunft, Ver-
pflegung und Kleidung brauchen, sind Stabilität,
Ruhe, Vertrauen und kindgerechte Angebote. Kin-
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der sind keine kleinen Erwachsenen. Sie erleben die
Dinge anders. Sie brauchen Platz zum Spielen, aber
auch pädagogische Betreuung. Die Sorgen der Müt-
ter um in der Ukraine kämpfende Männer und Fa-
milienangehörige überträgt sich natürlich auf die
Kinderseelen. Um sie dauerhaft vor Belastung zu
schützen, brauchen sie den Raum, unbeschwert
Kind sein zu dürfen.

Geflüchtete Kinder haben grundsätzlich ein Recht
auf Förderung der frühkindlichen Bildung. Dazu
braucht es jetzt aber sehr viele kreative Ideen, denn
eines ist klar: Die Situation in den Kitas wäre schon
ohne Corona prekär. Es fehlt überall an Fachperso-
nal. Eine zusätzliche Belastung des Personals wird
zu einer weiteren Flucht aus dem Beruf führen, und
das können wir uns beim besten Willen nicht leis-
ten. Das Land muss mit Kommunen und Trägern al-
le notwendigen Fragen erörtern und einvernehmlich
und zeitnah klären. Dabei muss das Kindeswohl al-
ler Kinder im Mittelpunkt stehen, denn auch die
hier lebenden Kinder haben nach Corona erhebli-
chen Aufholbedarf. Der Bedarf an psychotherapeu-
tischen Angeboten ist enorm, und es gilt, viele ver-
schiedene Möglichkeiten auszuloten.

Es kann jedenfalls anfänglich niedrigschwellige
Angebote wie Spielkreise und Spielgruppen oder
kindergartenähnliche Gruppen geben, die auch von
den ukrainischen Müttern begleitet werden, denn
ich bin davon überzeugt, dass eine sprachliche und
kulturelle Identität für die Kinder anfänglich sehr
hilfreich sein wird. Aber eine zusätzliche Erhöhung
der Gruppengröße in Kitas über 22 Kinder, die jetzt
in vielen Kitas schon Standard ist, ist nur mit zu-
sätzlichem Personal zu leisten. Es darf nicht das
Ziel sein, Qualitätsstandards durch die Hintertür
wieder aufzuheben. Wir müssen uns bewusst sein,
dass hochbelastete Kinder in ein sowieso schon be-
lastetes System kommen. Daher ist Entlastung an
dieser Stelle unbedingt vonnöten.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, dass man das mit den Kindern an dieser
Stelle ganz gut regeln kann. Aber ich sehe noch ein
ganz anderes Problem auf uns zukommen, für das
ich noch keine Lösung sehe. Wer sich die Bilder der
Flucht genauer anschaut, stellt fest, dass ja nicht
nur gesunde und junge Frauen mit ihren Kindern
auf dem Weg sind, sondern auch sehr viele ältere
Menschen mit Pflege- und Hilfebedarf, aber auch
Menschen mit Behinderungen. Da Putin keine Gna-
de kennt, nimmt seine Armee auch zivile Einrich-
tungen wie Krankenhäuser, Waisenheime, Pflege-
einrichtungen und Einrichtungen, in denen Men-

schen mit Behinderungen leben, unter Beschuss.
Ganze Einrichtungen machen sich gerade auf den
Weg. Für die Versorgung dieser Menschen, die oh-
ne Hilfe nicht auskommen, sehe ich weit und breit
keinen Plan dieser Landesregierung.

Während der Katastrophenschutz krisenstabsmäßig
von oben bis zum Helfer vor Ort durchorgansiert ist
und jeder ganz genau weiß, was er zu tun hat, ist
die pflegerische Versorgung quasi dem freien Markt
überlassen. In allen Bereichen der Pflege und der
sozialen Arbeit fehlen uns die Fachkräfte. Wer soll
diese Menschen mit Hilfebedarf versorgen und wo?
Die häusliche Pflege nimmt zwar in der Ukraine ei-
nen noch größeren Teil ein als hierzulande, und die
mitgereisten Angehörigen können sicherlich an die-
ser Stelle helfen und überbrücken, aber auch dafür
braucht es Raum und Unterstützung und vor allen
Dingen einen Plan. Den scheint diese Landesregie-
rung an dieser Stelle nicht zu haben. Das ist auch
das, was ich von den Trägern der sozialen Arbeit
höre, nämlich dass hier keine Kommunikation statt-
findet und dass sich die Einrichtungen jetzt schon
alleingelassen fühlen.

Die Landesregierung darf die Träger der sozialen
Arbeit und die Kommunen nicht mit dieser Aufga-
be alleinlassen. Dieser Herausforderung werden wir
nicht mit diesem wunderbaren freiwilligen Engage-
ment, das wir gerade wieder erleben, begegnen
können. Es braucht eine sehr enge Abstimmung mit
allen Trägern der sozialen Arbeit, um die Versor-
gung dieser Menschen tatsächlich zu gewährleisten
und zu organisieren.

Ich bedanke mich ganz herzlich bei allen Haupt-
amtlichen, Ehrenamtlichen und Freiwilligen, die
sich an vielen Stellen um ein gutes Ankommen der
Geflüchteten kümmern.

Ich bedanke mich.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Katja
Rathje-Hoffmann das Wort.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst einmal möchte ich vorwegschicken: Ich
vertrete auch den Kollegen Tobias von der Heide,
der leider erkrankt ist. Somit übernehme ich seinen
Part. Ich rede also zu beiden Tagesordnungspunk-
ten.
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Ich muss damit beginnen: Jeden Tag beschäftigt uns
Putins Angriffskrieg gegen die Ukraine - jeden Tag
mehr, und jeden Tag frisst sich die Sorge in uns hin-
ein. Wir können kaum ausdrücken, was an Bildern
der Zerstörung und welches Ausmaß der Zerstö-
rung wir sehen. Das bringt, jedenfalls mich, man-
ches Mal zum Weinen, und ich glaube, das gilt auch
für ein paar andere Leute.

Ganz besonders betroffen macht uns die Situation
der Kinder im Kriegsgebiet, die auf der Flucht vor
dieser lebensgefährlichen Gefahr sind. Dort gibt es
Menschenhändler, die auf einmal eine neue Markt-
lücke sehen. Es gibt Verschleppung, und es gibt se-
xuelle Belästigung, sexuelle Gewalt und sexuelle
Ausbeutung. Ich will das gar nicht weiter ausfüh-
ren, aber Sie wissen: Da muss etwas getan werden.

Etwa drei bis vier Millionen Menschen sind bereits
aus der Ukraine geflohen. Man sagt, das waren die
Zahlen der letzten Woche. Viele davon haben als
Ziel Deutschland und insbesondere Schleswig-Hol-
stein. Bislang haben wir die Situation im Griff,
auch dank der großen Hilfsbereitschaft der Helfe-
rinnen und Helfer in den Kommunen. Hilfreich ist
auch der enge Austausch des Landes mit den Kom-
munen bei der Vorbereitung und bei dem Verfahren
der geflüchteten Eltern und Kindern. Es sind meis-
tens Frauen und Kinder, und unser besonderes Au-
genmerk liegt auf dieser Gruppe, die auch ganz be-
sonders betreut werden muss, damit die Kinder al-
ler Altersklassen so wenig wie möglich durch die
Ereignisse von Flucht und Vertreibung aus der Hei-
mat Ukraine beeinträchtigt werden. Sie verlassen
ihr gewohntes Zuhause, ihren gewohnten Schutz.
Wir wollen den Kindern so viel Sicherheit und Nor-
malität wie nur irgend möglich bieten; das ist unser
Anspruch.

Nach dem Ankommen und dem Zur-Ruhe-Kom-
men der Eltern und der Kinder werden wir für eine
gute Betreuung sorgen - möglichst in einer gebor-
genen Umgebung - für die vom Krieg gezeichnete
Familie, in der auch Platz ist zum Spielen, für die
Betreuung und zum Lernen, wo es auch eine fachli-
che sozialpädagogische, psychologische und psy-
chotherapeutische Begleitung gibt. Kurzfristig müs-
sen wir Plätze im Bereich Kita, Krippe und natür-
lich Schule suchen. Deswegen ist es unbedingt er-
forderlich, geeignete Betreuungs- und Lehrkräfte
unter den Geflüchteten auszumachen, um kurzfris-
tig muttersprachliche Angebote anbieten zu kön-
nen.

Es ist davon auszugehen, dass etwa ein Viertel aller
Geflüchteten Kinder und Jugendliche im schul-
pflichtigen Alter sind. Das bedeutet auch, dass wir

uns auf einen steigenden Bedarf an DaZ-Angeboten
in Schulen und Kitas vorbereiten müssen. Wir ha-
ben schon die Traumapädagogik in Kindertagesstät-
ten. Auch dieses Angebot wird mehr denn je von-
nöten sein. 

Trotzdem müssen wir uns jetzt darauf vorbereiten,
hier so wenig wie möglich Betreuungslücken in der
schulischen und frühkindlichen Betreuung aufkom-
men zu lassen. Eltern müssen unkompliziert und
unbürokratisch ihre Kinder anmelden können und
Hilfe bekommen. Wir brauchen dazu ein zentrales
Beratungsangebot und Dolmetscherinnen und Dol-
metscher. Hieran arbeiten wir auf allen Ebenen. 

Die Kinder und Jugendlichen, die aus der Ukraine
geflohen sind, müssen hier bei uns in Schleswig-
Holstein das bestmögliche und ihrer Situation ange-
messene Betreuungs- und Bildungsangebot bekom-
men. Dazu brauchen sie zunächst ganz elementare
Dinge wie einen sicheren Ort, eine Struktur im All-
tag und natürlich auch die Vermittlung grundlegen-
der Sprachkenntnisse. Das hilft, um in der vorüber-
gehenden Heimat gut zurechtzukommen. Sie müs-
sen aber auch weitere Kompetenzen in den zentra-
len Unterrichtsfächern erwerben können. Deswegen
bietet sich neben einem auf Integration ausgerichte-
ten Bildungsangebot jetzt an, in Zusammenarbeit
mit den ukrainischen Bildungsbehörden Angebote
für eine Fortsetzung der Beschulung nach ukraini-
schem System zu schaffen. Das kann zum Beispiel
durch Onlineplattformen organisiert werden. Die
dafür notwendigen Voraussetzungen schafft unser
Bildungsministerium unter Hochdruck. Das gibt
den Kindern und den Jugendlichen einerseits ein
Stück Heimat und Vertrautheit in der Ferne, und an-
dererseits werden die Schulen durch die Unterstüt-
zung aus dem Heimatland der Kinder und Jugendli-
chen entlastet. 

Laut der ukrainischen Generalkonsulin Iryna Tybin-
ka ist ein solcher Unterricht im Interesse des ukrai-
nischen Bildungsministeriums. Auf ukrainischer
Seite stehen die dafür erforderlichen technischen
und didaktischen Voraussetzungen bereit. Daher
müssen wir überprüfen, wie ukrainische Lehrkräfte
eingesetzt werden können, um eine unter den aktu-
ellen Rahmenbedingungen bestmögliche Be-
schulung zu gewährleisten. Weiter sind auch Fragen
der Nutzung digitaler Schulbücher und Unterrichts-
materialien, Fragen des Gesundheitsschutzes sowie
des möglichen Austausches mit dem Bund zum
Beispiel bezüglich der Bereitstellung von Ressour-
cen für zusätzliche Schulsozialarbeit und Schulpsy-
chologie zu klären. Um ukrainische Kinder und Ju-
gendliche zu unterstützen, müssen außerdem schul-
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pädagogische und psychosoziale Maßnahmen ein-
geleitet werden. Offene Rechtsfragen sollten zügig
und einheitlich geklärt werden.

Es gibt einiges zu tun, meine Damen und Herren.
Ich danke dem Bildungsministerium, dass es sich
ganz unverzüglich an die Arbeit gemacht hat, um
für die Kinder und Jugendlichen ein Stück Normali-
tät und die unter den aktuellen Bedingungen best-
mögliche Bildung zu gewähren. Putins Ziel scheint
es zu sein, die ukrainische Identität auszulöschen.
Indem wir Kindern und Jugendlichen helfen, diese
Identität zu bewahren, können wir ein Stück weit
dabei mithelfen, dass Putin sein Ziel nicht erreicht.
- Ganz herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
die Abgeordnete Ines Strehlau das Wort.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Putins Krieg in der Ukraine mit dem unendlichen
Leid schockiert und entsetzt uns alle. So viel Un-
menschlichkeit und Menschenverachtung sind
schwer erträglich. Wir können als Land den Krieg
leider nicht stoppen. Wir können aber die Geflüch-
teten aufnehmen, ihnen die Möglichkeit bieten, zur
Ruhe zu kommen, und ihnen Angebote zum An-
kommen bei uns machen. Da leistet das Land wirk-
lich gute Arbeit. Vielen Dank an Karin Prien und
Heiner Garg und an ihr Team für ihre Arbeit und ih-
re Berichte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
CDU)

Das ehrenamtliche Engagement bei uns im Land ist
genauso wie in vielen anderen Ländern einfach
großartig. Es gibt so viele Menschen, die Menschen
bei sich aufnehmen oder Wohnraum zur Verfügung
stellen. Auch ich bin erstaunt, wie viele Wohnun-
gen im Hamburger Rand plötzlich angeboten wer-
den bei der Wohnungsnot, die wir dort eigentlich
haben. Es ist aber schön, dass es diese Angebote
gibt.

Es gibt auch so viele Menschen, die Geflüchtete bei
ihren ersten Schritten in Deutschland und bei den
Behördengängen begleiten. Das alles kostet auch.
Deshalb ist es gut, dass unser Land den Kommunen
eine Unterstützung von 500 € pro Geflüchteten zu-
gesagt hat. Es ist auch gut, dass wir seit 2015 Un-

terstützungsstrukturen aufgebaut haben, die wir
zum Teil erhalten haben oder jetzt reaktivieren kön-
nen. Es wird aber vor allem räumlich und personell
wieder eine riesige Herausforderung. Wir wissen
nicht - wir haben es heute gehört -, wie viele Men-
schen kommen werden. Die Zahl der Menschen auf
der Flucht erhöht sich auch wegen der schreckli-
chen Angriffe auf die Zivilbevölkerung ständig.
Deshalb brauchen wir alle verfügbaren Kräfte und
zusätzliche finanzielle Unterstützung vom Bund.
Das schaffen die Länder und die Kommunen nicht
allein.

Seit 2015 gibt es aber auch auf Bundesebene Maß-
nahmen und Programme zur Unterstützung von Ge-
flüchteten. Auf der Homepage des Bundesfamilien-
ministeriums gibt es dazu einen guten Überblick,
auch über neue Projekte. So richtet das Bundes-
ministerium eine zentrale bundesweite Anlauf- und
Koordinierungsstelle ein, damit Kinder und Jugend-
liche aus ukrainischen Kinderheimen und Waisen-
häusern in Deutschland schnell und bedarfsgerecht
untergebracht werden können. Sie sollen als Grup-
pe gemeinsam mit ihren Erzieherinnen und Erzie-
hern zusammenbleiben können, um so viel Stabili-
tät wie möglich zu schaffen. Wichtig ist auch der
Schutz der ankommenden Frauen und Mädchen vor
Gewalt und Ausbeutung. Dazu fördert der Bund ein
Netzwerk, das auch die Bundespolizei schult, um
Frauen und Mädchen zu beraten und ihnen zu hel-
fen. Auch hier brauchen wir Personal, um vor Ort
zu sein, vor allem an den Bahnhöfen, an denen Ge-
flüchtete ankommen. 

Außerdem gibt es aktuell seit Januar 2022 ein Pro-
gramm, das Kinderbetreuung für Eltern in Integrati-
onskursen ermöglicht. Das ermöglicht die Kinder-
betreuung außerhalb von Kitas - das war ja oft ein
Nadelöhr. Die betreuenden Personen können, wenn
sie noch keine fachliche Qualifikation haben, diese
durch die Arbeit erwerben. Dies ist ein wichtiger
Baustein, um vor allen Müttern bei knappen Kita-
plätzen die Teilnahme am Integrationskurs zu er-
möglichen. Die Umsetzung ist allerdings - auch
hier: räumlich und personell - nicht einfach. Diese
Programme reichen auch nicht aus. Wir brauchen
für die Unterbringung und Versorgung der Geflüch-
teten Mittel vom Bund. 

Eine feste Tagesstruktur und eine Aufgabe helfen
den Geflüchteten, die schrecklichen Fluchterfahrun-
gen zu verarbeiten. So sagen es uns die Psycholo-
ginnen und Psychologen. Deshalb ist es wichtig,
Plätze in Kitas und Spielgruppen für die Kleinen
zur Verfügung zu stellen, Schulplätze mit Sprach-
kursen für die Schulkinder und Sprachkurse und
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Angebote für die Erwachsenen. Für die Erwachse-
nen haben wir mit den STAFF-Kursen zur sprachli-
chen Erstorientierung und den Integrationskursen
an unseren Volkshochschulen ein gutes Angebot.
Auch hier brauchen wir aber wahrscheinlich zusätz-
liche Angebote und zusätzliches Personal.

Im Land laufen die Diskussionen, wie ein Angebot
für Geflüchtete im Kitaalter ermöglicht werden
kann. Ist eine zeitweise Erhöhung der Gruppengrö-
ße in Kitas eine Möglichkeit? Uns ist bewusst, dass
das für das pädagogische Personal eine große Her-
ausforderung wäre, vor allem bei der aktuell hohen
Zahl an Coronainfizierten. Das ginge nur mit zu-
sätzlichen Unterstützungskräften. Deswegen finden
wir Grüne es richtig, auch Menschen aus der Ukrai-
ne einzubinden, am besten natürlich pädagogisch
ausgebildete Personen. Auch Angebote außerhalb
der festen Kitagruppen müssen wir andenken:
Spielkreise am Nachmittag, auch mit den Müttern
oder auch Großeltern, die nebenan einen Deutsch-
kurs machen, Familienbildungsstätten und Famili-
enzentren sind hier wichtige Einrichtungen. Ange-
bote in Sportvereinen, Musikschulen und anderen
Einrichtungen sind große Hilfen beim Einleben in
die neue Umgebung. Das Ganze mit einem Rechts-
anspruch auf einen Kitaplatz zu vereinbaren, ist kei-
ne einfache Aufgabe. Deshalb ist es gut - so hat es
Heiner Garg ja gerade gesagt -, dass Gespräche mit
allen Beteiligten geführt werden, um zu einer guten
Lösung zu kommen.

An den Schulen werden wir - so hat es die Bil-
dungsministerin gerade bestätigt - die DaZ-Kurse
bedarfsgerecht ausbauen. Die Grundstruktur mit
unseren Kreisfachberaterinnen, Kreisfachberatern
und den DaZ-Zentren haben wir. Es werden - wie
schon 2015 - an weiteren Schulen DaZ-Kurse oder
DaZ-Klassen eingerichtet werden müssen. Es ist
gut, dass das in allen Schularten stattfindet.

Eine Herausforderung wird es sein, auch hier genü-
gend Personal zu finden. Die Idee, dabei auch Lehr-
kräfte aus der Ukraine als Unterstützung einzubin-
den, ist auch für uns Grüne ein richtiger Ansatz. So
können Schülerinnen und Schüler ihre Mutterspra-
che weiter lernen und ihre eigene Kultur erhalten.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dazu braucht es ein flexibles Anerkennungsverfah-
ren für die ukrainischen Lehrkräfte und auch die
Möglichkeit für Nachqualifizierung. Ich freue mich,
dass es dafür ein Verfahren gibt. Es ist auch gut,
dass es ein Online-Angebot gibt für die Schülerin-
nen und Schüler, die kurz vor dem Abschluss ste-

hen, damit sie ihren ukrainischen Schulabschluss
machen können. Es ist gut, dass wir bei der Digita-
lisierung - nicht zuletzt wegen Corona - ein Stück
weitergekommen sind. Da hinken wir der Ukraine
trotzdem - soweit ich höre - noch ein gutes Stück
hinterher.

Bei alledem ist eine Koordinierung aller Bundeslän-
der wünschenswert, um ein einheitlicheres Verfah-
ren zu entwickeln. Es muss nicht jedes Land das
Rad neu erfinden.

Außerdem brauchen wir psychologisch, sozialpäd-
agogisch und therapeutisch ausgebildetes Personal.
An unseren Schulen ist der Bedarf schon jetzt groß.
Als Folgen der Coronapandemie mit langer Zeit
von Distanzunterricht sprechen Lehrkräfte, Schul-
sozialarbeit, Psychologinnen und Psychologen von
einer starken Zunahme von Sorgen und Ängsten,
selbstverletzendem Verhalten oder auch suizidalen
Gedanken. Jetzt kommen noch die Berichte über
den Krieg hinzu und die geflüchteten Kinder mit
traumatisierenden Kriegserfahrungen.

Deshalb halten wir Grüne es für unbedingt notwen-
dig, vor allem die Schulsozialarbeit aufzustocken
und mehr Schulpsychologinnen und Schulpsycho-
logen einzustellen, um das niedrigschwellige Ange-
bot direkt an den Schulen zu verstärken.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

So ein Angebot an den Schulen kann durch Präven-
tion und frühe Intervention vermeiden, dass sich
psychische Beschwerden zu therapiebedürftigen
psychischen Erkrankungen entwickeln. Diese Kräf-
te können auch die Lehrkräfte dabei unterstützen,
mit den psychosozialen Folgen von Pandemie und
Krieg gut umzugehen. Es wäre also sehr gut inves-
tiertes Geld.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Land hat aus 2015 viel gelernt, feste Strukturen
aufgebaut und Personal qualifiziert. Das ist eine gu-
te Basis, um der großen Zahl von Geflüchteten ge-
recht zu werden, aber es ist zugleich eine riesige
Herausforderung, finanziell, personell und auch
psychisch.

Aber wir Schleswig-Holsteinerinnen und Schles-
wig-Holsteiner haben schon 2015 gezeigt, dass wir
ein weltoffenes Land sind, das ungeheuer viel leis-
ten kann. Das werden wir auch diesmal wieder ge-
meinsam hinbekommen. - Vielen Dank.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Jan
Marcus Rossa das Wort.

Jan Marcus Rossa [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich danke zunächst Ministerin Prien
und Minister Garg für ihre Berichte, die eindrucks-
voll dargelegt haben, was für Herausforderungen
vor uns liegen. Ich möchte aber auch darauf hinwei-
sen, dass ich den Berichtsantrag der SPD-Fraktion
unter Tagesordnungspunkt 45 deutlich weiter ver-
standen habe, zu dem wir jetzt reden, und deswegen
halte ich zunächst eine migrationspolitische Rede
und überlasse Kindergarten und Schule meinem
Kollegen Dennys Bornhöft.

(Dennys Bornhöft [FDP]: Vielen Dank!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir widmen uns
heute in allen Debatten den ungeheuerlichen, men-
schenverachtenden, ja unerträglichen Ereignissen in
der Ukraine. Millionen Menschen werden gezwun-
gen, vor Krieg, Mord und unmenschlichen Verbre-
chen zu fliehen, die im Namen Russlands und auf
Befehl eines Soziopathen begangen werden.

Als migrationspolitischer Sprecher bin ich erleich-
tert, dass die EU ihrer humanitären Pflicht bisher
nachkommt und den Flüchtenden den Schutz ge-
währt, der ihnen zusteht. Auch oder sogar gerade
Polen, das sich in der letzten Flüchtlingswelle kei-
neswegs vorbildlich verhalten hat, nimmt unbüro-
kratisch Hunderttausende Flüchtende aus der Ukrai-
ne auf. Es muss ausdrücklich begrüßt werden, dass
Polen in die Gemeinschaft der EU-Mitgliedstaaten
zurückgekehrt ist.

(Beifall FDP)

Auch wir in Schleswig-Holstein werden unseren
Beitrag leisten - das ist heute in verschiedenen Re-
den angeklungen -, und die Hilfsbereitschaft vieler
Bürgerinnen und Bürger in den vergangenen Wo-
chen hat mich tief beeindruckt. Unser Land ist of-
fen und willens, Schutzsuchende aufzunehmen und
ihnen die Hilfe und Unterstützung zukommen zu
lassen, die Menschen brauchen, die vor einem ver-
brecherischen Krieg wie den in der Ukraine fliehen.

Die Menschen werden nicht nur durch den Krieg,
sondern auch durch die Fluchtumstände immer wei-
ter traumatisiert. Die bei uns Ankommenden haben
Verwandte verloren oder in unsicheren, lebensge-

fährlichen Umständen zurückgelassen. Wir können
kaum ermessen, was es für Kinder bedeutet, einen
Vater, Onkel oder Bruder im Kriegsgebiet zu wis-
sen und täglich um deren Leben zu bangen. Diesen
Kindern, aber auch den Müttern, die ihre Ehemän-
ner und Söhne zurückgelassen haben, müssen wir
helfen, um sie in ihrem Leid und in ihrer Not aufzu-
fangen und zu trösten, wo das möglich ist.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Als Politik müssen wir aber auch anerkennen, dass
diese Hilfe für die Geflüchteten nicht ohne das eh-
renamtliche Engagement vieler Bürgerinnen und
Bürger in unserem Land möglich ist. Wohnraum in
unseren Kommunen zur Verfügung zu stellen,
schafft der Staat nicht allein. Hier bedarf es der
selbstlosen Hilfe und Unterstützung der Zivilgesell-
schaft.

Mein Eindruck ist, dass unsere Gesellschaft Un-
glaubliches vollbringen kann, wenn es darauf an-
kommt. So wurden an das Innenministerium unmit-
telbar nach Beginn des Kriegs in der Ukraine Tau-
sende freier Wohnungen gemeldet, Wohnungen, die
auch uns - das kann ich als wohnungsbaupolitischer
Sprecher sagen - vorher nicht bekannt gewesen
sind, obwohl wir seit Jahren über Wohnungsmangel
in Schleswig-Holstein sprechen. Es wurden unmit-
telbar nach Ausbruch des Krieges Hilfstransporte in
die Ukraine organisiert, auch begleitet durch Fach-
leute aus dem Innenministerium, und Hilfsgüter an
die polnisch-ukrainische Grenze geliefert. Der An-
sturm hilfsbereiter Bürgerinnen und Bürger hat ge-
rade zu Beginn dazu geführt, dass auch Unterneh-
men völlig unbürokratisch, unproblematisch und
ohne langes Zögern über Nacht Lkw und Fahrper-
sonal zur Verfügung gestellt haben, um Hilfsgüter
an die polnisch-ukrainische Grenze zu liefern.

Viele Kommunen, die sich in den vergangenen Jah-
ren zu sicheren Häfen erklärt haben, stehen bereit,
um Flüchtlingen Schutz und Sicherheit zu gewäh-
ren und sie in unsere Gesellschaft aufzunehmen.
Auch das ist zu begrüßen, auch das geht nicht ohne
ehrenamtliches Engagement, was wir anerkennen
und wofür wir uns bedanken müssen.

(Beifall FDP und CDU)

Schleswig-Holstein ist - gerade im Bundesvergleich
- gut gerüstet und vorbereitet, um Kriegsflüchtlin-
gen Schutz und Aufnahme in unserem Land zu ge-
währen. Wir haben seit 2015 viel gelernt, was uns
heute hilft.
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Ich will an dieser Stelle aber auch an den Versuch
der AfD erinnern - durch zwei Kleine Anfragen
Anfang 2020 -, die weitsichtige Politik unserer
Landesregierung infrage zu stellen, als man sich
nach den Kosten dafür erkundigte, dass Aufnahme-
einrichtungen für Geflüchtete vorgehalten und nicht
zurückgegeben werden. Dieser Versuch, die Lan-
despolitik an der Stelle in Misskredit zu bringen, ist
gescheitert.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben schon in der Pandemie lernen und erken-
nen dürfen, dass solche Aufnahmeeinrichtungen in
einem Land wichtig sind und das Geld gut angelegt
war. Die Flüchtlingskrise, die wir jetzt erleben, be-
stätigt das erneut. Hier muss man der Landesregie-
rung ausdrücklich Dank zollen, dass sie dieses Geld
vorausschauend in die Unterhaltung von Aufnah-
meeinrichtungen investiert hat.

Hätten wir diese geschlossen, so hätte uns der Neu-
aufbau solcher Aufnahmeeinrichtungen wesentlich
mehr Geld gekostet als das, was an Kosten durch
die Aufrechterhaltung in der Vergangenheit entstan-
den ist. Dafür sage ich namens der FDP-Fraktion
ausdrücklich Dank.

(Beifall FDP)

Wir haben in den vergangenen Jahren gerade in
Schleswig-Holstein über unsere Verpflichtungen,
die wir im Bund haben, hinaus immer wieder ange-
boten, Flüchtlingen, Menschen in Not, besonders
schutzbedürftigen Menschen in Not zu helfen und
sie zu unterstützen. Des Öfteren - auch das muss
hier einmal gesagt werden - sind wir damit geschei-
tert und konnten trotz entsprechender Aufnahmean-
gebote diesen Menschen nicht helfen, weil kein
Einvernehmen mit dem Bundesinnenministerium
hergestellt werden konnte. Ich wünsche mir hier
und heute, dass die Hilfsbereitschaft der Menschen
in Schleswig-Holstein künftig mehr anerkannt wird
und diese Hilfsangebote auch vom Bundesinnen-
ministerium angenommen werden. 

(Beifall FDP)

Es geht dabei um nichts anderes als den Schutz un-
verschuldet in Not geratener Menschen, und hier
sollten wir auf innenpolitische Scharmützel ver-
zichten. Ich bin mir sicher, dass wir mit unserer In-
nenministerin Frau Sütterlin-Waack eine starke Für-
sprecherin einer großzügigen und an humanitären
Zielen ausgerichteten Flüchtlingspolitik haben. Ich
danke nicht nur dem Innenministerium, sondern
auch den vielen Bürgerinnen und Bürgern in unse-

rem Land, die bereitstehen, um Kriegsflüchtlingen
aus der Ukraine, insbesondere Frauen und Kindern,
in ihrer Not zu helfen und alle Unterstützung zu ge-
währen, die diese Menschen im Moment brauchen.
Dafür mein ausdrücklicher Dank, ich denke, im Na-
men aller meiner Kolleginnen und Kollegen. - Vie-
len Dank.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Martin Habersaat [SPD])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Bevor wir in die zweite Runde einsteigen, hat nun
für die Abgeordneten des SSW die Abgeordnete
Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Liebe Landtagsvizepräsidentin Annabell Krämer,
liebe Abgeordnete, Kolleginnen und Kollegen so-
wie Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne! In
meinen Augen stehen wir momentan vor einem Di-
lemma, und es wird nicht ganz einfach sein, das
aufzulösen; denn es kursieren ganz unterschiedliche
Vorstellungen davon, welche Voraussetzungen für
Kinder und Jugendliche aus der Ukraine nun zu
schaffen sind. Wollen wir eine temporäre Be-
schulung nach dem ukrainischen Bildungssystem
unter Einbeziehung ukrainischer Lehrkräfte? Mög-
lich wäre es. Die Ukraine bietet eine Onlineplatt-
form für den staatlich anerkannten Unterricht von
der 5. bis zur 11. Klasse an. 

(Lars Harms [SSW]: Hört, hört!)

Neulich habe ich ein Video von einem ARD-Korre-
spondenten gesehen, der einen ukrainischen Lehrer
filmte, der eine 10. Klasse online unterrichtete. Die
Jugendlichen sind derweil als Kriegsflüchtlinge in
ganz Europa verteilt. Es sei wichtig, so fortzufahren
und die Bildung aufrechtzuerhalten, man müsse ja
das Land nach dem Krieg wiederaufbauen, heißt es
von dem Lehrer. Für die jetzigen Abschlussklassen
ist das auch aus Sicht des SSW eine sehr gute Lö-
sung in dieser fürchterlichen Situation. Wüssten wir
mit Sicherheit, dass wir viele Schutzssuchende für
eine wirklich nur kurze, begrenzte Zeit aufnehmen
würden, wäre das womöglich die praktikabelste Lö-
sung.

Aber ich würde das langfristig für den falschen
Weg halten. Generell sind wir vom SSW der An-
sicht, dass wir so schnell wie möglich unsere
Schulen für die ukrainischen Schülerinnen und
Schüler öffnen sollten. 
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(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir müssen - da sind sich eigentlich alle einig - die
DaZ-Angebote wieder massiv ausbauen; denn die
Zahl der Lehrkräfte reicht momentan nicht mehr
aus. Wir müssen auch für die geflüchteten Schüle-
rinnen und Schüler Endgeräte bereitstellen und ih-
nen Hilfsstrukturen durch Schulpsychologinnen
und -psychologen und Traumatherapeutinnen und
-therapeuten anbieten. Übrigens brauchen wir diese
auch für die schleswig-holsteinischen Kinder und
Jugendlichen, die unter den letzten Jahren und der
jetzigen Situation in der Ukraine leiden. Wie wir al-
le machen sie sich große Sorgen, haben Mitgefühl
und Angst und müssen auch mit den jetzigen Unge-
wissheiten einen Umgang finden. 

Unser Bildungssystem war in den letzten Jahren
aufgrund der Coronapandemie großen Zusatzbelas-
tungen ausgesetzt. Unsere Schülerinnen und Schü-
ler werden noch bis in den nächsten Monat hinein
direkt von Coronamaßnahmen und deutlich länger
von ihren Folgen betroffen sein. Das erfordert von
allen Flexibilität, von denen, die neu dazu kommen,
und denen, die schon da sind. Das geht von der ein-
zelnen Person bis zu systematischen Fragen; denn -
das ist schon im Bildungsausschuss zur Sprache ge-
kommen - wir brauchen unbürokratische Lösungen
für diejenigen Menschen, die wir zusätzlich ins
System holen werden. Kitagruppen und Klassen
werden nun erst einmal größer werden; das ist ein-
fach so. Das müssen wir sicherlich miteinander dis-
kutieren. Ansonsten können wir das Problem, vor
dem wir stehen, gar nicht lösen; denn es ist wirklich
eine Mammutaufgabe, vor der die Kitas und auch
die Schulen stehen werden. 

Aber wenn wir uns so weit einig sind, dass wir kei-
ne grundsätzlich neue Struktur aufbauen müssen,
können wir uns Sofortmaßnahmen widmen, die den
ukrainischen Schülerinnen und Schülern sofort zu-
gutekämen. Mir geht es da um den herkunftssprach-
lichen Unterricht unter staatlicher Aufsicht. Für die
Schülerinnen und Schüler bedeutet der herkunfts-
sprachliche Unterricht, dass sie ihre Erstsprachen
konzeptionell lernen. Darin sehen wir als Minder-
heitenpartei ausschließlich Vorteile. Unterricht in
der Erstsprache fördert nicht nur insgesamt die
Sprachenkompetenz, sondern kann auch ein Stück-
chen Heimat sein. 

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Beifall Martin Habersaat
[SPD])

Sprache bedeutet viel. Sie bedeutet Identität, Ge-
schichte und Kultur. Sie bedeutet für einige in die-
sen Zeiten auch etwas dringend notwendigen Trost.

Wir wissen, dass auch ukrainische Lehrkräfte unter
den Geflüchteten sind. Es gilt nun, diese ausfindig
zu machen und vor allem zügig ihre Abschlüsse an-
zuerkennen, die nicht unbedingt den unseren eins
zu eins entsprechen. Da muss ich der Ministerin
danken. Meine Rede war ja fertig, bevor Sie Ihren
Bericht gehalten haben. Insofern kann ich nur be-
grüßen, dass der Hauptpersonalrat jetzt Zustim-
mung signalisiert hat und dass jetzt alles online ge-
stellt wird. Wir müssen das in unseren Netzen mit-
teilen, damit wir tatsächlich die Menschen errei-
chen, die wir so dringend benötigen. Ich sage noch
einmal: Flexible Lösungen erfordern nicht nur die
Fähigkeit einzelner Personen, auf neue Situationen
zu reagieren, sondern auch eine anpassungsfähige
Struktur. Die werden wir dann ja haben. Unsere Bü-
rokratie darf den Menschen nicht im Wege stehen.

Flexible Lösungen vonseiten des Staates bedeuten
aus Sicht des SSW auch, in zwei Richtungen zu
planen. Die eine wünscht sich vermutlich die große
Mehrzahl der Ukrainerinnen und Ukrainer, nämlich
in erster Linie dafür zu sorgen, dass die Geflüchte-
ten eine funktionierende Infrastruktur vorfinden,
sich in Sicherheit wissen und im besten Fall in der
Nähe oder bei Menschen, die sie bereits kennen,
unterkommen. Das wäre eine Lösung für wenige
Wochen oder vielleicht auch Monate, nach denen
die Menschen in ihre hoffentlich friedliche Heimat
zurückkehren können. Ich wünsche ihnen das wirk-
lich von Herzen. 

Aber es wäre kurzsichtig, nicht auch mitzudenken,
dass es anders weitergehen kann, als wir uns alle
das wünschen. Staatliche Strukturen müssen auch
darauf vorbereitet sein, dass die Geflüchteten bei
uns bleiben, und zwar - das sage ich bewusst - ohne
zeitliche Begrenzung. Wir müssen Kindern und Ju-
gendlichen jetzt Perspektiven durch gute Bildung
bieten. 

Neben der Schule und dem Unterricht gibt es aller-
dings noch andere Faktoren, insbesondere für Kin-
der und Jugendliche, die jetzt einfach funktionieren
müssen. Viele der Geflüchteten aus der Ukraine
sind nicht nur psychisch belastet, sondern auch ge-
sundheitlich angeschlagen. Es ist vollkommen klar,
dass in einer Fluchtsituation niemand auf Abstands-
oder Infektionsschutzregeln achten kann. Aber da-
mit steigt eben das Risiko, sich mit einer Infekti-
onskrankheit anzustecken. Der vollständige Impf-
schutz ist in dieser Situation besonders wichtig. 
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Ich danke dem Minister Garg dafür, dass er sagt:
Alle, die zu uns gekommen sind, werden eine Coro-
na-Schutzimpfung bis zum Booster oder auch eine
Masernschutzimpfung bekommen. - Das ist unend-
lich wichtig für die Menschen, die zu uns kommen.

Wir brauchen, um all das machen zu können, auch
in dieser Situation Anlaufstellen und -personen für
die ohne Frage große psychische Belastung in allen
Altersgruppen. Das beinhaltet auch die Traumapäd-
agoginnen und -pädagogen in den Kitas, einfache
Wege zu den Kinderärztinnen und -ärzten und Dol-
metscherinnen und Dolmetschern, die ihrerseits für
diese Arbeit vernünftig entlohnt werden müssen,
zentrale Informationen über Beratungsangebote vor
Ort und eine möglichst schnelle dezentrale Unter-
bringung der Geflüchteten.

Für die etwas älteren Kinder bin ich nachhaltig froh
darüber, wenn ich das einmal so sagen darf, dass
wir als SSW den Vormundschaftsvereinen, denen
ein Wegfall der Strukturen durch fehlende Landes-
mittel drohte, unter die Arme greifen und dafür sor-
gen konnten, dass unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge weiter unterstützt werden.

(Beifall SSW und Dennys Bornhöft [FDP])

An ein weiteres tolles Projekt habe ich denken müs-
sen, und zwar den Sprachförderungs- und Integrati-
onsvertrag als Projekt der Küstenkoalition aus dem
Jahre 2015. Durch diesen konnten die Wohlfahrts-
verbände im ganzen Land Projekte zur Erstintegra-
tion und Sprachbegegnung mit den allgemeinbil-
denden Schulen eingehen, und zwar niedrigschwel-
lig und flächendeckend. Solche Projekte sind es, die
wir brauchen. Ich appelliere noch einmal an das
Bildungsministerium, unbedingt auch weiterhin die
Mittel hierfür bereitzuhalten.

Außerdem ist es unumgänglich, dass wir über die
Anerkennung von Abschlüssen reden, über den
Umgang mit gesellschaftlichen Traumata und den
unmittelbaren Zugang zum Arbeitsmarkt, denn Ar-
beit ist mehr als Geld verdienen. Arbeit bedeutet,
auf eigenen Füßen stehen zu können, Kolleginnen
und Kollegen kennenzulernen, Freundschaften
schließen zu können und zu beginnen, sich in der
neuen Gesellschaft zurechtzufinden. Arbeit ist Inte-
gration.

So sehr ich immer Flexibilität angemahnt habe, so
sehr brauchen wir eben auch Stabilität in der Aus-
richtung. Die ist für den SSW klar: Wir werden den
Menschen, die jetzt zu uns kommen, helfen. Die
Solidarität im Land ist von allen Seiten groß; ich
kriege das immer wieder mit. Ob es Menschen sind,
die in ihren Wohnungen Zimmer freiräumen, Spen-

den sammeln oder Gemeinschaftsunterkünfte vor-
bereiten - die Menschen in Schleswig-Holstein wol-
len helfen. Darauf bin ich stolz.

Ich sage an dieser Stelle noch einmal ganz herzli-
chen Dank dafür, dass die Menschen in Schleswig-
Holstein trotz vieler Entbehrungen der letzten Jahre
wieder die ganze Kraft finden, um den Menschen,
die zu uns kommen, zu helfen. Das ist so super
wichtig, damit wir die Menschen aufnehmen kön-
nen, sie auffangen können mit dem, was sie erleben.

Gerade die letzten vier Wochen haben uns gezeigt,
dass der Frieden in Europa, der Frieden in der Welt
ein dünnes Eis ist und wir gemeinsam dafür sorgen
müssen, dass dieses dünne Eis wieder ganz dick
wird, damit Putin in seine Schranken zurückgewie-
sen wird und er für die Gräueltaten, die er begeht,
zur Rechenschaft gezogen wird. Ich finde - das ha-
ben wir heute alle gezeigt -, der Mut, den die ukrai-
nische Bevölkerung jeden Tag aufbringt, verdient
unseren ganz tiefen Respekt. Dafür, dass sie um ihr
Land, um Demokratie und Freiheit kämpfen, brau-
chen sie unsere Unterstützung. Das werden wir ge-
meinsam machen. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, SPD und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Wir kommen jetzt zur zweiten Runde der Fraktio-
nen. Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete
Martin Habersaat das Wort mit einer Restredezeit
von 13 Minuten.

Martin Habersaat [SPD]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Vielen Dank, Frau
Pauls! Vielen Dank an die Landesregierung für die
Berichte! Meine Damen und Herren! Niemand
weiß heute, wie viele Kinder und Jugendliche im
schulpflichtigen Alter zu uns kommen werden. An-
ders als 2015 fliehen jetzt nicht ganze Familien,
sondern hauptsächlich - wir haben es gehört - Müt-
ter mit ihren Kindern, weil die Männer im wehrfä-
higen Alter die Ukraine nicht mehr verlassen dür-
fen. Egal, ob diese Menschen in Flüchtlingsunter-
künften oder bei Freunden und Verwandten in deren
Privatwohnungen unterkommen, wollen diese Müt-
ter ihren Kindern so schnell wie möglich Alltag und
Schule ermöglichen.

Das hohe Maß der Selbstverantwortung, der Selbst-
organisation der Betroffenen ist ein großer Vorteil.
Aber genau deshalb brauchen wir Strukturen, die
auch hinsichtlich der Sprache möglichst alle aus der
Ukraine geflüchteten Menschen erreichen und ih-
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nen sagen, was sie jetzt tun müssen, damit ihre Kin-
der so schnell wie möglich die Schule besuchen
können. Mit Können ist keine unverbindliche Einla-
dung gemeint, sondern die Umsetzung der Schul-
pflicht, zu der wir uns alle bekennen.

Mit dem Sofort klappt es in der Praxis noch nicht
immer, aber immer öfter. Ich möchte mich beim
Ministerium bedanken, dass heute sogar innerhalb
der Mittagspause ein Fall gelöst werden konnte und
Unklarheiten vor Ort geregelt werden konnten. Es
ist noch nicht allen Schulen in der Fläche klar, unter
welchen Bedingungen sie jetzt eigentlich wen künf-
tig beschulen sollen.

Wir merken gerade an vielen Stellen, dass wir aus
Erfahrungen aus den Jahren 2015 und 2016 gelernt
haben und Dinge besser machen, zum Beispiel wird
den Flüchtlingen aktiv geholfen, sicheren Boden zu
erreichen. Das ist so viel mehr als 2015/2016.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wir haben keinerlei Diskussion über die Offenheit
von Grenzen oder über eine Lage im Mittelmeer
oder dergleichen. Es hat auch noch niemand den
Vorschlag gemacht, außer Bildern des Willkom-
mens ein Abschiebe-TV einzurichten. Niemand ist
auf die Idee gekommen, den Speiseplan von Kanti-
nen und Schulen so zu gestalten, dass er möglichst
unfreundlich für die Ankömmlinge ausgestaltet wä-
re.

(Unruhe CDU - Zurufe CDU: Oh! Großes
Kino!)

- Ich kann verstehen, dass Ihnen das heute peinlich
ist, aber es gehört zur Debatte dazu. Es ist doch gut,
dass wir heute so viel weiter sind, als wir damals
offenbar waren.

(Beifall SPD)

Es ist auch richtig, in der KMK ein möglichst gro-
ßes Maß an Gemeinsamkeit zu organisieren.

Wir haben 2015 und 2016 in Schleswig-Holstein
aber auch Dinge richtig gemacht, die wir gerne wie-
der richtig machen sollten. Die Landesregierung hat
sich nicht hinter Vorgaben des Bundes versteckt
und auf finanzielle Zusagen gewartet, bevor sie ge-
handelt hat. Es wurden unterschiedliche Szenarien
vorbereitet und nicht jeweils für die aktuell vom
BAMF gemeldete Zahl geplant. Ich erinnere mich
an Ausschussdebatten, in denen pauschal die Rede
davon war, dass man ohnehin ein Vielfaches dessen
vorbereitet, was das BAMF angekündigt hat. Am
Ende war auch das zu wenig, hat aber massiv ge-

holfen, zumindest ein bisschen vor die Lage zu
kommen.

Die Ausschüsse wurden nach bestem Wissen infor-
miert und auch nicht dadurch vor den Kopf gesto-
ßen, dass unmittelbar vor der Ausschusssitzung der
Presse die wesentlichen Ergebnisse der anschlie-
ßenden Beratung schon mitgeteilt worden sind.

Wir sind von den vorhandenen Kompetenzen in be-
stehenden DaZ-Zentren ausgegangen, haben diese
bei Bedarf aufgestockt oder bei Bedarf auch auf an-
dere Standorte erweitert. Bei aller notwendigen Fle-
xibilität sollten wir es dieses Mal auch so machen,
denn ohne einen gewissen Fokus - im Rahmen der
Freizügigkeit der Menschen aus der Ukraine - und
ohne auf bestimmte Schulen hin zu beraten, wird es
nicht gehen, weil wir eben nicht überall ein ange-
messenes DaZ-Angebot organisieren können, weil
wir eben nicht überall ein wie auch immer geartetes
ukrainischsprachiges Unterrichtsangebot organisie-
ren können. Es wird nicht ohne unsere DaZ-Zentren
gehen. Wenn sie zahlenmäßig nicht ausreichen,
muss es weitere geben, aber wir sollten uns schon
auf diese fokussieren.

Was benötigen wir jetzt? Wir benötigen möglichst
gute und stetig aktualisierte Übersichten über ukrai-
nische Kinder und Jugendliche, die bei uns in die
Schulen sollen. Je mehr Menschen und je länger sie
in der Landesunterkunft untergebracht sind, desto
dringender ist es erforderlich, dort ein gutes Unter-
richtsangebot auf die Beine zu stellen. Momentan
höre ich noch von Menschen, die da mehrere Tage
verbringen, ohne ein solches Angebot erhalten zu
haben; aber wir sind jetzt im Aufbau, und alles wird
besser.

Wir benötigen zusätzliche Räume, in denen
Deutsch als Zweitsprache unterrichtet werden kann.
Wir benötigen mehr Lehrkräfte für den DaZ-Unter-
richt. Hier gibt es eine Chance, Studierende einzu-
setzen. Die Reserven an Teilzeitaufstockung und
Seniorlehrkräften scheinen mir in Schleswig-Hol-
stein sehr weit aufgezehrt zu sein. Möglicherweise
motiviert die Besonderheit der Situation doch noch
einmal einige zusätzlich. Aber die Frage an Teil-
zeitkräfte, aufzustocken, und die Frage an Senior-
lehrkräfte, noch einmal einzuspringen, die steht seit
Jahren im Raum, und viele haben sie mehrfach für
sich beantwortet. Ich glaube nicht, dass da wahnsin-
nig viel zusätzliche Ressourcen zu gewinnen sein
werden.

Das alles passiert vor dem Hintergrund dessen, dass
sich unsere Schulen teilweise in einer Art Notbe-
trieb befinden, weit weg von der Normalität: Halbe
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Kollegien fehlen; viele Schülerinnen und Schüler
fehlen; die Coronazahlen steigen, und die Inziden-
zen sind so hoch wie noch nie. Vor diesem Hinter-
grund - wir haben es gesagt - halten wir es für
falsch, die Testpflicht an den Schulen aufzuheben.
Es wäre ein Leichtes, sie fortzusetzen. Wir halten es
auch für falsch, die Maskenpflicht an Schulen auf-
zuheben. Sie fortzusetzen, wäre nicht ganz so
leicht, aber das wäre möglich.

(Beifall SPD)

Mecklenburg-Vorpommern macht uns das gerade
vor. Wir benötigen ukrainische Lehrkräfte und zu-
sätzliche Assistenzkräfte, die ukrainisch können. Es
muss eine absolute Ausnahme bleiben, dass einem
DaZ-Zentrum in Stormarn mitgeteilt wird, die Ein-
stellung einer ukrainischen Fachkraft scheitere am
fehlenden C2-Zertifikat. - Frau Ministerin, ich habe
Sie so verstanden, dass seit heute diese Probleme
gelöst sind und das ab heute funktioniert. Vielen
Dank, das ist gut.

Wir müssen die Möglichkeiten schaffen, an ukraini-
schem Unterricht in Distanz teilzunehmen. Auch in
dem Bereich konnten wir in den vergangenen Jah-
ren manches lernen. Ich hoffe, dass uns das gelingt.
Der Teil des Berichts, was das digitale Lernen an-
geht, war nicht ganz so ausführlich. Ich höre, dass
in Niedersachsen digitale Endgeräte für Schülerin-
nen und Schüler aus der Ukraine angeschafft wer-
den. Ich höre, dass Dataport für Niedersachsen,
Brandenburg und Thüringen die dortige Lernplatt-
form ins Ukrainische übersetzt und die ukraini-
schen Angebote, die digital vorhanden sind, dort
einbindet. Ich hoffe, dass beides auch in Schleswig-
Holstein entsprechend passiert.

Meine Damen und Herren, jeder Mensch, dessen
Welt sich von einem Tag auf den anderen in Rauch
und Feuer auflöst, der mit seiner Mutter in einem
vollgepferchten Zug seine Heimat verlassen musste
und nicht weiß, ob er seinen Vater jemals wiederse-
hen wird, ist tief traumatisiert. Sich mit solchen Be-
lastungen auf Schulunterricht zu konzentrieren,
wird aus unserer Sicht ohne begleitende Angebote
nicht gehen.

Nun hatten wir eine zweijährige Pandemie, die
noch nicht der Anlass dafür war, den schulpsycho-
logischen Dienst in Schleswig-Holstein aufzusto-
cken. Vielleicht überlegen wir noch einmal gemein-
sam, ob dieser Anlass es jetzt nicht erforderlich
macht, da dringend wesentlich mehr Ressourcen
zur Verfügung zu stellen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Abschließend danke ich allen Menschen, die sich
ehrenamtlich oder beruflich um die Jungen und
Mädchen kümmern, die durch den russischen An-
griffskrieg aus ihrer Heimat vertrieben worden sind.
Ich bin von der Stimmung im Land begeistert. Sie
zeigt, dass die Menschen helfen wollen. Teilweise
müssen wir noch ein bisschen Beratung leisten, in
welche Richtung am besten geholfen werden kann,
aber ich glaube: Wir schaffen das! - Ich danke Ih-
nen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Die CDU-Fraktion verzichtet auf die Inanspruch-
nahme der Restredezeit. Ich schaue einmal zu
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hinüber. Gibt es da
noch weiteren Erläuterungsbedarf? - Ich sehe, das
ist nicht der Fall. Dann erteile ich jetzt das Wort für
die FDP-Fraktion dem Abgeordneten Dennys Born-
höft.

(Zurufe SPD - Heiterkeit)

Dennys Bornhöft [FDP]:

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Nein, ich werde jetzt nicht die Redezei-
ten der anderen Fraktionen kumulieren. 

Ich halte diese Rede in Vertretung der erkrankten
Kollegin Anita Klahn und wünsche ihr auf diesem
Weg noch einmal gute Besserung.

(Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn nie-
mand sagen kann, wie sich die Flüchtlingszahlen
entwickeln werden, sind wir sicher gut beraten,
wenn wir in den nächsten Wochen mit einer Steige-
rung rechnen, vor allem, wenn man sich die Bom-
bardierungen von Zivilisten in der Ukraine durch
Putin anschaut. Ähnliche Verläufe früherer Kriege,
zum Beispiel in Tschetschenien, haben gezeigt,
dass bis zu einem Viertel der Bevölkerung ihre Hei-
mat verlassen musste. Das wären in diesem Fall
acht Millionen Ukrainer. Natürlich werden nicht al-
le nach Deutschland kommen, aber nach den bishe-
rigen Erfahrungen können wir davon ausgehen,
dass es deutlich mehr als die bisherigen 200.000
Menschen sein werden, die bereits bei uns ange-
kommen sind.

Unsere Aufgabe ist damit zunächst, dass wir für die
Versorgung und Unterbringung der Flüchtlinge sor-
gen und zu einem Verteilmechanismus kommen,
damit die Last möglichst gleichmäßig auf die Bun-
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desländer verteilt wird. Vor allem wird der Bund fi-
nanziell dafür sorgen müssen, dass die Kommunen
neben den personellen Belastungen nicht auch noch
finanziell belastet werden und somit unlösbare Auf-
gaben gestellt bekommen.

(Beifall Oliver Kumbartzky [FDP])

Gerade für Schulen und Kitas werden diese hohen
Flüchtlingszahlen zu einer Herausforderung wer-
den. Denn nicht nur die schiere Zahl, sondern auch
die Zusammensetzung der Flüchtlinge ist eine
gänzlich andere, als wir sie noch 2015 gesehen ha-
ben. Jetzt sind es vor allen Dingen Frauen und Kin-
der, die zu uns kommen. Wir werden daher noch
einmal eine gesteigerte Belastung für unsere
Schulen, aber auch für unsere Kitas erfahren. Denn
wir haben die Pflicht, die Kinder in den Schulunter-
richt zu integrieren. Wir wissen nicht, wann eine
Rückkehr in die Heimat möglich sein wird. Selbst
wenn der Krieg irgendwann - hoffentlich bald - be-
endet sein wird, heißt das noch lange nicht, dass so-
fort am Folgetag die Rückkehr erfolgen kann. Bei
der schieren Zerstörung, die wir dort in der Ukraine
sehen, wird es leider etwas länger dauern, bis wie-
deraufgebaut ist und die Menschen wieder zurück-
kehren können.

Aber es ist keine Option, abzuwarten und die Kin-
der wochen- oder monatelang in den Unterkünften
zu lassen, ohne Kontakte, ohne Schulbildung und
ohne Betreuung. Daher bemühen wir uns auch, die
Erzieher und Lehrkräfte vor Ort so gut es geht bei
ihren Aufgaben zu unterstützen. 

Wir werden die sozialpädagogische Betreuung aus-
bauen und psychologische Begleitung für die Ge-
flüchteten anbieten. Denn leider werden wir viele
Traumatisierungen sehen, die einen hohen Betreu-
ungsbedarf nach sich ziehen und den Schulalltag
für alle Beteiligten erschweren werden. 

Gleichzeitig bemühen wir uns aber auch um ukrai-
nische Lehrkräfte, damit wir hier zu einer möglichst
schnellen und unbürokratischen Entlastung kom-
men. Die ukrainischen Lehrkräfte sollen hier unter-
richten können. Wir hoffen, nicht nur Dolmetscher
zu gewinnen, sondern auch direkten ukrainischen
Unterricht für die geflüchteten Kinder anbieten zu
können.

(Beifall FDP)

In diesem Zuge müssen auch die DaZ-Klassen aus-
gebaut werden, um so schnell es geht eine Brücke
zwischen Ukrainisch und Deutsch herzustellen. Per-
spektivisch muss es dabei unser Ziel sein, die Kin-
der in die Regelklassen zu bekommen, sobald es

verantwortbar ist und sie dem Unterricht folgen
können. Wir müssen in den Schulen unbedingt ver-
meiden, dass es zu reinen Flüchtlingsklassen
kommt, bei denen der Kontakt zu anderen Kindern
und dem Schulalltag nur bedingt hergestellt werden
kann, sodass sich die Kinder hier in Deutschland
abgesondert fühlen würden. Die Landesregierung -
der ich noch einmal ausdrücklich danken möchte -
ist im engen Austausch mit Schulen sowie Kitaträ-
gern, damit wir alle bestmöglich darauf vorbereitet
sind.

Ich möchte mit einer persönlichen Note schließen.
Ich wünschte mir, dass wir eigentlich gar nicht so
langfristig planen müssten. Natürlich müssen wir
das aber tun, solange wir nicht wissen, wie sich die
Situation weiterentwickelt. Ich würde mir wün-
schen, dass die Frauen und Kinder möglichst
schnell zu ihren Vätern, Männern und Brüdern zu-
rückkommen können. Diese verteidigen momentan
mit ihrem Leben ihr Land, ihre Demokratie und
auch ihre Kultur gegen Putins Schergen. Weil Putin,
der das drittgrößte Militär der Welt zur Verfügung
hat, selbst nach einem Monat nicht in der Lage ist,
die kleine Ukraine einzunehmen, lässt er all seinen
Zorn und Hass auf freie Gesellschaften an der Zivil-
bevölkerung aus und bebombt vor allem die Wohn-
bevölkerung, weil er militärisch nichts auf die Kette
bekommt.

Ich denke, wir werden und sollten die Kriegsverbre-
chen Putins niemals vergessen und verzeihen. Da-
her wünsche ich mir, dass die Unterstützung des
Westens, aus den USA, aus der Europäischen Uni-
on und aus Deutschland, nicht nur angekündigt,
sondern auch zügig umgesetzt wird. Denn in der
Ukraine wird auch unsere Freiheit verteidigt. - Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und Werner Kalinka [CDU])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Liebe Abgeordneten des SSW, besteht noch Bedarf
zur Inanspruchnahme der Restredezeit? - Ich sehe,
dass das nicht der Fall ist. Wunderbar. Dann liegen
mir aktuell keine weiteren Wortmeldungen vor, und
wir schließen demnach die Beratungen.

Ich stelle fest, dass der Berichtsantrag zu a), Druck-
sache 19/3737, durch die Berichterstattung der Lan-
desregierung seine Erledigung gefunden hat.

Abstimmung zu b), Antrag der Fraktionen von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucksache 19/3739. Es ist beantragt worden, über
den Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP in der Sache abzustim-
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men? - Ja, das ist so. Dann möchte ich einmal dieje-
nigen bitten, die Hand zu heben, die dem so zustim-
men möchten. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann hat die AfD auf ihre Abstimmung verzichtet,
und alle anderen haben zugestimmt.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 27, 38, 42,
43, 44, 48 und 48 a):

Gemeinsame Beratung

a) Für eine leistungs- und wettbewerbsfähige
Wehrtechnikbranche - Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie als nachhaltig einstufen

Antrag des Zusammenschlusses der Abgeordne-
ten der AfD
Drucksache 19/3672

b) Bericht zu den Auswirkungen des Krieges in
der Ukraine auf Land- und Ernährungswirt-
schaft in Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3728

c) Bericht zu den Auswirkungen des Krieges in
der Ukraine auf die Wirtschaft in Schleswig-
Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3732

d) LNG-Terminal in Brunsbüttel als Multi-En-
ergie-Terminal zügig realisieren

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3733

e) Energiesouveränität voranbringen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/3735

Versorgungssicherheit, Preisstabilität und
Klimaschutz - Krisen gemeinsam lösen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3760

f) Energieversorgung sichern - Erdölförderung
befristet gestatten

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3741

g) Välkommen northvolt - Schleswig-Holsteins
Westküste wird zum Vorzeigestandort für
nachhaltige Industrieansiedlungen

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/3755

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.

Mit den Anträgen zu b) und c) werden Berichte in
dieser Tagung erbeten. Ich lasse somit zunächst dar-
über abstimmen, ob die Berichte in dieser Tagung
gegeben werden sollen. Wer dem so zustimmen
möchte, den bitte ich auch hier um das Handzei-
chen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Herzli-
chen Dank. Das ist dann einstimmig so beschlos-
sen.

Ich erteile somit zunächst für die Landesregierung
dem Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Tech-
nologie und Tourismus, Dr. Bernd Buchholz, das
Wort.

Dr. Bernd Buchholz, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Auswirkungen des Ukraine-Krieges auf die
schleswig-holsteinische Wirtschaft sind vielfältig,
sehr heterogen, und in Wahrheit ist nicht absehbar,
welche Konsequenzen sie für viele Unternehmen
im Einzelnen haben werden, weil man das heute
nicht überschauen kann. Das geht von einzelnen
Betrieben in Schleswig-Holstein, die bei der
Brotherstellung kurzfristig auf Weizenlieferungen
verzichten, bis hin zu einer Hefefabrik, in der die
Phosphorsäure fehlt, die aus der Ukraine geliefert
wird. Wir erleben, dass Glykol hauptsächlich aus
der Ukraine kommt. Die Grundstoffe für Bitumen
und für das Asphaltieren von Straßen kommen aus
Russland, und das Metall, das wir in eine Verkehrs-
leitplanke einarbeiten, ist meistens Stahl aus Russ-
land und dementsprechend zurzeit ebenso wenig
verfügbar.

Ob und wie das alles schnell durch Alternativen er-
setzt werden kann, ist unklar. Jedenfalls werden
Preise dabei sicherlich eine Rolle spielen, und die
Richtung der Preise wird nach oben gehen: Es wird
durch diese Entwicklungen schlicht teurer, und das
merken an dieser Stelle alle.
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Das bedeutet vor dem Hintergrund der Tatsache,
dass die Handelsbeziehungen zwischen Schleswig-
Holstein und Russland sowie der Ukraine ansonsten
relativ überschaubar sind, zwar Auswirkungen für
viele einzelne Unternehmen, aber wenn man sich
klarmacht, dass das Handelsvolumen mit Russland
im Jahr 2021 auf etwa 1,3 % des gesamten Außen-
handelsvolumens Schleswig-Holsteins zurückge-
gangen ist - nachdem es schon mal irgendwo bei
3 % lag, aber seit 2014 permanent rückläufig ist -,
dann sieht man, dass es überschaubare Auswirkun-
gen sind. Beim Handel mit der Ukraine geht es um
etwa 106 Millionen €, das sind nur etwa 0,2 % des
Außenhandelsvolumens. Also auch da keine großen
Themen.

Und doch sind die Auswirkungen für Unternehmen
halt sehr unterschiedlich: 250 Unternehmen in
Schleswig-Holstein haben unmittelbare Lieferbe-
ziehungen zu oder sogar Produktionskapazitäten in
Russland oder der Ukraine und bangen derzeit um
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dort vor
Ort eigentlich eingesetzt werden, beziehungsweise
um die Tatsache, dass sie zu ihren Produktionskapa-
zitäten keinen Zugang mehr haben oder auf diese
nicht zugreifen können. Insoweit sind die Auswir-
kungen sehr unterschiedlich.

Bei allen Unternehmungen in Schleswig-Holstein,
die ich jedenfalls in den letzten Wochen wahrge-
nommen habe, ist eines einheitlich klar: Wir unter-
stützen die Sanktionen gegenüber Russland. Wir
wissen, dass es uns durchaus selbst trifft, und wir
wissen, dass es uns das Leben erschwert, aber wir
sehen auch, dass ein russischer Aggressor isoliert
werden muss und dass das mit wirtschaftlichen Mit-
teln zu machen ist. Das akzeptieren die Unterneh-
men nicht nur, sondern sie befürworten es; und da-
für bin ich ausgesprochen dankbar.

(Beifall FDP und CDU)

Es gibt Auswirkungen etwa für den Hafen in Lü-
beck, der die Aktivitäten seines Büros in Sankt Pe-
tersburg einstellt. Es gibt auch auf viele Handelsbe-
ziehungen in und nach Russland Auswirkungen,
denn man sagt sich: Wenn ich nicht weiß, ob ich
das Geld oder meine gelieferten Waren dort rausbe-
komme, dann lasse ich es gleich bleiben und liefere
nicht dahin. Also sind die Handelsbeziehungen
nach Russland mehr oder weniger eingeschlafen.

Es gibt den Ruf nach stärkeren Sanktionen, auch
aus diesem Haus. Das ist eine Diskussion, die man
sicherlich führen kann, nach dem Motto: Sollten
wir die Sanktionen in Bezug auf die Energieimpor-
te, die ja den wesentlichen Teil der Rohstoffexporte

aus Russland ausmachen, noch dramatisch ver-
schärfen? Dazu ist heute Vormittag viel gesagt wor-
den. Ich sage einmal: Auch bei Sanktionen geht es
darum, mit kühlem Kopf darüber nachzudenken, ob
man denjenigen, den man mit den Sanktionen tref-
fen will, stärker trifft, als man sich selbst trifft. Das
muss die entscheidende Frage sein.

Denn bei den Gasimporten, die uns in den letzten
Jahren nun einmal in eine große Abhängigkeit von
Russland gebracht haben, muss man einfach nur
mal gucken, wer dieses Gas in Schleswig-Holstein
wo industriell verbraucht. Wer in den Brunsbütteler
ChemCoast Park guckt und sich ansieht, was wir da
an Gas allein durch Prozessenergie verbrauchen,
der weiß, was im Raum stünde, wenn es darum gin-
ge, den Gashahn kurzfristig komplett abzudrehen.

Es sagt sich leicht, man solle die Sanktionen ent-
sprechend verstärken. Man sollte aber mit kühlem
Kopf gucken, welche Auswirkungen das hat. Ich
bin deshalb sehr bei der Bundesregierung, die sagt:
Lassen Sie uns die Energieimporte in mittelfristiger
Perspektive auf andere Märkte umschichten, aber
nicht kurzfristig auf die Gasimporte draufhauen.

(Beifall FDP und SPD)

In diesem Zusammenhang will ich aber auch Fol-
gendes sagen, weil immer so fröhlich darüber gere-
det wird, wir müssten uns jetzt unabhängig machen:
Es ist schon erschreckend, in welcher Weise wir in
der Bundesrepublik Deutschland - und da gucke ich
jetzt gar nicht auf bestimmte Parteien allein, son-
dern auf uns alle - nach dem Einmarsch der Russen
auf der Krim unsere Abhängigkeit von der Energie-
versorgung aus Russland noch verschärft haben und
mit Nord Stream 2 verschärfen wollten. Das ist
schon erstaunlich. Die Umkehr im Denken danach
kam spät, und sie kam nur durch das furchtbare Er-
eignis eines Krieges. Das sollte uns zu denken ge-
ben.

Die aktuellen Herausforderungen meines Hauses
haben eher mit dem Thema Flüchtlingsstrom nach
Schleswig-Holstein zu tun. Zum einen geht es dar-
um, dass Kommunen und auch das Land bestimmte
Bedarfe schnell decken müssen, weil jetzt Men-
schen kommen und dementsprechend Anschaffun-
gen getätigt werden müssen - etwa für Trennwände
in Sporthallen, für Container, für alles Mögliche.
Wir haben das Vergaberecht deshalb durch eine
Ministerverordnung kurzfristig angepasst und gera-
de für Anschaffungen im Zusammenhang mit
Flüchtlingen aus der Ukraine höhere Wertgrenzen
geschaffen und Wettbewerbsausschreibungen aus-
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gesetzt, damit schnell beschafft und geholfen wer-
den kann.

(Beifall FDP und SPD)

Das zweite große Thema betrifft natürlich den Ar-
beitsmarkt, wiewohl ich eines vorwegschicken will:
Menschen, die aus der Ukraine traumatisiert zu uns
kommen, haben möglicherweise nicht als ersten
Gedanken, dass sie arbeiten müssen. Und manche
Äußerungen der Vergangenheit finde ich etwas
schwierig, weil man den Eindruck hat, dass der eine
oder andere den Fachkräftemangel in Deutschland
durch ukrainische Flüchtlinge ausgleichen will.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Das, meine Damen und Herren, kann wirklich nicht
das erste Ziel sein, das wir haben.

(Beifall FDP, SPD und Lukas Kilian [CDU])

Aber wir haben auch die Aufgabe, dafür zu sorgen,
dass diejenigen, die gekommen sind und die es
wünschen, tatsächlich eine Möglichkeit bekommen.
Die Massenzustrom-Verordnung schafft zwar das
Anrecht auf einen Arbeitsplatz, ist aber allein noch
nicht sehr viel wert, wenn die Ausbildungsab-
schlüsse, die mitgebracht werden, bei uns allesamt
nicht anerkannt werden beziehungsweise bisher
nicht anerkannt sind. So gibt es in der Ukraine kei-
ne duale Ausbildung; bestimmte Berufsbilder dort
sind bei uns so nicht bekannt.

Dementsprechend bedarf es jetzt schnell einer Akti-
on - Kollegin Prien hat sich schon entsprechend en-
gagiert -, die mit den Kolleginnen und Kollegen in
Berlin, vor allem mit Minister Heil, aber auch mit
den anderen zuständigen Ministern abzustimmen
ist. Kollegin Stark-Watzinger aus dem Bundestag
hat sich ebenfalls dafür starkgemacht, schnell die
Anerkennung entsprechender Berufsbilder herbei-
zuführen, damit genau diejenigen, die es wollen,
die Möglichkeit des Einstiegs in den Arbeitsmarkt
erhalten.

Frau Midyatli, natürlich gehört eine Deutsch-Aus-
bildung dazu. Diese ist angeschoben, das heißt, sie
wird ermöglicht. Auch an dieser Stelle gilt aller-
dings: Wir sollten Menschen, die gerade erst ange-
kommen sind, nicht dahin treiben, sofort eine Aus-
bildung zu machen.

Die mittelfristigen Herausforderungen liegen im
Energiebereich; das ist keine Frage. Das LNG-Im-
portterminal ist inzwischen Konsens, hoffentlich
auch in diesem Haus. Ich kann nur sagen: Gut, dass
wir das machen!

Kollege Harms hat heute Morgen dazu ein paar
Ausführungen gemacht, die ich nicht so richtig ver-
standen habe. Die Tatsache, dass wir noch in
20 Jahren fossiles Gas brauchen werden, ist sicher-
lich Common Sense in Deutschland. Wir bauen in
Werften, zum Beispiel oben in Flensburg - einer Ih-
nen nahestehenden Region, wenn ich es einmal
freundlich sagen darf -, zurzeit RoRo-Fähren mit
LNG-Antrieb. Es ist nicht zu erwarten, dass sie in
acht Jahren stillgelegt werden. Solche Schiffe baut
man für 30 Jahre. Derjenige, dessen Gasheizung re-
lativ neu ist, plant sicherlich auch nicht, innerhalb
der nächsten fünf Jahre seine Gasheizung zu wech-
seln, nur weil das jetzt opportun ist. Wir werden
schlicht und ergreifend dieses fossile Gas noch vie-
le Jahre brauchen.

Wenn ich auch das sagen darf: Es ist keine Alterna-
tive, auf die 23 anderen LNG-Importterminals zu
gucken, die demnächst alle eine eigenständige Gas-
versorgung für ihre jeweilige Nation brauchen wer-
den. Ob Belgien, die Niederlande oder andere - de-
ren Gasvorkommen sind bald ausgebeutet, und sie
werden auch auf LNG angewiesen sein.

Kollege Harms, für die Versorgung der Schiffe in
Cuxhaven ist es übrigens auch keine Alternative,
das LNG mit einem Diesel-Lkw aus Rotterdam
nach Cuxhaven zu transportieren. Das kann nicht
unsere Antwort sein.

(Beifall FDP und AfD)

Eine weitere Herausforderung betrifft das Thema
Wehrtechnik. Heute ist viel über die Ausstattung
der Bundeswehr gesprochen worden. Ich will dar-
über nicht viel sagen. Nur so viel: Bei alldem, was
in diesem Zusammenhang jetzt zu Recht gefordert
wird, muss es auch darum gehen, die Finanzierbar-
keit der entsprechenden Industrien zu gewährleis-
ten. Es reicht nicht aus, wenn man im Rahmen der
europäischen Taxonomie die Wehrindustrie von
„Igittigitt“ auf „Neutral“ stellt. Ich sage das sehr
deutlich. Die Wehrtechnik war laut dem Taxono-
mievorschlag den Themen Zigarettenrauchen und
Glücksspiel gleichgestellt. Mit anderen Worten:
Darin darf man quasi nicht investieren.

Nunmehr ist die Wehrtechnik auf „Neutral“ gestellt.
Das sichert aber noch nicht die Finanzierung auch
nur eines der Unternehmen, die sich hier im Be-
reich der Wehrtechnik engagieren. Es bedarf schon
der Einordnung, dass es sich um eine wichtige In-
dustrie handelt, die übrigens technologisch relativ
weit vorn ist und die wir brauchen - auch, um ein
Abschreckungspotenzial aufzubauen, Frau Kollegin
von Kalben. Man kann die Diskussion, die Sie heu-
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te Vormittag angefangen haben, sehr wohl in alle
Richtungen drehen. Aber man darf auch einmal die
Frage stellen, ob es nicht richtig ist, dass die Ab-
schreckung durch den NATO-Doppelbeschluss ei-
nes Kanzlers Schmidt in den 80er-Jahren dazu ge-
führt hat, dass auf russischer Seite Glasnost und Pe-
restroika entstanden sind,

(Beifall CDU und Volker Schnurrbusch
[AfD])

während anschließend, in einer weiteren Phase, ein
russischer Aggressor namens Putin entstanden ist.
Das müssen wir uns einfach fragen. Das ist kein
Vorwurf an dieser Stelle. Aber diese Überlegung
führt mich dazu, dass die Themen Abschreckungs-
potenzial und Wehrtechnik auch für uns als Wirt-
schaftsstandort sehr wichtig sind.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich will jetzt nicht über weitere langfristige Heraus-
forderungen sprechen; denn ich soll und darf auch
zu dem Dringlichkeitsantrag der Koalitionsfraktio-
nen sprechen. Das Thema LNG-Importterminal an
der Westküste ist bereits angesprochen worden. Wir
brauchen ein zusätzliches Ammoniak-Importtermi-
nal, um den Wasserstoffimport nach Brunsbüttel zu
erleichtern. Beides soll bis 2026 und möglichst
gleichzeitig realisiert werden. Es gibt übrigens auch
Herausforderungen im Hinblick auf die Transport-
kapazitäten von Brunsbüttel weg. Geplant ist zu-
nächst der Weitertransport mit Zügen, das heißt mit
Bahnwaggons ab Brunsbüttel. Das ist eine Heraus-
forderung; denn dafür braucht es Zweigleisigkeit
und Elektrifizierung, und zwar nicht nur bis Wilster,
sondern bis Brunsbüttel.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Wir haben erst gestern Abend wieder in Heide aus-
führlich darüber gesprochen, dass diese beiden Vor-
haben einen wirklichen Schub bekommen müssen.

(Zuruf SPD: Na wunderbar!)

Aber es bringt auch einen Schub. Wir sehen, welch
unglaubliche Chancen wir durch die regenerativ er-
zeugten Energien an der Westküste haben. Das in-
dustrielle Ansiedlungspotenzial ist enorm. Mit
Northvolt werden wir in Schleswig-Holstein einen
Investor haben, der mit 3.000 Arbeitsplätzen im Be-
reich der nachhaltigen Wirtschaft etwas schafft, was
wir in unseren industriepolitischen Papieren und in
unserer Ansiedlungsstrategie alles schon einmal
aufgeschrieben haben. Jetzt wird es Realität!

Ich will es an dieser Stelle noch einmal sagen: Das
ist eine unglaublich große Chance für Schleswig-
Holstein. Ich bin sehr dankbar dafür, dass es dazu
gekommen ist.

Ich will mich an dieser Stelle herzlich bedanken bei
denjenigen, die vor Ort sehr viel dazu beigetragen
haben. Ich nenne die regionale Entwicklungsgesell-
schaft, aber auch einen Mann wie Andreas Hein,
der heute hier sitzt und sich um dieses Projekt wirk-
lich verdient gemacht hat. Gerade ihm danke ich
herzlich.

(Beifall FDP, CDU und Doris Fürstin von
Sayn-Wittgenstein [fraktionslos])

Wir wären nicht so weit gekommen, wenn dieser
Einsatz nicht da gewesen wäre. Das ist eine Riesen-
chance für Schleswig-Holstein, eine Riesenchance
für Industriearbeitsplätze in Schleswig-Holstein -
und damit für bessere Beschäftigung. Sie nennen es
„gute Arbeit“. Ich nenne es „gute Beschäftigungs-
verhältnisse“; denn diese sind in der Regel deutlich
besser dotiert als solche in anderen Bereichen. Das
ist eine Riesenmöglichkeit für dieses Land. Wir
sollten die Chance ergreifen! - Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Ich erteile dann dem Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung,
Jan Philipp Albrecht, das Wort.

Jan Philipp Albrecht, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Auch im Deutschen Bundestag und im
Europäischen Parlament haben heute Debatten über
den Krieg Russlands gegen die Ukraine und die da-
mit im Zusammenhang stehenden Folgen stattge-
funden. Im Bundestag wurde immer wieder betont,
wie wichtig es war, dass wir Europäerinnen und
Europäer auf die Ereignisse geschlossen reagiert
haben.

Im Europäischen Parlament hat die Kommissions-
präsidentin sehr deutlich gemacht, dass das insbe-
sondere für die beiden großen von den Folgen die-
ses Krieges betroffenen Bereiche, den Energiesek-
tor und die Landwirtschaft, gilt. Für diese Bereiche,
die eng vernetzt sind, braucht es eine gemeinsame
europäische Antwort und ein gemeinsames europäi-
sches Handeln. Ich bin der Europäischen Kommis-
sion sehr dankbar, dass sie heute umfassende Vor-
schläge auf den Tisch gelegt hat, wie im Energie-
sektor und im Agrarbereich vorgegangen werden
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kann, um die Folgen abzumildern und konsequent
auch die Ursachen dieses Krieges anzugehen.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Es gilt, von den Energieimporten aus Russland
schnellstmöglich unabhängig zu werden. Das ist ei-
ne Herausforderung, deren Bedeutung sich im Lich-
te dieses Krieges noch einmal sehr deutlich zeigt.
Der deutsche Sonderweg im Umgang mit dem Re-
gime Putins und seiner Energiewirtschaftspolitik
war beziehungsweise ist zu beenden. Insofern bin
ich sehr dankbar, dass Bundeswirtschaftsminister
Robert Habeck mit vollem Einsatz genau diese Un-
abhängigkeit jetzt vorantreibt und alternative Be-
zugsquellen für die noch benötigten Energieträger
auch im fossilen Bereich erschließt.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, CDU und FDP)

Wir wissen: Dabei zählt jeder Tag. Ich denke, dass
wir alle gemeinsam so schnell wie möglich den
Geldhahn für Putin vollständig abdrehen wollen.
Dass es dabei aber Schwierigkeiten und Herausfor-
derungen gibt, haben wir auch soeben wieder deut-
lich gehört.

Es ist gut, dass auf dem Weg in die Zukunft neben
der Umstellung der Bezugswege für Öl, Gas und
LNG gleichermaßen die vollständige Umstellung
auf erneuerbare Energien betrieben wird. Wir wol-
len gleichermaßen Wasserstoff und Ammoniak -
wir haben es schon gehört - als Zukunftsperspekti-
ven aufbauen, um damit unter anderem LNG-Moto-
ren betreiben zu können, ohne dabei Treibhausgas-
emissionen zu verursachen. Das sind wichtige Bau-
steine einer Entwicklung, deren Bedeutung gerade
wir hier in Schleswig-Holstein erkennen.

Ich will an dieser Stelle meine Freude darüber äu-
ßern, dass wir auch im Bereich der Batteriezellen-
produktion sehr wichtige Infrastrukturen entwi-
ckeln können. Es siedeln sich Unternehmen an, die
diese Zukunft mit bauen. Das zeigt noch einmal
sehr deutlich, dass die Produktion und damit die
Arbeitsplätze dorthin gehen, wo die erneuerbaren
Energien sind.

(Beate Raudies [SPD]: Wow!)

Die Unternehmen der Industrie haben das längst
verstanden. Sie wissen, dass sie keine Zeit mehr ha-
ben und genau diesen Weg gehen müssen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die durchaus richtige -
kurzfristige! - Ausweitung etwa der Erdölförderung

muss allein schon aus rechtlicher Sicht verbindlich
mit früheren Ausstiegsdaten im Hinblick auf die
Förderung von fossilen Kohlenwasserstoffen ver-
bunden werden. So wird die Transformation zur kli-
maneutralen Wirtschaft auch in Krisenzeiten gelin-
gen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, bei der Versorgung mit
Lebensmitteln haben wir derzeit weder im Inland
noch auf dem europäischen Markt nur wenige Eng-
pässe festzustellen; auch das ist heute deutlich ge-
worden. Aber natürlich gibt es Belastungen für die
landwirtschaftlichen Betriebe. Ich bin der EU-Kom-
mission sehr dankbar, dass sie heute ein umfassen-
des Paket an Maßnahmen auf den Weg gebracht
hat, um den betroffenen Betrieben zu helfen und
dazu beizutragen - nicht nur in der Europäischen
Union, sondern auch auf dem Weltmarkt -, dass wir
Versorgungssicherheit auch bei den Lebensmitteln
garantieren können. Mindestens 2,5 Milliarden €
wird die Europäische Kommission dafür auf den
Weg bringen und noch einmal 500 Millionen € für
die Unterstützung der Betriebe hierzulande, das
heißt in der Europäischen Union. Das sind sehr
wichtige Maßnahmen.

Eine wichtige Maßnahme, die direkt von Bundes-
landwirtschaftsminister Cem Özdemir heute auf
den Weg gebracht wurde, ist die Nutzung von
Brachflächen. Damit erhalten tierhaltende Betriebe
die Möglichkeit, Futtermittel zu ergänzen. Das sind
wichtige Schritte.

Ich freue mich, dass wir die Richtung, die wir jetzt
auf Bundes- und EU-Ebene eingeschlagen haben,
entsprechend weiterdiskutieren.

Ich will aber auch sagen: Um die Transformation
der Landwirtschaft zu erreichen, müssen wir weite-
re Schritte gehen. Das ist heute auch im Europäi-
schen Parlament von Ursula von der Leyen sehr
deutlich gesagt worden. Wir müssen gerade beim
Umbauprozess in der Landwirtschaft deswegen vor-
ankommen, weil wir die Grundlagen für die kom-
menden Jahre und Jahrzehnte im Blick behalten
müssen. Das ist etwas, was auch von Experten hier-
zulande, zum Beispiel Professor Taube, deutlich
ausgeführt wurde. Er drängt sogar darauf, diese
Prozesse im Lichte des Krieges oder der Krise wei-
ter zu beschleunigen. Dabei wird er von 400 Exper-
ten international unterstützt.

Um auf Dauer genügend Lebensmittel produzieren
zu können, müssen wir die zur Verfügung stehen-
den Flächen bestmöglich nutzen. Das kann durch
eine weitere Reduktion tierischer Produktion statt-
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finden und gleichzeitig die Grundlagen von Böden,
Gewässern und Arten erhalten.

Das ist ein ganz wichtiger Anspruch, den wir ge-
meinsam umsetzen müssen. Ich hoffe, dass wir ge-
meinsam die von Bund und EU ergriffenen Schritte
in dieser Debatte konsequent weiter fortführen. -
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Die Landesregierung hat die vorgesehene Redezeit
um 9 Minuten erweitert. Diese zusätzliche Redezeit
steht nun allen Fraktionen auch zur Verfügung. Das
heißt, die Gesamtredezeit je Fraktion beläuft sich
auf 19 Minuten.

Wir beginnen die Aussprache mit der SPD-Frakti-
on. Hier erteile ich das Wort dem Abgeordneten
Thomas Hölck.

Thomas Hölck [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Erst einmal vielen Dank für die Berichte der Lan-
desregierung. Die Debatte um Energie- und Versor-
gungssicherheit hat durch den Krieg in der Ukraine
in den letzten Wochen eine Dynamik entfaltet, die
wir nie für möglich gehalten hätten. Unsere Abhän-
gigkeit von fossilen Energieträgern gerade aus
Russland muss ein möglichst schnelles Ende fin-
den. Sie gefährdet ganz konkret unsere politische
Handlungsfähigkeit. Es muss das Ziel aller demo-
kratischen Parteien sein, die Energiewende zu voll-
enden - noch zügiger als geplant.

(Beifall SPD)

Voreilig Importstopps von Gas aus Russland zu for-
dern, ist zu diesem Zeitpunkt verantwortungslos,
auch wenn Herr Koch von der CDU mit seinen po-
pulistischen Forderungen so tut, als wäre das kein
Problem. Mein Eindruck ist: Sie haben von dem
Thema nicht wirklich Ahnung.

Wir legen mit unserem Antrag stattdessen Maßnah-
men vor, die uns kurz- und langfristig dabei helfen
werden, unsere Versorgungssicherheit nachhaltig zu
sichern, denn die Energieversorgungssicherheit un-
seres Landes ist aus sozialen und ökonomischen
Gründen unverzichtbar.

Von der aktuell unsicheren Situation sind unmittel-
bar die Industrie, unsere Infrastruktur und insbeson-
dere die privaten Haushalte betroffen. Es ist wichtig
und richtig, dass die Bundesregierung hier schnell

und konkret durch die Abschaffung der EEG-Umla-
ge, die vorgezogen wird, Heizkostenzuschüsse und
die Erhöhung der Pendlerpauschale hilft.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Hier muss und wird aus Berlin noch mehr kommen,
denn gerade in einem Flächenland wie Schleswig-
Holstein, in dem der Verzicht auf den Individual-
verkehr so schwierig ist, brauchen wir weitere Ent-
lastungen für die Pendlerinnen und Pendler. Sie
werden kommen.

Nach den Prognosen der Bundesregierung werden
wir die laufende Heizperiode einigermaßen pro-
blemlos überstehen. Umso wichtiger ist es, bereits
jetzt die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, da-
mit wir im nächsten Herbst und Winter kein böses
Erwachen erleben.

Die erneuerbaren Energien müssen her. Das Gas
weht uns praktisch ums Gesicht - das ist der Wind
in Norddeutschland. Das Öl kommt von oben - das
ist die Sonne, die scheint. Das sind die erneuerba-
ren Energien, die wir dringend schnell ausbauen
müssen. Wir brauchen grünen Wasserstoff. Ham-
burg plant eine Pipeline durch Schleswig-Holstein
für den Import von grünem Wasserstoff aus Däne-
mark, und zwar nach Hamburg. Die Landesregie-
rung der Hansestadt schafft hier Fakten. Was macht
unsere Landesregierung? - Sie stellt 40 Millionen €
für die Wasserstoffstrategie in den Haushalt ein.
Davon sind nicht einmal 700.000 € ausgegeben.
Das ist peinlich.

Wir benötigen bis 2030 10 GW Elektrolysekapazi-
täten im grünen Wasserstoffbereich. Gleichzeitig
benötigen wir den Import und eine Beimischung
von grünem Wasserstoff im Gasnetz, um die Men-
gen an fossilem Gas reduzieren zu können.

Uns freut sehr, dass dank der Bundesregierung
beim Thema LNG-Terminal in Brunsbüttel endlich
Bewegung hineingekommen ist. Das ist wichtig und
wird dazu führen, die Abhängigkeit von Gas gegen-
über Russland zu reduzieren.

Die Landesregierung muss sicherstellen, dass die
nötigen Planungen und die behördlichen Genehmi-
gungen schnellstmöglich umgesetzt werden. Dazu
braucht es zuallererst mehr personelle Kapazitäten.

Auch für die Genehmigung von neuen Windkrafträ-
dern, für den Ausbau der Leitungsnetze und für
Freiflächen-PV brauchen wir mehr Personal. Wir
müssen schneller werden. Das hat jetzt oberste
Priorität.
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Die Situation ist ernst. Sie darf aber nicht dazu
missbraucht werden, die Errungenschaften der letz-
ten Jahre komplett über Bord zu werfen.

(Beifall SPD)

Ich bin Bundeskanzler Olaf Scholz sehr dankbar,
dass er heute in der Debatte gesagt hat, dass das
Klimaziel, 2045 in Deutschland klimaneutral zu
sein, nicht zur Disposition gestellt wird. Das ist
richtig. Das dürfen wir nicht tun.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Ich füge hinzu: Für uns ist und bleibt klar: Wir wol-
len keine Wiederinbetriebnahme von Brokdorf.
Atomenergie ist Vergangenheit. Die Zukunft heißt
Erneuerbare.

(Beifall SPD und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es gibt noch ein Thema. Seit 2007 sind mehrere
Anläufe gescheitert, die Ölförderung in der Nordsee
auszuweiten. Bisher war der Umweltminister im-
mer der Auffassung, dass das Nationalparkgesetz
die Ölförderung auf Mittelplate beschränke und kei-
ne Erweiterung vorsehe.

Nun, haben Sie Ihre Meinung geändert, Herr Minis-
ter Albrecht? Haben Sie das Nationalparkgesetz
Wattenmeer in der Vergangenheit falsch interpre-
tiert? Oder haben Sie keine Lust mehr, sich für Ihre
ursprüngliche Position einzusetzen, weil für Sie
hier bald Schluss ist? Der Krieg in der Ukraine, so
schrecklich er auch ist, kann keine Gesetze verbie-
gen und fachliche Bedenken gegen eine Auswei-
tung der Bohrungen ausräumen.

(Zuruf Lukas Kilian [CDU])

Deshalb sage ich Ihnen: Bis 2041 laufen die Kon-
zessionen. Es wird einen Antrag geben, es gibt An-
träge des Betreibers. Die Bedenken, die vom Berg-
amt als Genehmigungsbehörde geäußert worden
sind, kann man nicht verbiegen, sondern sie bleiben
erhalten und müssen fachlich abgearbeitet werden.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Sehr geehrte Damen und Herren, in Schleswig-Hol-
stein gibt es circa 250 Unternehmen, die im Russ-
landgeschäft tätig sind. Russland befindet sich nicht
unter den Top 20 der schleswig-holsteinischen Han-
delspartner. Daher sind die Auswirkungen auf das
gesamte Bundesland bisher noch moderat, und es
ist kaum einzuschätzen, wie es in den nächsten Mo-
naten weitergeht.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter!

Thomas Hölck [SPD]:

Aber für einzelne Unternehmen kann es trotzdem
dramatisch werden, wenn zum Beispiel offene For-
derungen nicht beglichen werden, und spätestens
bei Gefahr einer Insolvenz muss eine staatliche Hil-
fe einsetzen, um diesen Unternehmen zu helfen und
sie zu stützen.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder eine Anmerkung des Abgeordneten Kilian?

Thomas Hölck [SPD]:

Nein, das tue ich nicht.

(Zuruf Lukas Kilian [CDU])

Die Aufrechterhaltung der Lieferketten, und das ist
ganz wichtig, ist von herausragender Bedeutung.
Fällt ein Schiff aus, fällt die Bahn aus, fallen Lkw
aus, sind die Lieferketten sofort unterbrochen. Wir
haben im eigenen Land Einfluss auf die Lieferkette
Lkw, und wir wissen jetzt schon, dass die Trans-
portfirmen sich über einen Mangel an Fahrerinnen
und Fahrer beklagen, weil sie teilweise durch Un-
ternehmen in Polen und Lettland beeinflusst wur-
den und werden. Wir müssen unseren Einfluss gel-
tend machen und darauf hinwirken, dass die Trans-
portkapazitäten in Schleswig-Holstein erhalten blei-
ben.

Die Preissteigerungen in fast allen Bereichen unse-
res täglichen Lebens werden schleichende Auswir-
kungen auf unser Wirtschaftswachstum haben.
Wenn weniger Geld für den privaten Konsum vor-
handen ist, dann wird an Besuchen in der Gastrono-
mie gespart oder der Urlaub an Nord- und Ostsee
verkürzt. Das können wir uns nach zwei Jahren
Pandemie nicht leisten. Daher ist es gut, dass der
Mindestlohn auf 12 € erhöht wird, denn dieser Min-
destlohn wird dazu führen, dass Geld in den Kon-
sum gesteckt wird, dass es für die Menschen Ent-
lastung bei der teuren Energie gibt, aber das muss
auch finanziert werden. Daher müssen wir alles dar-
ansetzen, dass wir trotz aller Schwierigkeiten gera-
de im Energiesektor Wirtschaftswachstum und da-
mit Steuereinnahmen generieren.

Ich will mich noch auf die Äußerungen von Herrn
Koch von heute Morgen beziehen. Wirtschafts-
wachstum soll nicht dazu dienen, dass wir arrogant
unseren Wohlstand hier verteidigen, sondern Wirt-
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schaftswachstum ist wichtig, damit wir all das be-
zahlen können, was wir bezahlen müssen, nämlich
die Entlastung der Menschen und der Unternehmen.
Wir müssen die 100 Milliarden € für die Bundes-
wehr finanzieren. Deshalb brauchen wir Wirt-
schaftswachstum und die Steuereinnahmen, damit
wir ökonomisch auf der Höhe bleiben, um Putin wi-
derstehen zu können.

Ich will in diesem Zusammenhang auch sagen: Ich
gratuliere der Regierung in Heide ausdrücklich zu
diesem enormen Erfolg, dass die Batteriefabrik dort
angesiedelt wird. 3.000 gut bezahlte Arbeitsplätze
sind keine Kleinigkeit, sie sind eine wirklich große
Bereicherung für die Region. Das zeigt, dass Dith-
marschen - fast hätte ich gesagt die Nation - ein In-
dustriestandort der Zukunft sein wird. Das ist gut
so.

(Beifall Oliver Kumbartzky [FDP])

- Herr Kumbartzky, was wir auch noch brauchen,
ist die A 20, damit diese Region noch besser ange-
schlossen wird.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Zum Abschluss will ich sagen: Wir müssen alles
daransetzen, dass wir in dieser schwierigen Situati-
on die sozialen Folgen abmildern. Wir müssen dar-
auf achten, dass unsere Wirtschaft nicht kollabiert,
dass sich der Krieg nicht weiter ausbreitet und dass
das Töten endlich beendet wird. - Herzlichen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und Dennys Bornhöft [FDP])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Lukas Kilian.

Lukas Kilian [CDU]:

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich habe ein kleines Déjà-Vu:
2019 gab es einen Antrag der Firma Wintershall
Dea auf Ausweitung der Erdölförderung in der Mit-
telplatte. Die SPD stellte dazu einen Antrag, und
Sie, Herr Hölck, hielten eine Rede, die man so zu-
sammenfassen konnte: Wasch mir den Pelz, aber
mach mich nicht nass. Ich durfte nach Ihnen spre-
chen. Damals haben Sie eine Zwischenfrage nicht
zugelassen. Das kommt mir alles bekannt vor. Ich
begann meine Rede damit: Die Kopfschmerztablet-
te, die man nach ihrer Rede bräuchte, besteht zu ei-
nem gewissen Prozentsatz aus Erdöl. - Auch das
passt heute.

Meine Damen und Herren, dieser Krieg in der
Ukraine ist keine Vorabendserie, auch wenn wir uns
vermutlich alle abends Brennpunkte anschauen. Es
ist keine Reise in eine grausame Vergangenheit.
Dieser Krieg wird geführt aus Hass, aus Verachtung
und aus Angst - nicht aus Angst vor der NATO,
sondern aus Angst vor der Freiheit, vor der Demo-
kratie, vor unseren Werten, aus Angst vor dem
Selbstbestimmungsrecht der Völker.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Der größte Verbündete Putins ist das Desinteresse -
das Desinteresse, dass wir uns langsam und sicher
daran gewöhnen und uns irgendwann abwenden.
Der zweitgrößte Verbündete ist die Energieabhän-
gigkeit von Nationen wie unserer. Tagtäglich füllen
wir nämlich Putins Kriegskasse. Das muss ein Ende
haben, und ich glaube, darüber sind wir uns in die-
sem Haus sehr einig. Vielleicht geht es noch um die
Geschwindigkeit, aber dass das ein Ende haben
muss, darin sind wir uns hoffentlich alle einig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP
und vereinzelt CDU)

Meine Damen und Herren, Reden wie die eben ge-
rade zeigen es ganz gut. Wir haben es uns in
Deutschland viel zu gemütlich gemacht: Eine le-
thargische Selbstgefälligkeit, eine Bräsigkeit hat
uns in Abhängigkeiten geführt, aus denen wir nicht
mehr herauskommen. Die müssen wir jetzt teuer
bezahlen. Das war nicht nur die SPD, das war nicht
nur die CDU, und das müssen wir ganz selbstkri-
tisch anerkennen: Das waren wir alle, das war eine
gesellschaftliche Bräsigkeit. Die müssen wir nun
teuer bezahlen. Um es klar zu sagen: Wir bezahlen
das mit Geld, die Ukraine bezahlt das gerade mit
Menschenleben. Das ist etwas ganz anderes.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Unsere jahrzehntelange Außenpolitik, ja die Au-
ßenpolitik der gesamten westlichen Welt ist eine
Politik des Im-Stich-Lassens. Auch das müssen wir
akzeptieren. Wer von uns redet heute noch über das
Debakel in Afghanistan? Da sind wir alle rein, ha-
ben Großes versprochen und sind überstürzt abge-
reist. Dann gab es drei Monate lang ein großes Dra-
ma in Deutschland, und jetzt ist die Diskussion vor-
bei. Deswegen müssen wir aufpassen, dass uns im
Ukrainekonflikt nicht das Desinteresse einholt, weil
dies Putins Verbündeter ist.

Was aber die energiepolitische Abhängigkeit an-
geht, müssen wir uns ehrlich machen. Aktuell sind
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wir energiepolitisch unsouverän. Wir müssen daher
sehr ehrlich darüber reden: Was können wir tun?
Was können wir ändern? Was brauchen wir? Da ist
es wirklich wohlfeil zu sagen, das Öl kommt von
oben. Wir brauchen nämlich Öl, und so zu tun, als
ob man das jetzt nur durch Solarenergie ersetzen
könnte, ist wirklich eine Politik nach dem Motto
„Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass“,
die uns in diese Bräsigkeit geführt hat.

(Beifall CDU und FDP)

In den nächsten Jahren werden wir Öl, Gas, sogar
Kohle brauchen. Wir müssen diese Rohstoffe leider
auch aus Schurkenstaaten oder von Despoten im-
portieren. Ich habe großen Respekt vor dem, was
Robert Habeck da gerade macht. Die Menschen, die
an der Seitenlinie stehen und reinrufen: Ach,
Mensch, das ist jetzt aber auch ein Schurkenstaat,
das ist ein Despot, bei dem wir jetzt unsere Energie-
versorgung einkaufen, sind großartige Theoretiker.
Sie stehen an der Seitenlinie. Moralisch mögen sie
recht haben, aber irgendwie müssen sie auch eine
Lösung anbieten.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Damit wir energiesouverän werden, müssen wir un-
sere Abhängigkeiten entflechten. Wir müssen
Klumprisiken beim Einkauf der Energie beenden,
und wir müssen endlich diese Haltung „Wasch mir
den Pelz, aber mach mich nicht nass“ ablegen.

Deswegen ist ganz konkret für Schleswig-Holstein
ein LNG-Terminal extrem wichtig. Wir brauchen
LNG in Deutschland. Wir brauchen LNG-Termi-
nals, und es ist auch klar: Was da reinkommt,
kommt zum Teil aus Förderungen, die wir nicht
schön finden. Ich glaube, Frackinggas ist für uns al-
le nicht die erste Wahl. Das ist aber bei LNG ganz
häufig der Fall. Wenn wir energiesouverän werden
wollen, müssen wir da ehrlich sein.

Wir müssen aber auch schauen, wo wir in Schles-
wig-Holstein fossile Energieträger fördern können.
Mit der Mittelplate haben wir ein Erdölvorkommen
in der Nordsee und mit Wintershall Dea ein Unter-
nehmen, das mit höchster Präzision und ohne Stör-
fall seit über 30 Jahren dort in einem hochsensiblen
Bereich Erdöl fördert.

(Beifall CDU, FDP und Volker Schnurrbusch
[AfD])

Herr Kollege Hölck, Sie haben gesagt, da müssten
dann vielleicht einmal Anträge gestellt werden. Wir
haben seit über zwei Jahren einen Antrag zur Er-
weiterung der Erdölförderung auf dem Tisch. Wenn

das so einfach wäre, wie Sie als Hobbyjurist hier
tun, dass es gegen das Gesetz verstoßen würde, wä-
re der Antrag schon längst abgelehnt.

(Thomas Hölck [SPD]: Habe ich gar nicht
gesagt!)

So ist es nicht. Es ist nicht so, dass da Recht verbo-
gen werden muss - davon haben Sie gesprochen: Ihr
Kollege würde von Rechtsbeugung sprechen und
von einer Ohnmacht in die andere fallen. Wir haben
hier die Chance, mit eigener fossiler Produktion un-
sere Abhängigkeit zu verringern.

(Sandra Redmann [SPD]: Quatsch!)

- Das ist kein Quatsch. Wo soll es denn herkom-
men? Sie bieten überhaupt keine Lösung an. Ihr
Spitzenkandidat hat unseren Koalitionsvertrag mit-
verhandelt. Da war er gegen LNG. Jetzt hupt er rum
und versucht, die Grünen in irgendeiner Weise in
eine strategisch schwierige Situation zu bringen,
und sagt auf einmal, die Grünen seien gegen LNG
und er der große Fan.

(Zurufe SPD)

„Erdöl kommt von oben.“ - Wenn man Ihren ener-
giepolitischen Sprecher hört, der meint, dass unser
Fraktionsvorsitzender von Energiepolitik keine Ah-
nung hat, 

(Zuruf SPD: Hat er ja auch nicht! - Dr. Kai
Dolgner [SPD]: Das würde ich nicht auf En-
ergiepolitik beschränken! - Heiterkeit)

dann wundert man sich schon, was da abgeht. 

Da ist die SPD immer ganz groß, wenn es um Lie-
ferketten geht. Sie wollen ja sogar das Tariftreuege-
setz wieder einführen und Ähnliches. Wenn wir
über Umweltstandards reden, wenn wir über gute
Arbeitsplätze reden, dann wollen wir Erdöl aus Ka-
tar haben oder aus Russland? Oder wollen wir dann
nicht lieber schauen, dass wir auch dort, wo wir es
mit sauberen Umweltstandards und mit guten ar-
beitsrechtlichen Bedingungen selbst tun können, Öl
fördern?

(Zurufe SPD)

Ganz im Ernst: Diese Haltung, die Sie haben, hat
uns mit in eine Energieunsouveränität gebracht.
Dieses Thema ist wahrlich kein leichtes. Ich bin
sehr froh und dankbar - insbesondere der grünen
Landtagsfraktion, weil es für sie überhaupt kein
leichtes Thema war -, 

(Christopher Vogt [FDP]: Für uns aber?)
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dass unsere Koalition deutlich macht, dass wir kei-
ne Schönwetterkoalition sind, die sich immer auf
den kleinsten gemeinsamen Nenner einigt, sondern
eine Koalition, die wesentliche und wichtige Ent-
scheidungen für das Land trifft und mitträgt, weil
sie für das Land wichtig sind.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Heute fordert sogar Greenpeace den Stopp von Im-
porten von Öl, Gas und Kohle aus Russland: ein
richtiger Schritt. Ich sage aber auch den Freunden
von Greenpeace: Lasst uns auch gemeinsam vorge-
hen, wenn es darum geht, uns über eigene Vorkom-
men zu unterhalten. Hier Hü und da Hott funktio-
niert in so einer Debatte nicht.

Wir wollen schnellstmöglich den Importstopp von
Öl, Gas und Kohle aus Russland. Wir wollen Putin
den Geldhahn zudrehen, denn nur diese Sprache
versteht dieser Despot. Deswegen ist es mehr als
richtig, dass wir in unserem Land auch schauen, wo
wir fossile Energien fördern können. - Ich danke für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
jetzt der Abgeordnete Joschka Knuth das Wort.

Joschka Knuth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen
und Kollegen! Wir haben ja wahrlich ein großes
Themenpotpourri hier heute. Ich fange mal damit
an, dass ich mich für die Berichte der Ministerien
bedanke, vor allem aber auch für die zusätzliche
Redezeit. Das hilft sehr, wenn man so viele Themen
abdecken soll. 

(Vereinzelter Beifall FDP)

Fangen wir mal mit dem Ausgangspunkt der wirt-
schaftlichen Situation an. Ich bin Ihnen, Herr Buch-
holz, sehr dankbar, dass Sie deutlich gemacht ha-
ben, dass wir in der Tat, was den Handel betrifft, in
Schleswig-Holstein zunächst einmal keine große
Betroffenheit haben, weil wir eben nicht solche Au-
ßenhandelszahlen mit Russland und der Ukraine
haben, dass wir tatsächlich vor einem Dilemma
stünden. Darüber können wir zunächst einmal froh
sein. Aber nichtsdestotrotz bleiben natürlich die dif-
ferenzierte Betroffenheit insbesondere einzelner
Betriebe und vor allen Dingen in der Folge der
Auswirkungen dieses Kriegs die mittelbaren Effek-

te auf unsere Unternehmen, auf unsere mittelständi-
schen Unternehmen hier in Schleswig-Holstein.
Diese stehen in einigen Produktionsprozessen jetzt
vor existenziellen Fragen, wenn beispielsweise in
der Müsli- und Cerealienproduktion das Prozessgas
mit einem Mal ein Vielfaches dessen kostet, was ur-
sprünglich einkalkuliert war und sich am Ende auch
die Preise für die Endverbraucherinnen und -ver-
braucher nicht mehr gewährleisten und stabil halten
lassen.

Dann ist es an der Zeit, dass wir als Politik schauen:
Wie können wir für die Verbraucherinnen und Ver-
braucher die Preisspirale beenden? Wie können wir
aber auch für die Unternehmen die Produktion wei-
ter ermöglichen? Und: Wie können wir langfristig -
da ist dann tatsächlich die Energiedebatte angesagt
- auch dazu kommen, dass wir unabhängiger wer-
den von Quellen, die dafür sorgen, dass wir über-
haupt in diesem Dilemma sind? - Ich bin sehr froh,
dass wir sowohl auf Ebene der Landesregierung als
auch auf Ebene der Bundesregierung strategisch
und mit klarem Ziel vorangehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
FDP)

Langfristig bedeutet zwar nicht ab sofort, aber ins-
besondere in der langfristigen Wirkung, dass wir
uns komplett loslösen von fossilen Energieträgern
und auch von atomaren Energieträgern. Das bedeu-
tet, dass wir insbesondere den Ausbau der erneuer-
baren Energien weiter vorantreiben und davon als
Land künftig massiv profitieren werden.

Da leite ich über zur Frage der Ansiedlung von
Northvolt, es ist eben schon angesprochen worden:
Wir können wirklich froh sein über die Ankündi-
gung des Unternehmens, hier in Schleswig-Holstein
eine Produktionsstätte aufzubauen. Das ist ein Rie-
senerfolg für den Wirtschaftsstandort Schleswig-
Holstein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Denn wir können feststellen, dass eine an der Errei-
chung der Klimaziele ausgerichtete Energiepolitik
dazu führt, dass der Wirtschaftsstandort Schleswig-
Holstein massiv profitiert. Die Energiewende ist zu
einem der entscheidenden Standortfaktoren für
Schleswig-Holstein geworden. Ich bin stolz, dass
wir das erreichen konnten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Oliver Kumbartzky [FDP])

Wir können Energiewende. Wir können wirtschaft-
liche Entwicklung. Beides geht bei uns Hand in
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Hand. Es ist richtig, jetzt die infrastrukturellen
Handlungsbedarfe schnell abzuarbeiten, die Pla-
nungsprozesse zu beschleunigen und die Projekte
schnell zu realisieren, die erforderlich sind.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Oliver Kumbartzky [FDP])

Es ist auch richtig, dafür, wenn nötig, die notwendi-
gen finanziellen Mittel und Zuschüsse bereitzustel-
len. 

Vor allem aber dürfen wir uns damit nicht zufrie-
dengeben. Wir müssen erkennen, dass es insbeson-
dere der Ausbau der erneuerbaren Energien ist, der
dazu beigetragen hat, dass solche Ansiedlungsent-
scheidungen getroffen werden, und wir müssen die-
sen Ausbau der erneuerbaren Energien auch im In-
teresse der Wirtschaft im Land massiv weiter vor-
antreiben, werte Kolleginnen und Kollegen.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung des Abgeordneten Vogel?

Joschka Knuth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Go ahead, gerne. 

Kai Vogel [SPD]: Vielen Dank, Herr Kolle-
ge. Sie haben sich für den Ausbau der Infra-
struktur ausgesprochen. Im Antrag steht, dass
der Ausbau der A 20 und auch der A 23 er-
folgen soll. Ich habe gestern in einer Podi-
umsdiskussion mit Ihrem Kollegen Dr. Tietze
gesessen, der sich gegen den Ausbau der
A 20 aussprach. Beim Lesen des Wahlpro-
gramms habe ich festgestellt, dass sowohl die
A 20 als auch die A 23 nicht ausgebaut wer-
den sollen. Wie passt das zu dem heutigen
Antrag, bei dem ich Ihre Zustimmung dazu
vernommen habe?

- Grundlage des Antrags ist - wie für jede Entschei-
dung, die wir in dieser Koalition treffen - unser Ko-
alitionsvertrag, wo Sie eine eindeutige und klare
Formulierung dazu finden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP - Zurufe SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Moment jetzt! Gestatten Sie eine Nachfrage des
Abgeordneten Vogel?

Joschka Knuth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gern.

(Zurufe SPD - Lukas Kilian [CDU]: Losse-
Müller zieht doch die Notbremse!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

So, jetzt hat der Abgeordnete Vogel das Wort, nicht
der Abgeordnete Kilian!

Kai Vogel [SPD]: Das heißt, werter Kollege,
dass die Zustimmung zum Ausbau der A 20
und auch der A 23 nur bis zum Ende der Le-
gislaturperiode gilt? Sie hoffen dann auf ei-
nen anderen Koalitionsvertrag, in den Sie das
nicht so hineinschreiben werden?

Joschka Knuth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Im Mai 2022 werden wir neu verhandeln. Auf Bun-
desebene ist schon ein neuer Sachstand eingetreten.
Wir werden sehen, was das dann fürs Land bedeu-
tet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde es schön, dass die Debatte schon so läuft,
bevor ich überhaupt richtig angefangen habe und in
Fahrt gekommen bin. Ich möchte aber noch ab-
schließend zu der Ansiedlung von Northvolt sagen,
dass wir darüber wirklich froh sein können, aber
auch dafür sorgen müssen, dass wir weiterhin in der
Gemeinsamkeit diese Ansiedlung vorantreiben.

In Richtung Northvolt sage ich: Vällkommen till
Schleswig-Holstein. Vi är glada att ni är här.
Schleswig-Holstein är den region för energiom-
ställtningen. Tillsammans formar vi framtiden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Christopher Vogt [FDP]: Denk bitte an die
Stenografen!)

- Ich gebe das gern an die Kolleginnen und Kolle-
gen vom Stenografischen Dienst.

Das ist nur Ausdruck davon, dass wir das gemein-
sam vorantreiben müssen.

Jetzt komme ich zur Energiewende. Wir haben das
vorhin angesprochen, und ich habe es deutlich ge-
sagt: Die Energiewende muss vorangetrieben wer-
den. Damit sage ich ganz klar, dass wir unter dem
Eindruck des Krieges kein Rollback machen dürfen
und dass wir uns ehrlich machen in den politischen
Debatten über manch alte Sau, die jetzt wieder
durchs Dorf getrieben wird, aber eigentlich über-
haupt nicht zur Zukunftsfähigkeit des Landes passt.

Kollege Hölck, ich fange einmal bei Ihnen an. Ich
wäre sehr vorsichtig, wenn wir über Energiesouve-
ränität reden, anderen vorzuwerfen, keine Ahnung
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zu haben, wenn ich aus einer Partei komme, die
Nord Stream 2 über Jahrzehnte massiv vorangetrie-
ben hat und damit unsere Abhängigkeit weiter stei-
gern wollte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Zum Thema Mittelplate sage ich in Richtung der
Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP ganz
klar: Wir können gern darüber reden, die Förderung
kurzfristig zu erhöhen, aber wir dürfen das nicht als
Heilsbringer verkaufen, sondern müssen in aller
Deutlichkeit sagen, dass wir damit vielleicht 3 %
des jährlichen Imports aus Russland decken kön-
nen, aber nicht mehr. Und wir können das nur ma-
chen, wenn damit ein früherer Ausstieg aus der
Erdölförderung in Schleswig-Holstein insgesamt
einhergeht, sonst wird es nichts.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zur Atomdebatte ist schon alles gesagt worden. Die
ist absurd. Mit Atomstrom werden wir kein Pro-
zessgas in der Fertigung ersetzen. Diese Diskussion
führt zu nichts; lassen wir solche althergebrachten
Debatten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vorhin ist vor dem Hintergrund der Welternäh-
rungsproblematik der potenzielle Konflikt ange-
sprochen worden zwischen PV-Freiflächen und der
Ernährungserzeugung in Schleswig-Holstein.
Schauen wir uns einmal an, was wir auf unseren
Äckern produzieren: Allein durch das Ersetzen von
Maisäckern durch Agri-PV würden wir den Wir-
kungsgrad der Energieerzeugung auf dieser Fläche
so massiv erhöhen, dass wir uns die Ernährungsde-
batte danach komplett sparen könnten.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Hantieren Sie auch da bitte nicht mit falschen Argu-
menten, sondern schauen Sie sich die Zahlen an!

Das leitet mich zur Welternährungsdebatte über; der
Kollege Voß wird später noch mehr zur Landwirt-
schaft sagen. Es ist eine Frage der globalen Ernäh-
rung, wenn so viel Weizenproduktion aus Russland
und der Ukraine ausfällt. Aber die Forderung, die
4 % Stilllegungsfläche nicht umzusetzen, weil das
dazu beitrüge, dass wir die Welternährung sichern
könnten, hat mit Fakten nichts zu tun. Wenn wir
dieses Ziel aussetzen, würden wir die globale Wei-
zenproduktion um 0,1 % erhöhen.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört, hört!)

Das ist so etwas von zu vernachlässigen, dass es im
Konflikt der Ziele nicht zu vertreten ist, diese For-
derung hier vorzutragen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zu-
rufe)

Worüber wir sprechen sollten, ist, dass 47 % der
globalen Weizenproduktion in die Futtertröge für
die Erzeugung von Fleischprodukten wandert; da
haben wir einen wirklichen Hebel, die Ernährungs-
sicherheit weltweit zu erhöhen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Wenn wir es damit ernst meinen, die Welternäh-
rungssituation zu verbessern, helfen nicht neue Ab-
hängigkeiten von unseren Weizenexporten, sondern
dann müssen wir den Selbstversorgungsgrad in der
gesamten Welt erhöhen; das wäre wirklich hilfreich
für die Länder, die in Abhängigkeit stehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und Kay Richert [FDP])

Ich möchte es bei diesen Konfliktthemen belassen
und noch eine Minute der mir zur Verfügung ste-
henden Redezeit nutzen, um auf ein weiteres The-
ma hinzuweisen, das heute noch nicht angespro-
chen worden ist, das wir aber gemeinsam beschlie-
ßen wollen, und damit wieder etwas zum Konsens
zurückkommen. Wir bringen heute nämlich auch
ein Förderprogramm für Coworking Spaces in länd-
lichen Räumen auf den Weg. Auch das soll einmal
betont und als Erfolg herausgestellt werden.

Damit werden wir künftig insbesondere die Ein-
richtung von kleinen Coworking Spaces in ländli-
chen Räumen fördern. Kleine Coworking Spaces
leisten einen wichtigen Beitrag zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, zur Reduktion von Fahrtwe-
gen und insbesondere auch zur Akzeptanz des Le-
bens in ländlichen Räumen sowie zur Attraktivität
des Lebens in kleinen Gemeinden.

Ich bin sehr froh, dass wir das auf den Weg bringen.
Wir bitten das MILIG, kurzfristig eine unbürokrati-
sche Förderung zu ermöglichen. Die Gelder haben
wir im Haushalt zur Verfügung gestellt. Damit ho-
norieren wir die Entwicklung im Bereich Cowor-
king Spaces in den letzten Jahren, wollen sie noch
einmal untermauern und damit zeigen, dass unser
Land ein so lebenswertes ist, in dem man auch in
ländlichen Regionen gut digital arbeiten kann und
zusammenkommt. Darüber freue ich mich sehr. -
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die FDP-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete
Kay Richert das Wort.

Kay Richert [FDP]:

Sehr geehrte, liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Krieg in der Ukraine be-
trifft uns und unsere Wirtschaft an allen Ecken und
Enden, am schwersten sicherlich die Bereiche Ener-
gie und Landwirtschaft. Über diese beiden Themen
wird mein Kollege Oliver Kumbartzky gleich zu Ih-
nen sprechen; ich möchte meine Schwerpunkte an-
ders setzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben in den
vergangenen Jahren engagiert über die Wege ge-
sprochen, die Waren und Rohstoffe zurücklegen,
bevor sie bei uns ankommen. Dabei ging es zumeist
um menschenrechtliche und naturschutzrechtliche
Standards in der Lieferkette, später kam die Diskus-
sion um die Verfügbarkeit von Produkten und Halb-
produkten dazu, die fast ausschließlich in Fernost
produziert werden; darüber haben wir hier sehr en-
gagiert debattiert. Nun mit dem Krieg in der Ukrai-
ne wird auch Energie knapper, und langsam ist ein
Punkt erreicht, an dem die Situation nicht einfach
durch kommodes Freikaufen aus der Situation ge-
löst werden kann.

Wir sollten das als Chance begreifen, unsere Liefer-
ketten zu verkürzen und die Abhängigkeit eines je-
den und einer jeden Einzelnen von der unwägbaren
Weltpolitik zu verkleinern. Es kann doch nicht wahr
sein, dass wir in der Verfügbarkeit von Toilettenpa-
pier, Chips oder Medikamenten dauerhaft von ande-
ren abhängig sind!

(Vereinzelter Beifall FDP, CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei sollten wir die Globalisierung nicht zurück-
drehen, aber eine Diversifizierung von Produktion
und Lieferanten wäre schon gut.

Industrie siedelt sich dort an, wo Energie und
Transportwege vorhanden sind. Wir haben beides.
Wir müssen die Chance ergreifen und sind mit der
Ansiedlungs- und Industriestrategie schon auf ei-
nem guten Weg, der konsequent weitergegangen
werden muss. Die Ansiedlung von Northvolt ist ein
industriepolitischer Leuchtturm und industriepoliti-
scher Meilenstein, kann aber nur ein erster Schritt
sein, dem dringend weitere folgen müssen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Ich möchte einen anderen Punkt beleuchten: Wenn
wir eines aus der Entstehungsgeschichte des Krie-
ges in der Ukraine lernen können, dann ist es, dass
moderne Waffen wirksam sind, in diesem Fall die
Abwesenheit von modernen Waffen. Wäre die
Ukraine angegriffen worden, wenn sie von einer
modern ausgestatteten Armee geschützt worden
wäre? Vermutlich nicht.

Jedes Versprechen, das von unserer Seite gerade ge-
macht wird, sei es die Bündnistreue zu unseren NA-
TO-Partnern, die Unterstützung der Ukraine oder
auch nur die sichere Aufnahme von Flüchtlingen in
Deutschland, hängt davon ab, dass wir und unsere
Verbündeten verteidigungs- und abwehrbereit sind,
dass wir stark sind, wie es der Kollege Harms heute
Morgen genannt hat.

Ich könnte jetzt einiges zum Respekt sagen, den un-
sere Bundeswehr verdient, in den vergangenen Jah-
ren aber nicht bekommen hat, an die unsäglichen
Demos gegen Afghanistan-Veteranen im Oktober
2021 in Berlin erinnern, an „Die-ins“ an Bundes-
wehrständen oder vor Bundeswehrtoren und Ähnli-
ches.

Die gleichen Anfeindungen treffen unsere wehr-
technische Industrie, die ebenso wie die Bundes-
wehr ein wichtiger Teil unserer Sicherheitsarchitek-
tur ist. Ohne die wehrtechnischen Betriebe hat un-
sere Bundeswehr keine Ausrüstung, keine Fahrzeu-
ge, keine Waffensysteme, keine Schiffe. Wir müs-
sen dafür sorgen, dass die Rahmenbedingungen für
unsere wehrtechnischen Betriebe handhabbar sind.

(Beifall FDP und CDU)

Die Beschaffungsprozesse für die Streitkräfte müs-
sen deutlich schlanker und transparenter werden.
Spektakel um die Vergabe der Marinetanker, wie
wir es heute Morgen wieder gehört haben, ist nicht
nur schlecht für unseren Wirtschaftsstandort, es
macht uns auch international lächerlich; so etwas ist
doch ausgesprochen peinlich!

Die Exportverfahren müssen zuverlässiger werden.
Das bedeutet nicht, dass sie laxer werden; sie müs-
sen zuverlässiger werden. Es ist gut, dass unsere In-
dustrie nicht an jeden und jede irgendwelche
modernen Waffensysteme liefert, aber es muss ent-
schieden werden; ein Nein ist besser als eine jahre-
lange Hängepartie.

Auf die getroffenen Entscheidungen müsste man
sich dann idealerweise auch noch verlassen können.

(Beifall Stephan Holowaty [FDP])
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Schließlich geht es nicht, dass wehrtechnische Be-
triebe auf der einen Seite für Sicherheit in Deutsch-
land, für Stabilität in den Kommunen, für Innovati-
on und technologischen Transfer und für gut be-
zahlte und tarifgebundene Arbeitsplätze sorgen, und
genau diese wehrtechnischen Betriebe auf der ande-
ren Seite durch eine EU-Taxonomie diskriminiert
und auf eine Stufe mit Sklavenhandel, Kinderarbeit
und Umweltverpestung gestellt werden.

(Beifall FDP)

Das muss aufhören. Ich bin froh, dass es hier we-
nigstens bereits entsprechende Signale gibt. Ich fra-
ge mich nur, wer überhaupt auf diese abwegige Idee
gekommen ist. Gerade wir in Schleswig-Holstein
müssen uns für die wehrtechnischen Betriebe ein-
setzen; denn diese Betriebe stehen für die Hälfte al-
ler industriellen Arbeitsplätze bei uns. Ich bin froh
und dankbar, dass wir aus Schleswig-Holstein her-
aus einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit und Ver-
teidigungsbereitschaft in Europa leisten.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die aneinander
gereihten Krisen seit 2015 haben uns in Deutsch-
land vor Augen geführt, dass hier Verbesserungsbe-
darf besteht, dass wir nicht in dem Maße technolo-
gisch und organisatorisch führend sind, wie wir das
immer gedacht haben, dass die globalisierte Welt
zwar Chancen, aber auch Risiken für uns bedeutet,
dass unsere Strukturen mitnichten resilient sind und
dass es Vorsorge nicht on demand gibt. Wir müssen
uns jetzt von lieb gewonnenen, aber überholten An-
sichten trennen und unsere Systeme und Strukturen
überprüfen. Das Verkürzen von Lieferketten und
der Rahmen für unsere wehrtechnische Industrie
gehören dazu. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich nun dem
Abgeordneten Christian Dirschauer das Wort.

Christian Dirschauer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Vorab fürs Drehbuch: Ich werde
gleich zu beiden Berichten sprechen.

Die Coronapandemie hat uns bereits vieles abver-
langt. Die Krise hat sich in den verschiedenen ge-
sellschaftlichen Bereichen bemerkbar gemacht und
uns alle unter Druck gesetzt. Die Politik war und ist
stets gefordert, die Härten im sozialen, wirtschaftli-

chen oder aber im gesundheitlichen Bereich zu be-
wältigen. Die große politische Entschlossenheit im
Kampf gegen die Pandemie war lange unsere Stär-
ke. Das haben wir auch hier im Landtag immer
wieder bewiesen, am Anfang oftmals gemeinsam.
Uns ist klar, dass wir auch der Bevölkerung mit den
beschlossenen Maßnahmen und Restriktionen über
einen langen Zeitraum sehr viel zumuten mussten.
Wir sind noch nicht am Ende des Tunnels, gleich-
wohl sehen wir Licht.

Doch mit dem abscheulichen Angriffskrieg Putins
in der Ukraine stellt sich nun eine weitere Krisensi-
tuation ein. Das menschliche Leid, das mit dem
Einmarsch und der kriegerischen Aggression über
die Ukraine eingebrochen ist, war für uns hier im
Land, ja, war in ganz Europa unvorstellbar. Jetzt se-
hen wir auch hier die Menschen ankommen, die auf
der Flucht vor eben diesem Krieg sind. Ich muss sa-
gen, dass mich die Hilfsbereitschaft der Bevölke-
rung, die Hilfsbereitschaft der Schleswig-Holsteine-
rinnen und Schleswig-Holsteiner sehr berührt. Ein
ganz herzliches Dankeschön auch von mir an dieser
Stelle.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und vereinzelt CDU)

Die Auswirkungen des Krieges führen in der Ukrai-
ne zu einer humanitären Krise, deren Folgen noch
nicht absehbar sind. Es fällt daher immer wieder
schwer, ins politische Alltagsgeschäft überzuwech-
seln. Doch wir wissen und spüren, dass sich die
Folgen dieses Krieges auch bei uns bemerkbar ma-
chen. Daher ist es richtig, dass wir als Landtag hier
und heute die unterschiedlichsten Auswirkungen
des Krieges diskutieren. Dabei wird deutlich, wie
verwoben alles miteinander ist.

Die Ukraine und Russland zählen weltweit zu den
größten Getreideexporteuren. Doch der Export wur-
de eingestellt und führt bereits zu einer spürbaren
Verknappung. Das heißt, Mehl wird teurer, und die
Menschen bei uns reagieren bereits mit Hamster-
käufen. Die Verknappung auf dem Getreidemarkt
führt zu einer Verteuerung beim Tierfutter, was sich
entsprechend auf die Tier- und Fleischproduktion
auswirkt. Die Herstellung von Kunstdünger ist en-
ergieaufwendig, und die gestiegenen Gaspreise
auch der letzten Monate haben sich auf den Dün-
gerpreis entsprechend ausgewirkt.

Mit der Verknappung des Erdgases seit Kriegsbe-
ginn ist der Düngerpreis von Tag zu Tag weiter an-
gestiegen. Experten weisen darauf hin, dass
Deutschland in einer sogenannten Gunstregion für
Getreideanbau liegt und wir in der EU einen hohen
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Selbstversorgungsgrad haben. Daher wird es bei
uns nicht zu einer Lebensmittelverknappung kom-
men. Es war mir persönlich wichtig, noch einmal
zu sagen: Niemand muss an dieser Stelle Hamster-
käufe machen.

(Beifall SSW und SPD)

Aber unsere Land- und Ernährungswirtschaft wird
gezwungen sein, den gestiegenen Düngerpreis auf
die Lebensmittelpreise umzulegen. Das Institut für
Weltwirtschaft geht davon aus, dass Deutschland
langfristig 4,8 % weniger sonstiges Getreide impor-
tieren wird, was eine Preissteigerung von 2 % im
Vergleich zu 2021 zur Folge hätte. Auch wenn dies
moderat klingt, werden es insbesondere die Gering-
verdiener sein, die es merklich spüren werden.
Doch genau diese Menschen brauchen Entlastung.

Die globalen Folgen des Krieges, der Exportstopp
von Getreide und der gestiegene Düngerpreis wer-
den sich gerade in den ärmsten Ländern der Welt
auswirken. Zusammen decken Russland und die
Ukraine rund ein Drittel des gesamten globalen Ex-
ports von Weizen und rund 20 % des globalen Ex-
ports von Mais. Insbesondere Länder im Mittleren
Osten, in Nordafrika und Südostasien werden vor-
aussichtlich von der Krise hart getroffen. Bereits
heute kämpfen die Menschen dort mit gestiegenen
Lebensmittelpreisen. Ernährungsexperten warnen
vor einer sich zuspitzenden Nahrungsmittelkrise,
die zu ausgedehnten Hungersnöten und sozialen
Spannungen führen könnte. Es ist zu befürchten,
dass sich dort eine Welle mit noch ungeahnten Aus-
wirkungen aufbaut.

Wege, die Krise zu bewältigen, müssen daher ge-
meinsam gegangen werden. Putin darf es nicht
schaffen, die Welt auseinanderzudividieren. Daher
ist der Beschluss der G-7-Staaten richtig, Agrarex-
porte weiter zuzulassen.

Die Beimischungspflicht für Kraftstoffe muss ge-
klärt werden. Nahrungsmittel gehören heute mehr
denn je auf den Teller und nicht in den Tank. Dies
wäre ein Weg, der kurzfristig eingeschlagen werden
könnte. Bei der Frage, ob wir Flächen des Natur-
und Artenschutzes einer landwirtschaftlichen Nut-
zung zuführen wollen, sollten wir jedoch vorsichtig
vorgehen. Langfristig - das ist nicht neu; das wissen
wir - müssen wir unseren Fleischkonsum ändern,
um Flächen für Getreideanbau und nicht für Futter-
mittelanbau zu nutzen.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Je nachdem, wie lange der Krieg anhalten wird,
wird sich die Ernährungskrise womöglich weiter
zuspitzen. Daher brauchen wir kurz- und langfristi-
ge Lösungen. Ich glaube, es ist wichtig, noch ein-
mal zu sagen: Auch wenn wir dabei sind, in eine
Ernährungs- und Energiekrise hineinzuschliddern,
die Klimakrise und die Biodiversitätskrise sind
auch noch da; die sind nicht weg. Insoweit müssen
wir hier sehr ausgewogen agieren.

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Beifall Sandra Redmann
[SPD])

Bereits in der letzten Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses haben Minister Buchholz und Herr Koop-
mann von der IHK über die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen des Krieges in der Ukraine berichtet.
Auch wenn Russland nicht zu unseren größten Han-
delspartnern gehört, wird der Krieg in der Ukraine
durchaus spürbare Auswirkungen auf unsere Wirt-
schaft haben. Ob es die unterbrochenen Lieferket-
ten, schwindende Absatzmärkte oder die steigenden
Energie- und Rohstoffpreise sind, all dies werden
wir zu spüren bekommen. Auch durch den Wegfall
vieler ukrainischer Fahrer verschärft sich die Ver-
sorgungssituation. Entsprechend hat das Kieler In-
stitut für Weltwirtschaft die Wachstumsprognose
für Deutschland nach unten korrigiert.

Nach Schätzung des Wirtschaftsministeriums haben
wir circa 250 Unternehmen in Schleswig-Holstein,
die Handelsbeziehungen zu Russland haben. Je
nachdem, wie stark die Unternehmen betroffen
sind, brauchen sie unsere Unterstützung. Wir wis-
sen, dass wir aufgrund der Unternehmensstrukturen
hier im Land im bundesweiten Vergleich relativ gut
durch die Coronapandemie gekommen sind. Dies
mag auch für diese Krise gelten. Aber so, wie sich
die Energiepreise entwickelt haben - ob für Gas,
Kohle oder Öl -, wird es auch unserer Wirtschaft
weiter zusetzen. Das muss klar sein, und hier müs-
sen wir unterstützen.

Richtig ist, wir brauchen Alternativen zum Russ-
landimport. Dadurch, dass wir uns jahrelang auf
Russland verlassen haben, haben wir uns immer
weiter in dessen Abhängigkeit begeben. Jetzt wird
der Ruf nach Unabhängigkeit von Russland immer
lauter - zu Recht. Eine Lösung soll nun ein LNG-
Terminal in Brunsbüttel sein. Hier sage ich für den
SSW noch einmal deutlich: Das ist aus unserer
Sicht nicht der richtige Weg ist; das ist der falsche
Weg.

(Jörg Nobis [AfD]: Was denn dann?)
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Der Bau eines LNG-Terminals wird Jahre dauern;
es ist also keine kurzfristige Lösung. Zudem bege-
ben wir uns damit in neue Abhängigkeiten von
Staaten wie beispielsweise Katar. Es wird gefrack-
tes Gas angelandet, obwohl wir selbst in Schleswig-
Holstein Fracking immer abgelehnt haben. Erst
kommt das Fressen, dann die Moral. Das möchte
ich mir nicht vorwerfen lassen.

(Beifall SSW und SPD)

Auch wenn der Minister es anders sieht: Es gibt be-
reits 26 LNG-Terminals in der EU, die den deut-
schen Markt versorgen und deren Auslastung weiter
gesteigert werden kann. In ganz Europa sind es üb-
rigens 37, bis Januar mit einer Auslastung von
40 %. Da ist also noch deutlich Luft nach oben,
wenn man unbedingt Frackinggas hier anlanden
will. Wenn wir uns also energiepolitisch und geopo-
litisch von Russland unabhängig machen müssen,
und daran besteht kein Zweifel, dann sollten wir,
wenn es denn gewollt ist, die LNG-Kapazitäten nut-
zen, die in der EU bereits vorhanden sind.

In ihrem Antrag spricht sich die Koalition auch da-
für aus, das LNG-Terminal perspektivisch und so-
weit technisch sinnvoll als Multi-Energie-Terminal
auszubauen. Das klingt für mich erst einmal verfüh-
rerisch, das sind meines Erachtens aber doch zwei
deutliche Einschränkungen. Das wirft bei mir Fra-
gen auf, daraus mache ich keinen Hehl.

Ein Terminal in Brunsbüttel zu errichten, um dann
grünen Wasserstoff darin zu lagern, wäre der richti-
ge Weg und das richtige Signal. Dafür sollte die In-
frastruktur dort ausgebaut werden. Stattdessen wird
auf ein LNG-Terminal gesetzt, das über Jahrzehnte
laufen wird und damit den Ausbau der Erneuerba-
ren weiter bremst. Wir sind energiewirtschaftlich
nur dann unabhängig, wenn wir uns selbst versor-
gen. Dafür brauchen wir den Ausbau der erneuerba-
ren Energien. Wir brauchen die Produktion von grü-
nem Wasserstoff sowie sonstiger Speicher, wie bei-
spielsweise Batteriezellen.

Daher begrüßen wir ausdrücklich die Bemühungen,
die schwedische Firma Northvolt an die Westküste
zu holen. Wir haben immer dafür plädiert, stärker
mit den skandinavischen Ländern zusammenzuar-
beiten. Das gilt insbesondere dann, wenn es um die
Energiewende geht. Die sind da einfach deutlich
weiter. Gerade an der Westküste haben wir das Po-
tenzial. Das ist das Pfund, mit dem wir wuchern
müssen.

In weiten Teilen können wir bei den Forderungen
des SPD-Antrags mitgehen. Aber auch hier findet
sich die Forderung nach einem LNG-Terminal.

Deshalb lehnen wir diesen Antrag im Ergebnis
ebenfalls ab.

(Serpil Midyatli [SPD]: Was?)

Das LNG-Terminal hat sich zu einem politischen
goldenen Kalb entwickelt, und dafür werden bishe-
rige Prinzipien über Bord geworfen. Ich möchte
aber deutlich machen, dass wir durchaus die Not-
wendigkeit erkennen, dass wir kurzfristige Lösun-
gen brauchen, die uns weiterhelfen. Auch wir sehen
uns gezwungen, in gewissen Fragen Kompromisse
einzugehen und Zugeständnisse zu machen.

Damit sind wir bei der Erdölförderung im Watten-
meer. Der SSW hat sich immer für die traditionelle
Nutzung im Wattenmeer ausgesprochen. Die Erdöl-
förderung gehört nicht dazu. Das Aufsuchen und
Fördern von Öl hat in einem Nationalpark nichts zu
suchen. Aber die Mittelplate hat einen Bestands-
schutz, und den akzeptieren wir - wenn auch
schweren Herzens. Wenn wir nun über eine Erwei-
terung der Erdölförderung diskutieren, können wir
dort mitgehen, sofern es um die Erweiterung der
Fördermengen geht, wenn es also nur darum geht.
Neue Erkundungsbohrungen oder Probebohrungen,
die über den § 6 des Nationalparkgesetzes hinaus-
gehen, tragen wir aber nicht mit. Soll heißen: Öl-
bohrtätigkeiten innerhalb des Gebietes National-
park Wattenmeer über die gesetzlich bestandsge-
schützten Aktivitäten hinaus sind vom National-
parkgesetz ausgeschlossen und auch nicht genehmi-
gungsfähig.

(Beifall SSW und Sandra Redmann [SPD])

Aber wir unterstützen den Ansatz, im Rahmen des
Bestehenden die Fördermenge zu erhöhen, verbun-
den mit dem Ziel, früher als 2041 aus den Ölboh-
rungen im Wattenmeer auszusteigen. Das hätte
dann gleich einen doppelten Mehrwert. - Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für den Zusammenschluss der Abgeord-
neten der AfD hat jetzt der Abgeordnete Volker
Schnurrbusch.

Volker Schnurrbusch [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Eine kurze Vorbemerkung: Den Antrag
zur Wehrtechnik, den wir heute vorlegen, haben wir
vor dem Krieg in der Ukraine eingebracht. Anlass
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war nicht der Krieg, sondern ein Fachgespräch mit
Vertretern dieser Branche im Wirtschaftsausschuss.

Wie notwendig es ist, über diesen Industriezweig
heute hier im Landtag zu sprechen, dürfte mittler-
weile allen klar geworden sein. Lassen Sie mich mit
einem Zitat beginnen - mit Erlaubnis der Präsiden-
tin -: Wie wollen wir die Lebensgrundlagen für die
künftigen Generationen erhalten, wenn wir nicht
Frieden und Sicherheit erhalten?

Diese elementare Frage stellte der Hauptgeschäfts-
führer des Bundesverbandes der deutschen Sicher-
heit- und Verteidigungsindustrie in einem Interview
Ende letzten Jahres. Anders als in Frankreich, Spa-
nien oder Italien befindet sich die wehrtechnische
Industrie in Deutschland nicht unter staatlicher
Kontrolle. Sie wird stattdessen geprägt von einigen
Großkonzernen wie Rheinmetall, aber auch von
vielen mittelständischen Unternehmen, die als Zu-
lieferer an der Herstellung von der Bundeswehraus-
rüstung beteiligt sind. Gerade diese mittelständi-
schen Unternehmen sind auf zuverlässige Ge-
schäftsbeziehungen zu Banken angewiesen. Aber
genau hier besteht ein Problem, denn gesicherte Fi-
nanzierungen werden seit Jahren immer mehr infra-
ge gestellt.

Obwohl die wehrtechnische Industrie in Deutsch-
land eine bedeutende Branche mit einer jährlichen
Bruttowertschöpfung von über 12 Milliarden € dar-
stellt, haben die Finanzierungsprobleme immer
weiter zugenommen. Banken und Versicherungen
verweigern der Branche oft ihre Leistungen, auch
vollständige Kündigungen von Geschäftskonten
wurden bereits ausgesprochen. Selbst Zulieferbe-
triebe müssen damit rechnen, bei Finanzierungen
leer auszugehen, da ihr Tätigkeitsfeld als gesell-
schaftlich verpönt, nicht gewünscht oder in EU-
Sprech „als nicht nachhaltig“ gilt. Sollte diese Ent-
wicklung weitergehen, besteht die Sorge, dass deut-
sche Unternehmen zu Übernahmekandidaten für
ausländische Konzerne werden oder selbst ins Aus-
land abwandern.

Das Problem liegt wie so oft in Brüssel. Denn die
neue Taxonomie der EU soll konkrete Vorgaben für
nachhaltige Investitionen in der Wirtschaft festle-
gen. Die Forderung der Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie, ihre Branche als positiv und nicht
nur als neutral einzustufen, also als nachhaltig ein-
zustufen, halten wir für mehr als berechtigt. Eine
Politik, die sich gerade in diesen Wochen endlich
darauf besinnt, welch elementare Bedeutung die Si-
cherheit für uns hat, muss auch diejenigen Unter-
nehmen, die dafür sorgen, mit dem Siegel der
Nachhaltigkeit ausstatten, damit sie am Markt exis-

tieren können und moderne Wehrtechnik produzie-
ren können.

Dieses Anliegen war für die neue Bundesregierung
vor dem Krieg in der Ukraine offenbar undenkbar.
Bei den Grünen sprach man von einem unvorstell-
baren Szenario. Die SPD betonte, keinesfalls dürfe
die Rüstungsindustrie als nachhaltig eingestuft wer-
den. Sogar FDP-Politiker sprachen von einem Eti-
kettenschwindel.

Der Krieg in der Ukraine stellte eine harte Zäsur
dar. Es ist vor diesem düsteren Hintergrund höchste
Zeit, die wehrtechnische Industrie nicht länger mit
Missachtung zu strafen. Erst vor Kurzem hatten wir
eine peinliche Diskussion im Wirtschaftsausschuss,
wo allen Ernstes die Frage diskutiert wurde, ob man
Vertreter dieser Branche überhaupt zu einem Fach-
gespräch einladen sollte. Diese Einstellung sollte
wirklich der Vergangenheit angehören. Pazifistische
Utopien sind vor dem Hintergrund eines Krieges in
Europa hart auf dem Boden der Realität gelandet.

Auch wir sollten der Realität jetzt den Vorrang ein-
räumen. Die Einstufung der Sicherheits- und Vertei-
digungsindustrie als nachhaltig im Rahmen der EU-
Taxonomie ist dafür ein notwendiger Schritt. Daher
bitten wir um Zustimmung zu unserem Antrag und
beantragen Abstimmung in der Sache.

(Beifall AfD)

Ich komme zu den weiteren Anträgen. Ich habe
eben von der harten Landung mancher Träume an
der Realität gesprochen, als es um die Wehrtechnik
ging.

(Unruhe - Glocke Präsidentin)

Genauso hart ist die Landung derjenigen, die Koh-
le, Öl, Gas und Kernkraft abschaffen wollen, um
nur noch auf Sonne und Wind zu setzen. Auch sie
dürften jetzt endlich erkennen, dass die viel be-
schworene Energiewende ein schöner Traum ist,
der nicht so recht zu einem Hochtechnologie- und
Industrieland wie dem unseren passt. Statt einer
Wende in die Sackgasse müssen wir technologieof-
fen planen. Dazu gehören auf lange Sicht - wir ha-
ben es gerade gehört - bewährte Energieträger wie
Öl, Gas, Kohle und Kernkraft. Daher haben wir be-
reits vor drei Jahren hier im Landtag die zusätzliche
Ölförderung im Feld Mittelplate/Dieksand befür-
wortet. Es ist unsinnig, als rohstoffarmes Energie-
land auf die wenigen eigenen Ressourcen zu ver-
zichten. Das Verfahren, das für die Förderung ange-
wandt wird, hat sich seit 30 Jahren bewährt, und es
gibt keinen vernünftigen Grund, es jetzt verhindern
zu wollen.
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Lassen Sie mich noch etwas zu dem Dringlichkeits-
antrag sagen. Wir beglückwünschen ausdrücklich
das Land, den Kreis und die Entwicklungsagentur
und alle, die daran mitgewirkt haben, zu den An-
siedlungsplänen von Northvolt in Dithmarschen.
Das ist wirklich ein ganz, ganz großer Erfolg. Wir
haben hier an dieser Stelle sehr oft Kritik an der
Elektromobilität als alleinige Alternative zum Ver-
brennungsmotor geübt, unter anderem auch wegen
der problematischen Herstellung, Lebensdauer und
Entsorgung der Batterien. Wenn Northvolt seine
Versprechung hält, wäre dies ein ganz großer
Schritt in die richtige Richtung, insbesondere was
das Recycling von Batterien betrifft.

Aber vor allem freut es uns, dass Schleswig-Hol-
stein als Standort für eine so große Industrieansied-
lung ausgewählt wurde. Es entstehen Tausende von
neuen Arbeitsplätzen, es entsteht neues technisches
Know-how, es werden viele gut ausgebildete Men-
schen an die Westküste ziehen. Das bedeutet natür-
lich auch, dass dort Wohnungen, neue Straßen, Ge-
schäfte und Schulen gebaut werden müssen. Daher
unser dringender Appell an alle Naturschutzverbän-
de und die eine oder andere Partei, die auch hier
vertreten ist: Northvolt bringt Technologie, Fort-
schritt und Wohlstand in eine Region, die sie drin-
gend nötig hat. Torpedieren Sie diesen Aufschwung
nicht, weil dort bald Fabrikhallen, Straßen und
Parkplätze entstehen und dadurch logischerweise
auch Flächen versiegelt werden müssen!

Neue Industrieansiedlungen sind etwas, was Schles-
wig-Holstein dringend braucht. Davon brauchen
wir noch viel, viel mehr, wenn es nach uns geht.
Wir freuen uns sehr darüber und hoffen auf weitere
solche guten Nachrichten auch in der nächsten Le-
gislatur. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Wir kommen jetzt zur zweiten Runde der Fraktio-
nen.

Das Wort für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete
Kirsten Eickhoff-Weber.

Kirsten Eickhoff-Weber [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Der
Krieg in der Ukraine ist eine Zäsur für Europa. Er
ist auch eine humanitäre Katastrophe. Aktuell muss
es darum gehen, die Menschen in der Ukraine mit
dem Nötigsten zu versorgen; und es muss auch dar-
um gehen, den aktuellen Lebensmittelnotstand in

der Ukraine zu sehen, die Ukraine mit Lebensmit-
teln zu versorgen und zu unterstützen. Der ukraini-
sche Landwirtschaftsminister hat in Brüssel noch
einmal darauf hingewiesen: Sie brauchen jetzt auch
Unterstützung für die ukrainische Lebensmittelpro-
duktion, sie brauchen Düngemittel, Saatgut, Treib-
stoff, damit - wenn die Möglichkeit da ist - sie an-
fangen können, ihre Felder zu bestellen, damit sie
dann irgendwann auch wieder ernten können.

Mit Weitsicht müssen wir sehen, dass sich die Welt
jetzt auf eine mögliche Nahrungsknappheit vorbe-
reiten muss. Dem Welternährungsprogramm der
Vereinten Nationen muss jetzt das notwendige Geld
zur Verfügung gestellt werden, damit die richtige
Vorsorge getroffen werden kann. Daran darf es
nicht scheitern. Das ist eine Aufgabe, die wir ge-
meinsam haben.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Ein weiterer Aspekt, den wir sehen müssen, wenn
wir über Welternährung reden, ist: Die Bundes-
ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit
muss alle Möglichkeiten haben und ausschöpfen,
um bäuerliche Landwirtschaft in den von Hunger
bedrohten Ländern zu unterstützen. Statt für euro-
päische Märkte und für internationale Konzerne die
Böden zu nutzen und die Arbeitskraft einzusetzen,
müssen die Menschen doch erst einmal ihre eigene
Versorgung sicherstellen können. Wir essen die To-
maten aus Afrika und die Bohnen aus Kenia - über-
all, wenn wir auf die Produkte schauen, werden da-
für Märkte, Böden und Menschen ausgenutzt. Das
muss aufhören. Das müssen wir bei der internatio-
nalen Zusammenarbeit, bei der Förderung dringend
in den Blick nehmen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Die Frage der Welternährung ist auch immer eine
Frage von Verteilungsgerechtigkeit.

Ja, wir müssen auch in Schleswig-Holstein unseren
Beitrag leisten. Das werden wir tun. Schleswig-
Holstein ist eine Gunstregion, traditionell produ-
ziert Schleswig-Holstein mehr, als das Land
braucht. Bei uns droht keine Lebensmittelknapp-
heit, weil wir Landwirte und Landwirtinnen haben,
die uns versorgen. Diese Tatsache wird jetzt gerade
für uns alle greifbar. Wir sind dankbar für die ge-
leistete Arbeit.

(Beifall SPD, SSW und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Aber der Krieg in der Ukraine darf nicht als Vor-
wand genutzt werden, um in der Agrarpolitik die
Zeit zurückzudrehen. Jetzt ist nicht die Zeit für Zu-
spitzungen oder gar eine Rolle rückwärts. Jetzt ist
die Zeit der sachlichen und ernsthaften Diskussion.
Sehr geehrter Herr Minister Buchholz, Sie haben
vorhin bei allen Entscheidungen, die zu treffen sind,
zu kühlem Kopf geraten. - Jetzt ist er gerade nicht
da, schade. Dazu müssen wir alle kommen, mit
kühlem Kopf zu entscheiden und nicht einfach nur
einen Flashback zu betreiben.

Die Zukunftskommission Landwirtschaft und auch
der Dialog in Schleswig-Holstein haben die Wei-
chen in Richtung einer nachhaltigen und zukunfts-
sicheren Landwirtschaft gestellt. Nach langen Jah-
ren der Konfrontation wurde in sehr sachorientier-
ten Diskussionen ein Konsens gefunden, der von al-
len getragen wird. Wenn wir diesen Konsens und
diese Vereinbarungen jetzt infrage stellen, dann
werden wir allen, die daran teilgenommen haben, in
den Rücken fallen - ganz besonders der Landwirt-
schaft. Das muss uns klar sein. Wenn wir den Weg
jetzt verlassen, dann verlassen wir unsere Landwir-
te und Landwirtinnen in Deutschland.

Denn - das muss uns klar sein -: Klimaschutz und
der Schutz der Artenvielfalt bleiben große Heraus-
forderungen dieser Zeit. Die Landwirtinnen und
Landwirte verdienen Planungssicherheit. Wenn wir
jetzt einen Kurs beschrieben haben, wenn wir jetzt
Klarheit haben, dann können wir den Kurs nicht
einfach hinter uns lassen, und die Landwirte und
Landwirtinnen wissen wieder nicht, wie es sich
denn auf Dauer und in den nächsten Generationen
entwickeln wird.

Der Krieg in der Ukraine darf uns inhaltlich und
politisch nicht um Jahre zurückwerfen. Das gilt für
die CDU-Forderungen nach einer rückwärtsge-
wandten Agrarpolitik genauso wie für die Forde-
rung nach einer Verlängerung von Atomkraft und
Kohleverstromung.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Jetzt gilt es, die vielfältigen Themenbereiche anzu-
gehen. Das geht nur - das muss uns klar sein; Herr
Minister Albrecht, Sie haben es vorhin gesagt - mit
einem gemeinsamen Handeln auf europäischer Ebe-
ne. Dazu sind heute oder schon am Montag die ers-
ten Aufschläge gemacht worden. Die Kommission
hat ein Programm aufgelegt und hat das mit einem
Bekenntnis zur Transformation verbunden. Die
Grundidee des GAP ist nicht infrage gestellt wor-
den, und das ist ein ganz entscheidender Punkt.

Denn eins muss uns klar sein: Klimaschutz, Arten-
schutz, Wasserschutz und Bodenschutz, das alles
sind die Voraussetzungen für eine Welternährung
der Zukunft.

(Beifall SPD, Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Christian Dirschauer
[SSW])

Bei uns müssen die Landwirtschaftsminister und
-ministerinnen der Länder gemeinsam mit dem
Bund auf der Grundlage der europäischen Möglich-
keiten und Entscheidungen die richtigen Maßnah-
men auf den Weg bringen.

Nehmen wir einmal die 4-%-Brachenregelung. Die
kommende GAP gilt ab 2023, das ist das Erste.
Herr Ministerpräsident, Sie haben die 4 % heute
Morgen in der Regierungserklärung genannt. Ich
glaube, Joschka Knuth hat vorhin die Zahl genannt:
Die 4 % sind 0,1 % der Weizenförderung insge-
samt. In den 4 % sind auch Gewässerrandstreifen,
Knickrandstreifen, Wegerandstreifen und so weiter
und so fort enthalten. Wenn man die 4 % so absolut
nennt, dann muss man aufpassen, dass man nicht
einen Korken von einer Flasche nimmt, aus dem der
alte Geist herauskommt, der alte Geist, der sagte:
entweder Welternährung oder nachhaltige Land-
wirtschaft. Die Zeit haben wir überwunden, die
liegt hinter uns.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Bevor gleich wieder alle sagen, es müsse doch kon-
kret werden: Die Ausnahmeregelung für den Auf-
wuchs auf ökologischen Vorrangflächen als Futter
ist bereits formuliert. Sie wird bereits praktiziert.
Ansätze für die GAP 2023 liegen in Europa auf
dem Tisch. Wir müssen jetzt international abstim-
men, ob die Beimischungspflicht von Biokraftstof-
fen, Bioethanol und Biodiesel ausgesetzt oder auf-
gehoben werden soll. Denn wenn man die Zahlen
sieht: 14 % der Weltproduktion werden zu Bioetha-
nol und Biodiesel. Das muss auf den Tisch, das
müssen wir diskutieren.

Wir brauchen auch innovative Strategien für Bio-
gasanlagen, damit auf den Flächen, auf denen jetzt
Energiemais wächst, zukünftig Lebensmittel oder
Futtermittel wachsen. Wir müssen den Flächenfraß
stoppen und fruchtbare Standorte für die Landwirt-
schaft erhalten und jetzt kritisch auf die Pläne gu-
cken, die auf dem Tisch liegen, ob das noch zeitge-
mäß ist.

Fleischkonsum: Wir müssen unseren Fleischkon-
sum dringend überdenken und reduzieren. Die Er-
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gebnisse der Borchert-Kommission zum Umbau der
Tierhaltung - auch das ist Zukunftskommission
Landwirtschaft in Deutschland - müssen jetzt um-
gesetzt und ausreichend finanziert werden.

Wir müssen die Lebensmittelverschwendung ent-
lang der gesamten Wertschöpfungskette deutlich re-
duzieren. Die Verschwendung muss ein Ende ha-
ben. Wir erinnern uns an die Anhörung dazu hier
im Schleswig-Holsteinischen Landtag, wir erinnern
uns daran, wie viel Kritik in diesem Land geübt
worden ist, weil nicht genug getan wird. Das ist et-
was, was wir machen können.

Was wir auch machen können, ist, die Märkte stren-
ger zu kontrollieren. Auch die dramatischen Preis-
steigerungen bei Agrargütern sind zum Teil die Fol-
ge von Spekulationen.

Also: Die großen Herausforderungen angehen. Es
ist eine Zeitenwende, aber wir dürfen die großen
Herausforderungen nicht gegeneinander ausspielen,
sondern müssen sie zusammen denken: Klima und
Biodiversität, Boden, Wasser, Welternährung - und
dabei immer die humanitäre Hilfe für die Ukraine
jetzt aktuell ganz nach oben stellen. - Danke.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Heiner Rickers. - Entschuldigung! Nein, in Ver-
tretung des Abgeordneten Heiner Rickers hat jetzt
die Abgeordnete Anette Röttger das Wort.

Anette Röttger [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Der Krieg in der Ukraine ist ein
Krieg in der Kornkammer. Ich halte diese Rede
stellvertretend für meinen Kollegen Heiner Rickers,
der das hier gern gemacht hätte, weil er sich schon
in den letzten Tagen um die massiven Auswirkun-
gen des Krieges auf die Ernährungssituation der
Weltbevölkerung gekümmert hat. Das stellt auch
uns hier in Schleswig-Holstein vor ganz neue und
große Fragen der Ernährungssicherheit.

Unser Land Schleswig-Holstein ist ein landwirt-
schaftlicher Gunststandort. Wir verfügen hier über
die ertragreichen Böden, das ist heute mehrfach an-
gesprochen worden. Sie dienen der Erzeugung
hochwertiger und gesunder Lebensmittel. Unsere
Landwirtschaft erfüllt vielfältige Aufgaben: Sie ist
nachhaltig, sie trägt zur Energiegewinnung bei, und
sie leistet einen wichtigen Beitrag zum Umwelt-

und Naturschutz. Sie dient aber auch der Erzeugung
hochwertiger Lebensmittel.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Hier bei uns ist nicht nur Weizenanbau möglich,
wir können auch Obst und Gemüse anbauen. Wir
können damit unabhängig werden. Der Minister hat
das in Bezug auf die Energie angesprochen.

Führen wir uns die Faktenlage vor Augen, so ist
Folgendes festzustellen: In den letzten 30 Jahren ist
die Weltbevölkerung von 5,3 Milliarden Menschen
auf mittlerweile 8 Milliarden Menschen angewach-
sen. Die Versorgung dieser zusätzlichen 2,7 Milliar-
den Menschen ist - das muss man sich auch immer
mal wieder auf der Zunge zergehen lassen - zum
großen Teil durch einen in der Ukraine aufgebau-
ten, nachhaltigen und produktiven An- und Acker-
bau aufgefangen worden. Vom Schwarzen Meer bis
nach Afrika hat das bislang gut funktioniert.

(Beifall FDP und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Jetzt können die Felder in der Ukraine kaum mehr
bestellt werden. Wir werden das aus Schleswig-
Holstein heraus nicht alles kompensieren können,
aber wir stehen doch in einer großen Verantwortung
für den Hunger in der Welt, und wir sollten unseren
Beitrag leisten, auch wenn er vielleicht nicht groß
genug ist. Davon bin ich sehr überzeugt.

(Beifall CDU, Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und Oliver Kumbartzky
[FDP])

Unsere Landwirtschaft hier in Schleswig-Holstein
agiert schon lange am Weltmarkt - das ist nicht neu.
Unsere Landwirte spüren die Auswirkungen von
jetzt entstandenen Preisturbulenzen unmittelbar.
Extrem gestiegene Energiepreise, die extrem gestie-
genen Düngerpreise und die Auswirkungen der
Sanktionen auf die Rohstoffmärkte stellen bisherige
Abläufe komplett infrage und bringen so manchen
Betrieb mittlerweile an seine Belastungsgrenze.

Was die Branche jetzt am wenigsten braucht, sind
zusätzliche, erschwerende gesetzliche Auflagen.
Die Lage hat sich radikal verändert, und wir müs-
sen neu denken.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP - Zuruf
Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Frau Eickhoff-Weber, das gilt auch für den Dialog
über die Landwirtschaft.
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(Zurufe SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir müssen an dieser Stelle neu denken. Ich bin
sehr dankbar, dass unser Ministerpräsident dieses
Thema heute angesprochen und auch unser Frakti-
onsvorsitzender heute bereits klar darauf hingewie-
sen hat: Eine Flächenstilllegung passt nicht mehr in
diese Zeit.

(Beifall CDU, FDP und Volker Schnurrbusch
[AfD])

Auch mein Fraktionskollege Heiner Rickers hat in
den vergangenen Tagen bereits darauf hingewiesen:
Wir müssen jetzt tätig werden, um entschlossen und
geschlossen gute Antworten für eine Erzeugung
hochwertiger Lebensmittel zu finden.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Auf die Beschlüsse der EU-Kommission hat der
Minister in seinem Beitrag bereits hingewiesen.

(Wortmeldung Martin Habersaat [SPD])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Habersaat?

Anette Röttger [CDU]:

Verzeihen Sie mir, ich habe die Rede von meinem
Kollegen übernommen, und die würde ich gerne
ausführen. Vielen Dank.

Es geht hier nicht um ein Aussetzen von Natur-,
Umwelt- und Klimaschutz, da möchte ich bitte
nicht falsch verstanden werden. Es geht um den
Beitrag, den wir in dieser Situation zum Wohle der
Ernährungssicherheit leisten können, und dafür ha-
ben wir konkrete Vorschläge formuliert. Ich möchte
drei Vorschläge nennen.

Erstens. Die Umsetzung der GAP mit den Vorschlä-
gen zum Green Deal und Farm to Fork passt nicht
mehr zu den aktuellen Rahmenbedingungen, die die
Landwirte jetzt haben. Das muss auf EU-Ebene klar
besprochen, bewertet und neu justiert werden.

Zweitens. Die Senkung der Energiesteuer ist auch
für Landwirte erforderlich, um überhaupt noch eine
planbare Produktion gewährleisten zu können.

Drittens - das haben wir bereits gehört -: Die Stillle-
gungsverpflichtungen im Ackerbau und die Ver-
pflichtung zu Fruchtfolgen könnte man temporär
aussetzen. Man muss es nur wollen, um jetzt - zu

diesem Zeitpunkt - Futter und Lebensmittel anbau-
en zu können.

Im Selbstverständnis der Landwirtschaft steht die
Erzeugung gesunder Lebensmittel immer noch
hoch im Kurs. Das ist legitim und alles andere als
rückwärtsgewandt. Die Landwirte können das,
wenn auch so mancher von Ihnen und euch hier mit
diesem Gedanken heute noch fremdelt.

Schließlich geht es bei der Frage der Ernährungssi-
cherung auch um unsere persönliche Haltung im
Umgang mit Lebensmitteln. Solange die Regale
voll sind und die Teller gefüllt sind, dringt man bei
Themen der Lebensmittelverschwendung leider
nicht so weit durch. Erst wenn man sich die Bilder
von Menschen ansieht, die mitten im Krieg in kal-
ten Kellern verharren, um ihr Leben zu schützen,
kein frisches Wasser haben, geschweige denn eine
warme Mahlzeit bekommen, dann wird uns diese
Dimension doch erst bewusst.

Mich erschüttern diese Bilder zutiefst. Ich bin fest
davon überzeugt: Wir müssen dem Hunger in der
Welt entschieden begegnen. Für das tägliche Brot
haben wir eine deutliche humanitäre Verantwortung
- um die geht es hier heute. Die Schleswig-Holstei-
ner helfen, wo sie können - das haben wir in allen
Beiträgen heute gehört. Es geht um unsere gemein-
same humanitäre Verantwortung, es geht um den
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU, Oliver Kumbartzky [FDP] und
Volker Schnurrbusch [AfD])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
jetzt der Abgeordnete Bernd Voß mit einer Restre-
dezeit von 9 Minuten das Wort.

(Zuruf SPD: Da muss er sich jetzt aber beei-
len!)

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Angriffskrieg Russlands gegen die
Ukraine hat bereits großes Leid gebracht, in erster
Linie der ukrainischen Bevölkerung. An erster Stel-
le unserer Überlegungen muss daher die Frage ste-
hen, wie wir in dieser dramatischen Situation die
Lebensmittelversorgung, die Versorgung von Vieh
und die Aufrechterhaltung der Nahrungsmittelkette
dort sicherstellen können - soweit das überhaupt
möglich ist. Daher begrüßen wir es, dass im BMEL
ein Koordinierungsstab eingerichtet wurde, der da-
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für sorgt, dass Nahrungsmittel, soweit es überhaupt
möglich ist, geliefert werden.

Dieser Krieg ist auch in seinen Auswirkungen auf
die weltweite Ernährungslage gravierend und treibt
mit den Energiepreisen zugleich die Getreidepreise
in die Höhe. Zum einen liegt das am hohen Export-
anteil der Ukraine und Russlands bei wichtigen
Produkten, zum anderen an der Verteuerung von en-
ergieaufwendig erzeugtem Stickstoffdünger.

Von höheren Getreidepreisen sind vor allem die
Länder des globalen Südens betroffen, die stark von
Lebensmittelimporten abhängen. Wir haben es be-
reits gehört: Es sind die Länder des Vorderen Ori-
ents, es sind die Länder Afrikas. Darum müssen wir
an zweiter Stelle darüber nachdenken, wie wir die-
sen Ländern helfen können. Das Welternährungs-
programm der Vereinten Nationen braucht erheb-
lich mehr Mittel, um die Kostenexplosion bei den
Nahrungsmitteln abzufangen. Darum ist es gut,
dass sich die G 7 bereits am 11. März auf Einla-
dung des Bundesagrarministers zusammengefunden
haben und sich für die Unterstützung der Hilfsorga-
nisationen und für das Offenhalten der Märkte ein-
gesetzt haben, um mithilfe von Marktbeobachtun-
gen Nahrungsmittelspekulationen zu begegnen.

Darüber hinaus müssen wir die Entwicklungszu-
sammenarbeit verstärken, um die Fähigkeiten zur
Eigenversorgung und die Situation der Kleinbauern
und -bäuerinnen in diesen Ländern zu verbessern.

(Beifall Sandra Redmann [SPD])

Auch wenn die nicht zu begreifenden Schrecken
des Krieges in der Ukraine alles überlagern: Wir
müssen den Krisen zusammen vorbeugen und sie
zusammen lösen. Ich kann die Vorschläge, die jetzt
in Sachen Agrarpolitik unter diesem - ich sage ein-
mal - Kanonendonner kommen, überhaupt nicht
nachvollziehen; auch die pauschalen Reflexe nicht,
die ich hier im Haus heute sehe.

Wenn ich mir nur die sogenannte 4 % Flächenstill-
legung ansehe, die laut Agrarreform im kommen-
den Jahr vorgesehen ist, dann komme ich zu dem
Ergebnis: Es wird ein Bild gezeichnet, als werde
Fläche vernichtet. Dem ist bei Weitem nicht so. Sie
wissen es doch selbst: Auf über 2 % dieser Fläche
stehen Knicks und Bäume. Wollen Sie diese denn
plattmachen? - Die weiteren 2 % wird jeder Bauer,
jede Bäuerin für Gräben, Knicks und Randstreifen
vorsehen. Das sind sowieso relativ unproduktive
Flächen, um es deutlich zu sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das Zweite: Wir brauchen nicht weniger, sondern
mehr Fruchtfolgen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir als Bauern und Bäuerinnen machen das doch
nicht aus Spaß, sondern um Ertragsstabilität, Bo-
denfruchtbarkeit und langfristige Ertragssicherheit
zu gewährleisten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Über diese Dinge haben wir in diesen Tagen sehr,
sehr oft im Zusammenhang mit der Wirtschaftspoli-
tik geredet, um das wirklich nachhaltig sicherzu-
stellen.

Die Grenzen der Düngeverordnung hier auszuset-
zen ist doch wirklich widersinnig. Die Düngerprei-
se sind um das Vierfache und mehr explodiert. Die
Gülle und den Mist, der da ist, werden wir maximal
im Land, über die Flächen verteilen. Das machen
die Bauern und Bäuerinnen, um eine optimale Aus-
nutzung zu ermöglichen.

Klar, Flächen und Tierbestände hier im Land sind
auseinandergewandert und müssen wieder mehr zu-
sammengebracht werden. Darüber sind wir uns völ-
lig einig. Aber welches Bild hier gezeichnet wurde!
Darüber kann ich mich richtig ärgern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Als Nächstes zu den Zielen und Strategien: Die Zie-
le der Farm-to-Fork-Strategie und der Biodiversi-
tätsstrategie versenken zu wollen schlägt im Grunde
dem Fass den Boden aus. Mit diesen Strategien
werden langfristige Ziele verfolgt, die der Ertrags-
und Versorgungssicherheit bei uns dienen. Dazu ge-
hören elementar Bodenfruchtbarkeit und Biodiver-
sität. Es geht um unsere langfristige Ernährungssi-
cherheit. Das dürfen wir doch nicht alles vergessen!

Ich mache immer wieder deutlich - auch Frau Rött-
ger hat darauf hingewiesen -, was mir besondere
Sorgen bei uns, aber auch weltweit macht: Die Bau-
ern und Bäuerinnen kennen den Standort - in der
Wissenschaft heißt das „Tacid Knowledge“ - und
wissen, wie man Nahrungsmittel an dem Standort
erzeugt. Herr Buchholz würde in diesem Zusam-
menhang „Fachkräftemangel“ sagen. Das ist ein
weiteres, entscheidendes Problem, auf das wir im-
mer gucken müssen.

Damit will ich das Problem des Hungers nicht
kleinreden. Bereits bei Corona hat sich die ver-
schärfte Lage gezeigt. Weltweit sind 141 Millionen
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Menschen mehr in akuten Hunger getrieben wor-
den. Wir können daher diese Debatte nicht losgelöst
von der entwicklungspolitischen Debatte führen.
Wir müssen unsere Landwirtschaft nachhaltiger
aufstellen - bei uns, weltweit und jetzt erst recht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich fasse die landwirtschaftlichen Punkte zusam-
men: eine bessere Verteilung der Nahrungsmittel,
geschützte Märkte, damit die Bauern und Bäuerin-
nen vor Ort nicht durch Dumpingimporte kaputt ge-
macht werden, mehr Finanzhilfen für das Welt-
ernährungsprogramm, Lebensmittelrettungsgesetze
- so nenne ich sie einmal -, um der Verschwendung
zu begegnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

30 bis 40 % der Lebensmittel landen im Müll.

Wir brauchen mehr Kreislaufwirtschaft und eine
gebundene Tierhaltung.

Wir brauchen auch - es ist mehrmals gesagt worden
- eine ausgewogenere Flächennutzung. 70 % der
landwirtschaftlichen Flächen werden für den Anbau
von Futtermitteln und Kraftstoffen genutzt. Dafür
gibt es - Stichwort: Fruchtfolge - gute Gründe. Aber
wir müssen wirklich lernen, genauer hinzugucken,
worüber wir reden.

Ich habe bisher wenig dazu gesagt, wie Schleswig-
Holstein betroffen ist. Die Bauern und Bäuerinnen -
das ist wichtig - machen einen guten Job. Wir müs-
sen auch in dieser Situation ziemlich genau gucken,
wie die wirtschaftliche Lage ist und wie die Anpas-
sungsstrategien aussehen.

Auch unter den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern haben wir vulnerable Gruppen, die wir uns
genauer angucken müssen. Im Zweifelsfall müssen
wir durch gezielte Subventionen wirken, damit wir
keine kritischen Situationen bekommen. Aber bitte
nicht mit der Gießkanne!

Ich komme jetzt - gut zwei Minuten habe ich noch -
zur Energie. Hier ist über Jahrzehnte eine Energie-
politik der billigen fossilen Energien ausgelebt wor-
den: Kohle, Öl, Gas. Diese Politik hat uns in eine
dramatische, einseitige Abhängigkeit gebracht.

Es geht um mehr als um die Grenzen der Globali-
sierung und die Abhängigkeit von Lieferketten; das
ist im Grunde schon in der Pandemie sichtbar ge-
worden. Es geht um eine verantwortungsvolle Ener-
gieaußenpolitik, die eben Sicherheitspolitik und in
ihrer Komplexität auch Friedenspolitik sein muss.

Die verheerenden Ergebnisse der Politik der letzten
Bundesregierungen sehen wir heute: Wir importie-
ren - täglich! - für über 200 Millionen € Energie al-
lein aus Russland - mit all den Auswirkungen, die
das hat. Wir erzeugen gerade einmal 15 % unserer
Energie aus erneuerbaren Energieträgern.

Die Erkenntnis kann im Grunde nur sein: Es geht
eben nicht nur um das Klima. Es geht auch um Ver-
sorgungssicherheit und Preisstabilität. Daher gibt es
nur eine Antwort, auch wenn wir die Kosten sehen:
den schnellen Ausbau der erneuerbaren Energien
und ihrer Technologien.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Wir müssen die Krisen gemeinsam lösen und dür-
fen nicht mit alten Floskeln in die Politik der Ver-
gangenheit zurückfallen.

Ist Herr Kilian noch da? - Sein Beispiel mit der
Mittelplate, das er in den Medien ausgebreitet hat,
hat mich jedenfalls ziemlich geärgert. Demnach lie-
fert Friedrichskoog nach Deutschland fast so viel
Öl wie Saudi-Arabien. Dann fragen sich jede Ver-
braucherin und jeder Verbraucher: Ja, ist denn
Friedrichskoog Saudi-Arabien?

Wir müssen doch bei den Fakten bleiben. Wir ste-
hen dazu, dass wir in solchen Situationen so han-
deln müssen, wie wir es in dem Antrag vorgeschla-
gen haben. Das ist überhaupt kein Problem.

Auf der anderen Seite sage ich: Wir werden Öl auch
noch für andere, zum Beispiel stoffliche Dinge,
brauchen. Dazu gehören Kopfschmerztabletten für
die Enkelkinder. Die werden sie nämlich brauchen,
wenn sie merken, welche Folgen unsere Politik hat-
te.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das vielleicht an dieser Stelle.

Aber Sie sehen auch die Erfolge unserer Politik.
Gestern ist die neue Tesla-Fabrik eröffnet worden.
Ministerpräsident Woidke hat es deutlich gesagt: Es
war eine Investitionsentscheidung pro erneuerbare
Energien. - Sie wissen, Brandenburg ist nicht
schlecht bei den Erneuerbaren.

Die in Sachsen-Anhalt geplante Chipfabrik wird
auch relativ viel erneuerbare Energie nutzen.

Sehr viel Energie verbraucht die Batterieprodukti-
on. Wir begrüßen die Entscheidung für den Stand-
ort Schleswig-Holstein, für die Westküste. Es ist ei-
ne Standortentscheidung, bei der auf unsere Ener-
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giepolitik gesetzt wurde, die wir im Grunde seit
Jahrzehnten vorantreiben.

Ich sage das aber auch mit etwas Sorge. Ich denke
nämlich an den Wahlkampf des Jahres 2017 zurück
und an die Zeit danach.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Ende.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Genau. - Damals wurden immer wieder alle Argu-
mente herangezogen, die gegen den Ausbau der er-
neuerbaren Energien sprechen. Das kam auch heute
immer wieder sehr, sehr deutlich zum Tragen.

Ich muss sagen: Zum Glück ist die Entscheidung
trotz der Position gefällt worden, die auch in die-
sem Haus immer wieder geäußert wird.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, die Redezeit war wirklich lang
genug.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sie können sicher sein, dass wir weiterhin für einen
schnellen und massiven Ausbau streiten werden. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Es scheinen ja alle noch ausgiebig Lust zu haben. -
Dann kommen wir jetzt zum Sprecher der FDP-
Fraktion, Oliver Kumbartzky. Sie haben noch eine
Restredezeit von 13 Minuten.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr schön.

(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Ohne Überziehung!

(Zuruf FDP: Das schafft er!)

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr verehrte, liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich werde die 13 Minuten
nicht ausnutzen.

(Zuruf: Das sagen alle!)

Ich werde noch ein bisschen kürzen. Aber mir ist
die Rede zu wichtig, um sie zu Protokoll zu geben.
Sie können die Langversion online nachlesen. Ich
weiß, dass sich gerade Herr Hölck und Frau Red-
mann auf meine Rede sehr gefreut haben; deswegen
will ich sie gern halten.

(Heiterkeit und Beifall Christopher Vogt
[FDP])

Ganz im Ernst: Auch mir sind viele Punkte sehr
wichtig.

Ich beginne mit dem Punkt, dass wir uns aufgrund
der aktuellen Lage, wie ich finde, keiner Möglich-
keit verwehren sollten, wenn wir die Energie- und
die Lebensmittelversorgung der Menschen im Land
sicherstellen wollen. In diesen Bereichen geht es
jetzt um pragmatisches Handeln und, ja, auch um
neues Denken. Ich finde es falsch, immer gleich al-
les vom Tisch zu wischen.

(Beifall FDP und CDU)

Wie es pragmatisch geht, haben wir beim LNG-Ter-
minal gesehen. In dieser Hinsicht hat die Bundesre-
gierung wirklich superschnell gehandelt und zu-
sammen mit der Landesregierung und der Privat-
wirtschaft die richtigen Weichenstellungen vorge-
nommen. Das ist gut für den Wirtschaftsstandort
Brunsbüttel. Eine super Nachricht! Vor allem ist es
eine super Nachricht für die Versorgungssicherheit
der Bundesrepublik Deutschland.

Herr Dirschauer, bei aller Wertschätzung - wenn Sie
hier sagen: „Na gut, es gibt doch woanders in Euro-
pa LNG-Terminals“, dann will ich Ihnen entgeg-
nen: Das LNG-Terminal in Lissabon nützt uns hier
in Deutschland relativ wenig. Wir brauchen ein ei-
genes LNG-Importterminal. Es ist gut, dass es jetzt
kommt.

(Beifall FDP, CDU und Doris Fürstin von
Sayn-Wittgenstein [fraktionslos])

Zu dem LNG-Terminal Brunsbüttel gab es heute ei-
ne sehr gute Meldung. Heute hat nämlich das Un-
ternehmen Shell ein Memorandum of Understan-
ding unterschrieben und schon substanzielle Teile
der Kapazitäten langfristig gebucht. Man sieht also,
dass es gebraucht wird. Letzte Woche kam die Mel-
dung, dass RWE direkt nebenan ein Ammoniak-
Terminal baut. Dort entsteht also ein Multi-Energie-
terminal, das heißt eine Drehscheibe. Das ist eine
sehr gute Nachricht für die Region. Hinzu kommt
die Nachricht von vorletzter Woche zu der Batterie-
zellfabrik in der Region Heide.
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Das alles sind echt starke Sachen, die hier in
Schleswig-Holstein passieren - aufgrund der Ener-
giewende, aufgrund dessen, dass wir hier die erneu-
erbaren Energien haben. Das ist gut. Das ist eine
Riesenchance für unser Land, die wir nicht
schlechtreden, sondern gemeinsam nutzen sollten.

Natürlich brauchen wir dafür auch den Infrastruk-
turausbau. Dazu gehören der Ausbau der A 20 und
der B 5 sowie die Elektrifizierung der Marschbahn.

(Beifall FDP und CDU)

Das Thema Stromerzeugung - ich habe es schon
kurz erwähnt - bleibt wichtig. Natürlich brauchen
wir weiterhin den Ausbau der erneuerbaren Energi-
en. Sie sind unsere Freiheitsenergien. Wir brauchen
den Ausbau onshore und offshore. Gerade offshore
ist noch ein Riesenfeld offen, dort muss noch viel
mehr passieren.

In Bezug auf Onshore ist das Repowering an akzep-
tierten Standorten ein wichtiges Thema. An der
Westküste ist die Akzeptanz da, dort sind die Netze
da. Dort ist endlich etwas in die Wege geleitet wor-
den. Nun kann man dort sagen: Passt auf, wir kön-
nen dort die Anlagen außerhalb der Vorrangflächen
repowern. Eine super Geschichte! Das müssen wir
unbedingt umsetzen.

Zum Thema Erdöl möchte ich mich den Worten
von Lukas Kilian - der leider nicht mehr da ist - ab-
solut anschließen. Die Mittelplate gewährleistet seit
Jahrzehnten zuverlässigen Umweltschutz und arbei-
tet seit Förderbeginn nachweislich störungsfrei.

Ich weiß, dass das hier immer ein Streitthema war.
Eine meiner ersten Reden hier war zu diesem The-
ma. Damals hat noch Detlef Buder für die SPD ge-
redet, und schon damals flogen die Fetzen. Aber es
ist wichtig zu verdeutlichen, wie dieses Öl genutzt
wird. Es geht ja nicht einfach nur um die Förderung
des Öls. Dieses Öl ist unter anderem in Kopf-
schmerztabletten, Katalysatoren und Kosmetika
enthalten. Dieses Öl aus dem Wattenmeer wird also
vielfältig genutzt. Und es wird umweltverträglich
abgebaut; das ist wichtig.

Da liegen eben noch unerschlossene Felder. Die
Möglichkeit, zusätzlich 2 Millionen t Öl zu fördern,
sollte auch genutzt werden.

(Beifall FDP und CDU)

Zur Landwirtschaft. Ich glaube, sowohl Herr Voß
als auch Frau Eickhoff-Weber haben die Redner
von CDU und FDP falsch verstanden. Es geht jetzt
darum, kurzfristig den Anbau innerhalb der EU
auszuweiten.

(Zuruf SPD: Ja, genau!)

Wir brauchen doch jetzt für die Sicherung der Er-
nährungssicherheit mehr Produktion, weil riesen-
große Teile für die Versorgung in Russland und in
der Ukraine wegfallen. Es geht jetzt darum, mehr
zu produzieren, um auch zu exportieren, um hun-
gernde Regionen zu unterstützen. Sie sagen ein-
fach: Ja, die 4 % sind in Wahrheit nur 1 % oder
0,1 %. - Es geht jetzt darum, mehr zu produzieren,
Frau Redmann. Das ist der Punkt.

(Beifall FDP und CDU - Zuruf SPD: Ja, ge-
nau!)

Deswegen brauchen wir ein Auflagenmoratorium.
Wir brauchen jetzt nicht schon harte Maßnahmen.
Das bedeutet nicht, dass wir die Strategien der EU
in die Tonne schmeißen wollen, sondern das bedeu-
tet nur, dass wir sie kurzfristig aussetzen und sie
später umsetzen. Auch im Land können wir etwas
tun.

(Sandra Redmann [SPD] geht zum Ausgang
des Plenarsaals)

- Schade, Frau Redmann, dass Sie jetzt - -

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

- Okay. - Ich bin der Meinung, dass wir neben dem
Auflagenmoratorium auch an das Vorkaufsrecht für
den Naturschutz heranmüssen. Das sind wichtige
Flächen, die verloren gehen. Wir als FDP-Fraktion
sind der Meinung, dass man dieses Vorkaufsrecht
abschaffen sollte.

(Beifall FDP)

Zur Debatte, die von vielen NGOs, mittlerweile
auch von einigen Rednern hier am Pult geführt
wird, Teller oder Trog. - Die Kausalität sieht ein-
fach aus. Man sagt, das Futter, das die Tiere fres-
sen, könnten wir direkt für die menschliche Ernäh-
rung nutzen, und schon hätten wir kein Versor-
gungsproblem mehr. Das klingt einfach, ist es aber
nicht, Frau von Kalben.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha! Das interessiert mich jetzt mal!)

Nicht überall, wo Heu oder Futtergetreide angebaut
werden kann, kann auch Brotgetreide angebaut
werden. Selbst wenn die schlechteren Böden inten-
siver bewirtschaftet würden, könnten sie nicht die-
selben Erträge erbringen wie die guten Böden. Das
ist ein Punkt.

Im Sinne einer optimalen Bodenfruchtbarkeit emp-
fiehlt sich
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(Zuruf Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

die Fruchtfolge, also der aufeinander folgende An-
bau verschiedener Kulturen auf einer Fläche, und
zwar sowohl im konventionellen wie im ökologi-
schen Bereich. - Was war das jetzt gerade?

(Zurufe Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] - Dennys Bornhöft
[FDP]: Marlies ist schon in der Opposition!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Möchte jemand eine Zwischenfrage oder -anmer-
kung machen, auf die der Kollege antworten kann?
Wenn alle durcheinanderreden, ist das hier sehr
schwer zu verstehen.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Das erste Thema war das der Böden, das zweite das
der Fruchtfolge. Das dritte Thema ist die Produkti-
on von Gülle. Weniger Tierhaltung würde weniger
Gülle produzieren. Gülle ist nun einmal ein wert-
voller organischer Dünger. Um ihn zu ersetzen,
müsste man mehr Mineraldünger einsetzen. Er ist
ebenfalls knapp. Seine Produktion setzt Treibhaus-
gase frei.

(Beifall FDP und Volker Schnurrbusch [AfD]
- Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Was ich damit sagen will, sehr verehrte Kollegin
Fritzen, ist: Man kann vor diesem Hintergrund - so
meine ich zumindest - Trog und Teller nicht gegen-
einander ausspielen. Vernünftiger scheint es mir zu
sein, beides zusammenzudenken.

(Beifall FDP und CDU)

Noch ein grundsätzlicher Satz. Wir als Europa, als
Industriestandort mit vielen guten Technologien ha-
ben auch die Möglichkeit, Innovationen zu expor-
tieren. Es geht zum Beispiel um neue Züchtungs-
technologien und neue Pflanzenschutzmittel.

(Zuruf Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Hier müssen wir die Zulassung vereinfachen. Das
sind Punkte, mit denen wir den Ländern in der Drit-
ten Welt helfen. Ich werbe sehr darum.

Wir haben gleich noch über viele Anträge zu be-
schließen. Ich bitte um Zustimmung zu den Anträ-
gen der Koalition. Sie sind alle sehr gut und unter-

stützen das Thema auf hervorragende Art und Wei-
se. - Danke schön.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Wir kommen zu den Kurzbeiträgen.

Das Wort zum ersten Kurzbeitrag hat der Abgeord-
nete Tobias Koch.

(Christopher Vogt [FDP]: Weißt du noch, zu
welchem Thema?)

Tobias Koch [CDU]:

Es liegt ein bisschen zurück. Es war am Anfang der
Debatte. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! So viel Zeit muss sein. Der
Beitrag des Kollegen Hölck war heute schon über-
holt, bevor er seine Rede überhaupt gehalten hat.
Während wir hier noch trefflich über das Für und
Wider von Energieeinfuhren aus Russland diskutie-
ren, erreichen uns seit wenigen Stunden die Mel-
dungen, dass Russland bei den bestehenden Ener-
gielieferverträgen vertragsbrüchig wird. Möglicher-
weise sind Ihnen diese Meldungen entgangen, Herr
Hölck, oder Sie haben die Dramatik nicht richtig
einschätzen können.

Russland wird bei den bestehenden Lieferverträgen
vertragsbrüchig. Putin verlangt zukünftig die Be-
zahlung nicht mehr in Euro und Dollar, sondern in
Rubel.

Das Problem ist, Herr Hölck: Wir haben keine Ru-
bel. Rubel sind nicht Bestandteil der Währungsre-
serven von EZB und Bundesbank.

(Zuruf Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Die Frage, ob wir ein Energieembargo verhängen
oder weiterhin Energie aus Russland importieren,
wird sich in wenigen Tagen von allein beantworten.
Da können wir hier so viel diskutieren, wie wir
wollen.

Wir haben noch genau zwei Möglichkeiten. Entwe-
der können wir die Lieferungen nicht bezahlen und
müssen akzeptieren, dass wir keine Energie aus
Russland mehr bekommen. Das ist die eine Mög-
lichkeit mit all den schwerwiegenden Folgen, die
uns bewusst sind. Die zweite Möglichkeit wäre, das
zu tun, was Bernd Buchholz vorhin ausgeschlossen
hat, nämlich die Sanktionen aufzuheben. Um mit
Rubel bezahlen zu können, müssten wir die russi-
sche Zentralbank von den Sanktionen befreien,
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müssten die Konten entsperren. Dann könnten wir
Euro in Rubel tauschen.

Wir sehen also: In der jetzigen Lage können wir
nicht davon ausgehen, dass wir an der Seite der
Ukraine stehen, die Ukraine unterstützen, gleichzei-
tig mit Russland Energiegeschäfte so weiter betrei-
ben, als sei nichts geschehen, und darauf vertrauen,
dass Russland uns weiterhin beliefert.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, das wird nicht funktio-
nieren. Deshalb müssen wir - das habe ich bei vie-
len Wortbeiträgen heute Abend vermisst - wirklich
umdenken, alles neu denken, alles in Erwägung zie-
hen, alles, was auch technisch schwierig erscheint,
was vielleicht nur einen geringen Beitrag leistet.
Egal was - wir müssen alle Möglichkeiten kurzfris-
tig nutzen.

Wir werden damit konfrontiert sein, dass wir in
Kürze keine Energie aus Russland mehr bekom-
men. Putin steht mit dem Rücken an der Wand. Er
wird diese Karte ziehen, weil er weiß, wie abhängig
wir davon sind. Wir können das deshalb nicht aus-
schließen und verlangen, dass wir weiterhin von
den Russen beliefert werden. Das wird nicht funk-
tionieren. Herr Hölck, Sie haben wirklich keine Ah-
nung von der Weltpolitik. Das muss ich Ihnen sa-
gen. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU - Zuruf SPD: Es ist gut, dass
Sie sie haben!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zum nächsten Kurzbeitrag hat der Abge-
ordnete Jörg Nobis.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Man kann fast nahtlos anschließen. Ich
möchte auch ein bisschen Wasser in den Wein gie-
ßen, der hier so eingeschenkt wurde. Einige Reden
haben den Eindruck erweckt: Wir bauen jetzt ein
LNG-Terminal, und dann sind wir energiesouverän
von Russland.

Ich habe einmal Zettel und Stift genommen und ein
bisschen nachgerechnet. Das ist natürlich nicht der
Fall. Wir werden durch ein LNG-Terminal in
Brunsbüttel nicht energiesouverän.

Die Zahlen sind ja öffentlich. Wir haben es gehört:
Frühestens 2026 wird das LNG-Terminal fertig.
8 Milliarden m³ Gas sollen maximal umgeschlagen

werden können. Das klingt viel, ist aber relativ we-
nig. Laut dem Energiejahresbericht von BP hat
Deutschland 2020 rund 102 Milliarden m³ Flüssig-
gas per Pipeline importiert, davon gut die Hälfte aus
Russland. Im Jahr 2019 waren es 55,6 Milliar-
den m³.

Der Erdgasverbrauch in Deutschland lag im Jahr
2020 bei 86,5 Milliarden m³. Deutschland, das ist
bekannt, ist innerhalb der EU der größte Importeur
von Erdgas aus Russland.

Meine Damen und Herren, die genannten Zahlen
zeigen vor allem eines: Das LNG-Terminal in
Brunsbüttel kann selbst bei Vollauslastung die Gas-
importe aus Russland nur zu maximal - jetzt kommt
es - 14 % ersetzen. Es bräuchte derzeit also gut sie-
ben LNG-Terminals unter Vollauslastung in
Deutschland, um russisches Gas zu substituieren.
Diese Zahlen machen deutlich, auf welche Kata-
strophe wir hinauslaufen. Herr Koch hat das eben
angedeutet.

Gucken wir uns die Tanker an, die das Zeug herum-
fahren. Die größten Tanker im Welthandel sind bei
einer Länge von rund 300 m in der Lage, mehr als
250.000 m³ LNG verflüssigt zu transportieren. Ein
verflüssigter Kubikmeter sind um die 600 m³ Erd-
gas. Bei einer Vollauslastung von 8 Milliarden m³
Gas reden wir hier theoretisch von 53 Großtankern,
die pro Jahr in Brunsbüttel abgefertigt werden müs-
sen. Die bleiben nicht nur ein paar Stunden, die
bleiben ein paar Tage. Um das gesamte russische
Gas durch LNG zu substituieren, reden wir von 373
Anläufen von Großtankern mit einer Länge von cir-
ca 300 m in Deutschland. Das ist sportlich, wenn
man bedenkt, dass es weltweit 2018 etwa nur 417
LNG-Tanker im Einsatz gab, und die zumeist im
Asienverkehr. Sie können also die Hoffnung, durch
den Bau eines LNG-Terminals in Brunsbüttel ener-
gieunabhängig von Russland zu werden, getrost
vergessen.

(Zurufe Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Das klang aber so an, Frau von Kalben. Es klang
an: Wir machen jetzt so ein LNG-Terminal, und
dann sind wir unabhängig. Das ist einfach nicht der
Fall. Wir werden also auch nach 2026 noch auf rus-
sisches Gas angewiesen sein, und zwar allen Träu-
mereien zum Trotz, auch von grüner Seite, wir ma-
chen noch ein bisschen mehr Windkraft und ein
bisschen mehr Wasserstoff. Allem zum Trotz wer-
den wir das weiterhin brauchen, auch nach 2026.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber wir kriegen es nicht!)
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- Dann müssen wir es woanders herholen, wir müs-
sen dann sieben Terminals bauen. - Vielen Dank.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Andreas Hein.

Andreas Hein [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Dazu ist natürlich sehr viel zu
sagen. Ich hatte mich jetzt aber auf das andere The-
ma spezialisiert. - Erst einmal herzlichen Dank an
die Landesregierung, herzlichen Dank, Herr Minis-
terpräsident, Frau Ministerin Heinold und Herr
Minister Buchholz dafür, dass Sie persönlich in
Heide waren, als es um Northvolt ging.

Nun soll man sicherlich mit dem Begriff historisch
sehr vorsichtig sein. Immerhin ist dies aber die
größte Industrieansiedlung der vermutlich letzten
50 Jahre. Deswegen: Välkommen Northvolt!

(Beifall CDU)

Ein schwedisches Unternehmen, erst 2016 von Pe-
ter Carlsson gegründet, ein europäisches Unterneh-
men. Beteiligt sind unter anderem Volkswagen und
Goldman Sachs. Es hat sich zum Ziel gemacht, die
nachhaltigsten Batteriesysteme und Batterien für
Elektrofahrzeuge und für andere Dinge zu bauen.
Dabei wird eine Recyclingquote von immerhin
97 % angestrebt, das Ganze auf einer Fläche von
155 ha, das sind ungefähr 216 Fußballfelder. Das ist
eine enorm große Fläche. 3.000 Arbeitsplätze wer-
den rund ums Werk angestrebt. Das Produktionsvo-
lumen liegt bei 60 GWh. Das sagt nicht wahnsinnig
viel, aber wenn man die Anzahl von einer Million
Fahrzeugen einmal ins Verhältnis setzt, dann kann
man sich ungefähr vorstellen, was sich dahinter ver-
birgt.

Nachdem viele Standorte in Deutschland und in
Europa gesichtet worden sind, ist die Entscheidung
auf Deutschland gefallen. Sie ist deswegen auf
Deutschland gefallen, weil wir ein großes Aufkom-
men an Facharbeitern und Ingenieuren haben. Das
macht doch Mut, bei all den Diskussionen, die wir
immer haben. Auch die Kunden kommen aus
Deutschland, ich im Übrigen auch.

Man hat dann geguckt, wo man das in Deutschland
machen kann. Man ist relativ schnell auf die Region
Heide gekommen, vor allem auch deshalb, weil wir
dort ein Ökosystem aufgebaut haben. Dieses Öko-
system biete ideale Voraussetzungen. Wir haben da
einen Hub an erneuerbaren Energien, wir haben ein

Multi-Terminal-Hub, ein großes Umspannwerk, das
in der Zukunft entstehen soll, wodurch es möglich
ist, die Energiemengen zu verschneiden. Wir haben
mit den Möglichkeiten, die wir dort für die Wasser-
stoffanwendung geschaffen haben, im großteiligen
Maßstab einen Bereich geschaffen, den es sonst so
nicht gibt.

Gestatten Sie mir deshalb, Dank zu sagen an die
Triebfeder der Entwicklungsagentur Region Heide,
an Dirk Burmeister, an Julia Kröger, an Martin Eck-
hard, an Sandra Struckmann, an Jannick Schwender
und an die vielen anderen im Team, die mit der Un-
terstützung des Verwaltungsrats und der Stadt Hei-
de und des Umlands dort eine tolle Geschichte ge-
schafft haben. Vielen Dank an Sie.

(Vereinzelter Beifall CDU, Beifall Eka von
Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Oliver Kumbartzky [FDP])

Frau Präsidentin, ich bin sofort fertig. Wir müssen
natürlich noch ein paar Aufgaben angehen, das wis-
sen wir. Wir kämpfen darum, wir bringen uns dort
ein, wir arbeiten hochmotiviert und engagiert an der
Umsetzung, und alles in allem ist das ein richtiger
Schritt in eine klimagerechte Zukunft für Genera-
tionen. Frau Präsidentin, auch wenn ich meine Re-
dezeit inzwischen überschritten habe?

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Genau!

Andreas Hein [CDU]:

Dann ist das so: Meine Redezeit ist jetzt vielleicht
vorbei, aber die Fahrt in die klimagerechte Zukunft
beginnt jetzt. Välkommen Northvolt!

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Oliver
Kumbartzky [FDP])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat jetzt
der Abgeordnete Lasse Petersdotter.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich möchte nur einige wenige Worte zu
dem sagen, was der Kollege Koch gerade ausge-
führt hat. In der Tat hat sich die wirtschaftliche La-
ge dadurch massiv verändert, dass Putin heute an-
gekündigt hat, künftig insbesondere Gaslieferungen
nur noch über Rubel finanzieren zu lassen. Das ist

10910 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 144. Sitzung - Mittwoch, 23. März 2022

(Jörg Nobis)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8977&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8977&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8977&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8977&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8964&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8964&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8964&format=WEBVOLLLANG


ein Schritt, der durchaus erwartbar war. Er ist in
seinen Auswirkungen zwar eklatant, in den Folgen
aber gar nicht so riesig, denn bislang ist es so, dass
die Zahlungen in Dollar an Gazprom gegangen sind
und Gazprom diese Zahlungen dann schließlich bei
der Zentralbank in Rubel wechseln musste.

Das, was Putin sich jetzt gerade wünscht, ist, dass
die Zahlungen nicht mehr in Dollar erfolgen, son-
dern über Rubel. Woher kriegt man Rubel? - Rubel
werden an den Devisenmärkten so gut wie gar nicht
mehr gehandelt. Das heißt, der Plan dahinter ist un-
mittelbar, dass die Importeure, also Deutschland
zum Beispiel, jetzt auf die Zentralbank zugehen
und Rubel beziehen, um bezahlen zu können. Das
widerspricht dem Sanktionsregime, dem alle wei-
terhin folgen möchten.

Es widerspricht auch dem Vertragsaspekt, den auch
Herr Koch angesprochen hat. Das muss aber nicht
zwangsläufig bedeuten, dass wir dieser Situation ir-
gendwie ausgeliefert wären. Ich würde sehr stark
davor warnen, jetzt zu sagen: Oh, da hat Putin aber
einen schlauen Schachzug gemacht, jetzt müssen
wir dem folgen. Jetzt müssen wir entweder ein
Komplettembargo durchsetzen, oder wir haben ein-
fach Pech gehabt und müssen die Sanktionen unter-
laufen.

Wir können auch darauf bestehen, weiterhin in Dol-
lar zu überweisen und erst einmal zu sehen: Wie re-
agiert Gazprom darauf? Nimmt man die Dollar
nicht mehr an? Wie reagiert der russische Staat dar-
auf? Werden die Dollar dann nicht mehr angenom-
men? Fakt ist: Sie haben zurzeit nicht das allergröß-
te Interesse, Rubel anzuhäufen. Rubel gibt es in
Russland gerade ausreichend. Das liegt auch an der
Inflation, die zurzeit in Russland stattfindet.

Eigentlich ist gerade attraktiv, noch ausländische
Devisen zu haben, um noch an anderen Märkten
partizipieren zu können. Es ist auch in Russland
nicht so, dass man einen geschlossenen Wirtschafts-
kreislauf hätte. Die wenigen Leute, die zurzeit noch
mit Russland Handel führen, wollen natürlich auch
keine Rubel beziehen, sondern weiterhin Dollar.

Es ist heute nur eine erste Ankündigung gewesen,
bei der ich sehr dafür werbe, daraus nicht die ersten
Schlüsse zu ziehen, die uns in den Kopf kommen,
sondern erst einmal die Woche abzuwarten, bis die
konkreten Details da sind, dass wir nicht auf den
Leim gehen, den Putin uns auslegt. Insofern: Bei
den Sanktionen bleiben, aber auch bei einem eige-
nen Kurs bleiben. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Ich stelle zunächst fest, dass die Berichtsanträge,
Drucksache 19/3728 und Drucksache 19/3732,
durch die Berichterstattung der Landesregierung ih-
re Erledigung gefunden haben.

Wir kommen zur Abstimmung zu a), Antrag des
Zusammenschlusses der Abgeordneten der AfD,
Drucksache 19/3672. Es ist beantragt worden, über
den Antrag des Zusammenschlusses der Abgeord-
neten der AfD, Drucksache 19/3672, in der Sache
abzustimmen. Wer dem zustimmen möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Damit ist der Antrag gegen
die Stimmen der Abgeordneten des Zusammen-
schlusses der AfD abgelehnt.

(Zuruf Doris Fürstin von Sayn-Wittgenstein
[fraktionslos])

- Frau von Sayn-Wittgenstein, wie haben Sie abge-
stimmt?

(Doris Fürstin von Sayn-Wittgenstein [frakti-
onslos]: Ich habe dafür gestimmt!)

- Gegen die Stimmen der Abgeordneten des Zusam-
menschlusses der AfD und der fraktionslosen Ab-
geordneten von Sayn-Wittgenstein abgelehnt.

(Zuruf Dr. Frank Brodehl [fraktionslos])

- Sie haben sich enthalten? - Entschuldigung, das
habe ich nicht gesehen. - Bei Enthaltung des frakti-
onslosen Abgeordneten Dr. Brodehl abgelehnt.

Abstimmung zu d), Antrag der Fraktionen von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucksache 19/3733. Es ist beantragt worden, über
den Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP, Drucksache 19/3733,
in der Sache abzustimmen. - Wer hier zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der Antrag
mit den Stimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Enthaltungen? -,

(Zuruf SSW: Dagegen!)

der FDP-Fraktion, der CDU-Fraktion gegen die
Stimmen der Abgeordneten des SSW und der AfD-
Fraktion - -

(Doris Fürstin von Sayn-Wittgenstein [frakti-
onslos]: Ich habe dafür gestimmt!)
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- bei Enthaltung des fraktionslosen Abgeordneten
Dr. Brodehl und Zustimmung der fraktionslosen
Abgeordneten von Sayn-Wittgenstein angenom-
men.

Abstimmung zu e), Antrag der Fraktion der SPD,
Drucksache 19/3735, und Alternativantrag der
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP, Drucksache 19/3760. Es ist bean-
tragt worden, über die Anträge in der Sache abzu-
stimmen. 

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion der
SPD, Drucksache 19/3735, abstimmen. Wer hier
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der
Antrag gegen die Stimmen der SPD-Fraktion mit
den Stimmen sämtlicher anderer Fraktionen, der
Abgeordneten des SSW, der Abgeordneten des Zu-
sammenschlusses der AfD sowie der fraktionslosen
Abgeordneten von Sayn-Wittgenstein und Dr. Bro-
dehl abgelehnt.

Ich lasse dann abstimmen über den Alternativantrag
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP, Drucksache 19/3760. Wer dem zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der
Antrag mit den Stimmen der SPD-Fraktion, der
FDP-Fraktion - -

Noch mal. Damit ist der Antrag mit den Stimmen
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP-Frakti-
on, der CDU-Fraktion gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion, des Zusammenschlusses der Abgeordne-
ten der AfD, der Abgeordneten des SSW sowie der
beiden fraktionslosen Abgeordneten Dr. Brodehl
und von Sayn-Wittgenstein angenommen.

Abstimmung zu f), Antrag der Fraktionen von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucksache 19/3741. Auch hier ist Abstimmung in
der Sache beantragt worden. Wer dem Antrag so
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der An-
trag gegen die Stimmen der SPD-Fraktion bei Zu-
stimmung sämtlicher anderer Abgeordneten ange-
nommen.

Abstimmung zu g), Antrag der Fraktionen von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucksache 19/3755. Erneut ist Abstimmung in der
Sache beantragt, und wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Dieser Antrag ist einstimmig angenom-
men. Ein schöner versöhnlicher Schluss.

Ich schließe die heutige Sitzung und unterbreche
die Tagung bis morgen um 10 Uhr. Ich wünsche al-
len einen guten Heimweg.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:44 Uhr
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Anhang
Reden zu Protokoll

Organstreitverfahren des Zusammenschlusses
der Abgeordneten der AfD gegen den Schleswig-
Holsteinischen Landtag vor dem Schleswig-Hol-
steinischen Landesverfassungsgericht; Az:
LVerfG 2/22

Schreiben des Präsidenten des Schleswig-Holsteini-
schen Landesverfassungsgerichts vom 17. Januar
2022

Beschlussempfehlung des Innen- und Rechtsaus-
schusses
Drucksache 19/3613

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Heute sitzen wir alle hier im Plenar-
saal, so wie es sein sollte, und halten eine Plenarsit-
zung ab. Es gibt ein Hygienekonzept, das es jeder-
mann ermöglicht, hier seine Rechte als Abgeordne-
ter wahrzunehmen.

Das war am 10. Januar anders. Eine Aufteilung auf
verschiedene Säle nach aktuellem Impf- und ver-
schärftem Teststatus führte dazu, dass die Sonder-
sitzung an dem Tag auf drei Säle verteilt durchge-
führt wurde.

Zusammengeschaltet waren die Säle notdürftig mit
Konferenztechnik, und so etwas nennt man dann
Hybridsitzung, und das kennt auch unsere Landes-
verfassung. Sie wurde aber nicht so bezeichnet,
sondern explizit abgestritten.

Eine blaue Wand bleibt aber blau, auch wenn Sie
sagen, dass sie grün sei! Wir lassen daher die Um-
stände dieser Sitzung vor dem Verfassungsgericht
überprüfen, und stimmen folgerichtig heute - wenig
überraschend - gegen die Beschlussempfehlung des
Innen- und Rechtsausschusses.

Ich freue mich, Ihnen diese Erklärung zu unserem
Abstimmverhalten in nicht- hybrider Sitzung über-
bringen zu können!
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